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Der Wandel 
des Arbeitsvertrages 
im Laufe der Zeit
Auf dem Wege zu einer neuen Sozialordnung
Von Dr. KURT WERNER, Berlin

Erste Pflicht jedes Staatsbürgers muß sein, geistig 
und körperlich zu schaffen. Biese Pflicht, zu leben, 
um zu arbeiten, ist Zweckbestimmung unseres Da­
seins. Arbeit um der Pflicht willen ist die A u ffa s­
sung, die unserer deutschen Einstellung zur Arbeit 
und ihres Trägers das Gepräge gibt, wobei unter 
„Arbeiter“ im weitesten Sinne jeder Mensch zu ver­
stehen ist, der m it der Stirn oder Faust Werte für  
die Gesamtheit schafft. Unser Leben gewinnt erst 
dann an W ert, sobald ivir einen Beruf haben, und 
wenn wir im ihm etwas leisten. Das verleiht uns und 
unserm Dienst fü r  die Allgemeinheit erst die rechte 
innere Befriedigung.

Arbeit und Staat
Der arbeitende und schaffende Mensch steht im Mittel­
punkt des Staates. „Ehret die Arbeit und ehret den A r­
beiter“ war die Losung fü r die M aifeier im Jahre 1934. 
Dieses Gebot soll unser gesamtes deutsches Arbeitsleben 
beherrschen. A dolf H itler hat diese Losung klar und 
eindeutig ausgesprochen, als er mit den W orten: „Geist- 
und Handarbeit werden den ersten Stand im Reich des 
Deutschen bilden“ jeglichen Arbeiter der Ehre versichert, 
die ihm aus einer Dienstleistung zufließen muß.
Bei weitem die meisten deutschen Arbeiter der Stirn und 
der Faust finden ihre Lebensgrundlage in abhängiger un­
selbständiger Arbeit und sind somit gezwungen, ein A r­
beitsverhältnis mit dritten Personen einzugehen. Es ist das 
wichtigste der vier Grundverhältnisse des Arbeitsrechtes, 
mit denen der Arbeiter nach ebenso vielen H auptrichtun­
gen hin rechtlich gebunden ist. Im Arbeitsverhältnis ver­
wirklicht sich der Arbeitstatbestand unmittelbar, und er 
bildet den Ausgangspunkt sowie das Kernstück jeder 
arbeitsrechtliehen Regelung. Seine rechtliche Gestaltung 
im engeren Sinne findet dieses Arbeitsverhältnis im A r­
beitsvertrage, der damit zum eigentlichen Lebensrecht des 
größten Teiles unseres Volkes geworden ist. N ur so läßt 
sich die überragende Bedeutung des Arbeitsvertragsrechtes 
im Aufbau des bisherigen und nunmehr erst recht des 
neuen deutschen Arbeitsrechtes erklären.
Unter den großen Fragen, die unsere Zeit bewegen, und 
die einmal späteren Geschlechtern als das fü r unsere Zeit 
Kennzeichnende erscheinen werden, stehen mit an erster 
Stelle die Organisation der wirtschaftlichen Arbeit und 
ihre Einpassung in den Gesamtkomplex des menschlichen 
Daseins. Alle, die an dieser Frage wissenschaftlich und 
praktisch mifarbeiten, sind hierbei getragen von dem Ge­
fühl, daß die wirtschaftliche Arbeit ein bestimmender 
Faktor ersten Ranges für die Organisation der mensch­
lichen Gesellschaft ist. Die gesetzliche Regelung der Be­

ziehungen, die sich aus der Arbeit ergibt, muß sieh also 
logischorweise zu einer Regelung der gesellschaftlichen 
Arbeitsorganisation ausweisen, das Arbeitsreeht muß zum 
Sozial recht werden. Das Einzelgebiet des Arbeitsvertrags- 
rechtes wird hiervon einen Teil bilden.
Da eine jede Rechtsform der äußere Ausdruck der welt­
anschaulichen Überzeugung ist, die dem 'Staate, der sie 
schafft, zugrunde liegt, und somit auch neu auftretende 
Weltanschauungen •— sobald sie sieh im Staatsgefüge und 
Volksleben durchsetzen — auf das bestehende Recht ein­
wirken, haben sich seit Beginn der nationalsozialistischen 
Revolution grundlegende W andlungen in der Gestaltung 
des Arbeitsvertragsrechts vollzogen, ohne daß zunächst 
eine ausdrückliche gesetzliche Neuregelung eintrat. E rst 
nachdem im Jahre 1933 die wesentlichen Voraussetzungen 
für eine gesetzgeberische Tätigkeit auf diesem Gebiet ge­
schaffen worden war, wurden die Rechtsbestimmungen ge­
boren, die nun die Formen zu bestimmen haben, unter 
denen sich das soziale Leben unseres Volkes in arbeits­
vertraglicher Hinsicht künftig zu vollziehen hat. Handelt 
es sich doch, nachdem die Möglichkeiten, Klassengegensätze 
in festen und immer mehr oder weniger starren, unpersön­
lich gewordenen Organisationen auszutragen, beseitigt 
sind, darum, die Auseinandersetzungen um die Lebens­
bedingungen des deutschen Arbeiters so zu gestalten, daß 
sie im einigenden Geist des neuen Staates erfolgen, und 
daß an ihrem Ende die aus gegenseitiger Überzeugung 
entstehende Versöhnung und Bereitschaft zu weiterer Zu­
sammenarbeit am gemeinsamen Werk, nicht aber wie früher 
Verkrampfung der Gegensätze und politische Verhetzung 
stehen. H ierfür ist ganz allgemein die Erneuerung des 
wirtschaftenden Menschen Vorbedingung. Sie ist die große 
Gegenwartsaufgabe. Diesem erstrebenswerten ethischen 
Ziel wird sich daher alles unterzuordnen haben, "was im 
endgültigen Arbeitsvertragsrecht zu regeln sein wird.

I. Die Grundlagen
des bisherigen Arbeitsvertragsrechtes
1. D er fre ie  A rbe itsvertrag
Ausgangspunkt und Grundlage des früheren Arbeitsver­
tragsrechtes war der um die Wende des 18. Jahrhunderts 
auftauchende Gedanke des freien Arbeitsvertrages. Da­
mals tra t an Stelle der seitherigen genossenschaftlichen 
oder staatlichen Regelung des Arbeitsverhältnisses deren 
Ordnung durch V ertrag zwischen dem Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer, indem diese die Arbeitsbedingungen im 
Wege freier Vereinbarung festlegen sollten.
Freilich hat sich der Gedanke des freien Arbeitsvertrages 
im Laufe der Zeit bald als unzulässig erwiesen, da er inso­
fern von falschen Voraussetzungen ausging, als er über­
sah, daß die wirtschaftlichen Kräfteunterschiede zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer einen wahrhaft freien A r­
beitsvertrag niemals erstehen lassen, vielmehr im Regel­
fälle der Wille des Arbeitnehmers sich unter das Diktat 
des Arbeitgebers beugen würde. Da der Unternehmer
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doch fast immer dem Arbeiter gegenüber der Überlegenere 
war und der Arbeiter dadurch bei der Festlegung der A r­
beitsbedingungen sich zumindest benachteiligt fühlen 
konnte und großenteils auch mußte, bestand kein Zweifel, 
daß der freie Arbeitsvertrag in seiner reinsten Form 
zwangsläufig zur Unzufriedenheit der Arbeiterschaft 
führte. Aus dieser Erkenntnis wurde die weitere E n t­
wicklung des deutschen Arbeitsrechtes überwiegend von 
dem Willen einer möglichst weitgehenden Einschränkung 
und Durchbrechung des freien Arbeitsvertrages beherrscht, 
die sich auf zwei völlig getrennten Wegen vollzogen.

2. D er K am pf um den T arifve rtrag
Einmal erhielt der an sich schon ältere Gedanke des ge­
nossenschaftlichen Zusammenschlusses der Arbeitnehmer 
in Form  der in der Mitte des vorigen Jahrhunderts als 
Kampforganisationen entstandenen Gewerkschaften neuen 
Auftrieb. Als Gegenverbände hierzu wurden in den 70 er 
und noch mehr in den 80 er und 90 er Jahren von den 
Arbeitgebern sogenannte Antistreikvereine, Abwehrorgani­
sationen usw. gegründet. Der Zusammenschluß der U nter­
nehmer war also eigentlich nicht durch die Entwicklung 
der Arbeitgeberschaft an sich, sondern vielmehr durch die 
Arbeitnehmerbewegung bedingt. Die ursprüngliche Ge­
schichte der Arbeitgeberverbände ist, da sie auf selbstän­
digem Antrieb oder Handeln nicht beruht, keine eigene, 
sondern lediglich das Spiegelbild der gewerkschaftlichen 
Entwicklung der deutschen Arbeiterschaft.
Organisatorisch haben die Vereinigungen der Unternehmer 
wie alle neuen Gebilde zunächst tastende Versuche unter­
nommen, hauptsächlich als Lokalvereine in den einzelnen 
Gewerben. Ohne jede E rfahrung vegetierte so eine große 
Anzahl durchaus uninteressanter Verbände nebeneinander 
ohne besondere Tätigkeitsmögliehkeiten gegenüber der in 
neuen Ideen wurzelnden Arbeiterbewegung. Die Verschie­
denheit der einzelnen Industrien und Gewerbezweige in 
ihren Aufgaben, die dadurch zwischen ihnen oft nie zu 
vereinigenden Interessensphären und nicht zuletzt und 
nicht selten der ewige Wettbewerb untereinander ver­
hinderte anfangs eine straffe und starke Organisation auf 
seiten der Unternehmerschaft. Hinzu kam als weiterer 
Störungsfaktor noch das Vorhandensein sehr vieler älteren 
Arbeitgeberverbände, die sich auf wirtschaftspolitischem, 
hauptsächlich handels- und zollpolitischem Gebiet betätigten.
Das Fallen des Sozialistengesetzes in den 90 er Jahren und 
der dadurch verursachte starke Aufschwung der Gewerk­
schaften veranlaßte auch endlich die Arbeitgeberschaft, 
sich in erfolgversprechenderer Weise zu vereinigen. Aus 
jener Zeit eigentlich erst stammen die festgefügten Organi­
sationen der Unternehmer. Eine vollkommene Einigung 
aller Arbeitgeberverbände blieb aber erst dem W eltkrieg 
Vorbehalten. Es erwuchs ein lückenloses Netz von U nter­
organisationen mit einer Zentralstelle fü r das Zustande­
kommen von Tarifverträgen und sonstigen Abmachungen 
zwischen Arbeitern und Arbeitgebern.
Betrachtet man heute rückblickend die Stellung und 
Politik der Untermehmerverbände gegenüber den Gewerk­
schaften in der Frühzeit, so erkennt man, daß der Ge­
danke des „H errn-im -Hause-Standpunkt“ die Organi­
sationen der Arbeitgeber verleitete — sta tt sich der A r­
beiterbewegung anzunehmen — F ront zu machen gegen 
alles, was die Arbeiterschaft zu ihren Gunsten verlangte. 
Dies betraf insbesondere das Koalitionsrecht und den 
Tarifvertrag als Ablösung fü r den freien oder Individual­
arbeitsvertrag, bei dem der Arbeiter sich durch die Macht 
des Unternehmers fast immer benachteiligt fühlen mußte.

Mit allen möglichen Mitteln versuchte man Stimmung 
gegen die Forderungen der Arbeiterschaft zu machen und 
verzichtete auch nicht auf die A nrufung staatlicher Hilfe 
im Kampfe gegen die Arbeiterbewegung.
Als nach dem Fäll des Sozialistengesetzes fü r die Gewerk­
schaften eine. Zeit der Hochkonjunktur gekommen war 
und den Unternehmerverbänden vor allem der Gebrauch 
staatlicher H ilfe unterbunden wurde, versuchte die Arbeit- 
gebersehaft in strafferer Gliederung nur durch eigene 
Mittel die Arbeiterbewegung aufzuhalten. Man führte 
schwarze Listen und antigewerkschaftliche Reverse ein. 
W ährend die ersten dazu bestimmt waren, alle organi­
sierten Arbeiter aufzunehmen, um diese jedem Fabrikherrn 
und Unternehmer bei Neueinstellungen vor Augen führen 
zu können, wurden die letztgenannten Verzichterklärungen 
den Arbeitern beim E in tritt zur U nterschrift vorgelegt. 
Mit ihrer Abgabe verpflichteten sie sich, keinerlei gewerk­
schaftliche Bindungen einzugehen, m it ändern Worten, 
sich keiner Gewerkschaft anzuschließen. Als diese Maß­
nahme auch nichts half, versuchten die Arbeitgeberver­
bände, die Abwehr besser zu organisieren durch Errich­
tung sogenannter eigener Arbeitsnachweise. Die von 
diesen Stellen ausgegebenen Arbeitslegitimationen waren 
aber in Wirklichkeit keine Arbeitsnachweispapiere, son­
dern ausgesprochene Kontrollbescheinigungen in politi­
scher Hinsicht. Man konnte sich als Unternehmer da­
durch freihalten von organisierten Arbeitern. Die Ver­
mittlungsstellen bedeuteten eine Zeitlang eine nicht zu 
unterschätzende Gefahr fü r den Bestand der Gewerkschaf­
ten. Aber schon 1910, also bereits vier Jahre vor dem 
Weltkrieg, hatte man auf seiten der Arbeitgeberverbände 
eingesehen, daß der Entwicklung der Gewerkschaften nicht 
mehr erfolgreich entgegengetreten werden könne, und 
schaffte diese Einrichtungen, die letzten Endes fü r die 
Arbeitsuchenden einen Zwangscharakter trugen, wieder ab. 
Man erkennt also, daß sämtliche Vorkriegsmittel der 
Unternehmerschaft gegen die Gewerkschaften auf die 
Dauer ohne jeglichen E rfolg geblieben sind.
Es überrascht daher nicht, daß schon vor dem Krieg in 
einer Reihe von Fällen Arbeitsbedingungen zwischen Ar­
beitgebern einerseits und Angestellten und Handarbeitern 
anderseits in einem Vertrage, der die gesamte Belegschaft 
betraf, festgelegt und von den V ertretern der beiden Ver­
tragsparteien angenommen und dadurch als gültig erklärt 
wurden. Wenn es damals bereits derartige Vereinbarungen 
gab, dann insbesondere auch deshalb, weil hauptsächlich 
die kleineren Unternehmungen und noch mehr das Hand­
werk leichter als die G roßindustrie und sonstige bedeutende 
Firmen fü r die Zubilligung von Bedingungen und Zuge­
ständnissen zugängig gemacht werden konnten.

Aber rascher als man glaubte, hat der K am pf zwischen 
den Organisationen der Unternehmer und Arbeiter dann 
durch den K rieg ganz allgemein ein Ende erfahren; inso­
weit wenigstens, als noch vor der Revolution im November 
1918 die Anerkennung der Gewerkschaften als Vertrete­
rinnen der A rbeiterschaft seitens der Arbeitgeberschaft 
vertraglich zugestanden wurde, wodurch dem jahrelangen 
Ringen der Arbeiter vorerst ein grundsätzliches Ziel gegeben 
und der K am pf auf eine andere Grundlage gestellt wurde.
So war die Rechtsordnung allmählich zur gegenseitigen 
Anerkennung der frei gebildeten Arbeitnehmer- und A r­
beitgeberverbände und der von ihnen abgeschlossenen Ge­
samtvereinbarungen gelangt. Allerdings war die E infüh­
rung dieser Kollektivverträge überwiegend nicht der E in­
sicht, sondern dem Erfolg der Macht der Gewerkschaften
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zuzuschreiben. Insgesamt unterstanden in Deutschland 
etwa 10 Mill. Menschen den Bedingungen derartiger Ver­
einbarungen, so daß man von dem ganzen W irtschafts­
leben als allgemein vertraglich gebunden reden konnte. 
Diese Kollektivabschlüsse nannte man ganz generell T arif­
verträge, weil sie Tarife enthielten, nach denen die den
beteiligten Gewerkschaften angehörenden Mitglieder be­
zahlt werden mußten, solange das Tarifabkommen gültig 
war. Die Abrede war eine Verständigung über Arbeitsnorm 
als Grundlage fü r künftige Vereinbarungen. Sie nahm den 
Individualvertrag zwischen den einzelnen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern heraus und schaffte allgemeine Grund­
sätze fü r Arbeitsverhältnisse der Zukunft.

Diese Übereinkünfte eines Tarifvertrages erstreckten sich, 
natürlich nicht allein auf die Löhne und Gehälter, sondern 
umfaßten z. B. auch die Dauer der Arbeitszeit, die Be­
schäftigung von Frauen und Kindern, die Einstellung von 
ge- und ungelernten Arbeitern, die Dauer der Lohn- und 
Gehaltszahlungsperioden, die Länge der Urlaubszeit, ohne 
allerdings sämtliche Fragen, die in einem Betrieb akut 
werden können, zu erschöpfen und zu regeln. Aber die 
hauptsächlichsten Gründe fü r Auseinandersetzungen zwi­
schen Arbeiterschaft und Arbeitgeber waren üblicherweise 
durch die Tarifvereinbarung beseitigt.
Praktisch bedeuteten diese Tarifabkommen — wenigstens 
innerhalb des von ihnen erfaßten Personenkreises — da 
sie eine Festlegung der Arbeitsbedingungen mit W irkung 
für die in den abschließenden Verbänden organisierten 
Mitglieder enthielten, wenn auch keine völlige Ausschal­
tung, so doch eine starke Verwässerung des Gedankens 
vom freien Arbeitsvertrag, eine Tendenz, die sieh im Wege 
der allgemeinen Verbindlichkeitserklärung auch darüber
hinaus auf alle in einem bestimmten Bezirk und einem be­
stimmten Betriebszweig Tätigen ausdehnen konnte.
Was blieb überhaupt noch von der freien Vereinbarung 
übrig? Lediglich die Übereinkunft, einen Menschen in 
einem bestimmten Beruf zu beschäftigen, also festzulegen, 
in welcher A rt der Einzelne auf Grund des Tarifvertrages 
seine Tätigkeit ausüben sollte, war noch die Aufgabe der 
freien Abrede. Sobald aber dies geregelt war, tra t das 
tarifliche Abkommen in K raft, und somit waren alle 
weiteren Rechte und Pflichten der Arbeiterschaft und der 
Arbeitgeberschaft festgelegt, d. h. beide Teile hatten An­
spruch auf die hierin vereinbarten Arbeitsbedingungen.

3. Der E influß des privaten  Rechtes
Die Einengung und Durchbrechung des freien Arbeits­
abkommens vollzog sich nicht nur dadurch, daß dem Ver­
langen auf E inführung von Tarifverträgen,, das geschicht­
lich eine der ersten Forderungen der Arbeiterbewegung 
und somit der gewerkschaftlichen Entwicklung gewesen 
ist, nachgegeben wurde, sondern auch infolge des E in­
greifens der staatlichen Gesetzgebung zugunsten der w irt­
schaftlich schwächeren Arbeitnehmer. Das Ergebnis hier­
von war ein Ausbau des Arbeitsvertragsrechtes durch 
zwingende Vorschriften über das Rechtsverhältnis zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, sowie die Entstehung eines 
neuen Rephtsgebiefes, nämlich des Arbeitssehutzreehtes.
Die Grundlage unseres Arbeitsrechtes in engerem Sinne 
bildeten die entsprechenden Bestimmungen im BGB von 
1896, im LIGB von 1897 sowie in der Gewerbeordnung 
von 1869.
Das BGB gibt hauptsächlich — die Vorschriften beruhten 
im wesentlichen auf den §§ 611 bis 630 — die allgemeinen 
Normen über die Geschäftsfähigkeit, den Dienstvertrag

und die Geschäftsbesorgung im Aufträge. Eine Ergänzung 
hierzu bildeten die Bestimmungen der Konkursordnung von 
1898, insbesondere hinsichtlich der Einwirkung des Kon­
kurses auf bestehende Dienstverträge sowie das Gesetz 
gegen den unlauteren Wettbewerb von 1909.
Das HBG regelte vornehmlich — in erster Linie kamen 
die H  58 bis 83 in Betracht — das Verhältnis kaufm änni­
scher Angestellter und Lehrlinge.
Die Gewerbeordnung gibt einerseits Normen für die Rege­
lung der Dienstverhältnisse in gewerblichen Betrieben, 
und zwar für die rein körperliche als auch für höhere 
überwiegend geistige Tätigkeit, anderseits bildete sie das 
Grundgesetz für den Arbeitsschutz. Leitender Gesichts­
punkt hierfür war, die äußeren Umstände der Arbeitsver­
richtung soweit als möglich von allem fern zu halten, was 
zur gesundheitlichen Benachteiligung führen könnte. 
Weiterhin verschaffte sich der Staat unmittelbare Eingriffs­
möglichkeiten in den einzelnen Arbeitsvertrag, wiederum 
zum ' Schutze der Arbeitnehmer als der wirtschaftlich 
Schwächeren. Dies geschah durch die Vorschriften des 
Gesetzes über die Beschäftigung Schwerbeschädigter vom 
12. Januar 1923, der Neuordnung betr. Maßnahmen gegen­
über Betriebsabbrüehen und -Stillegungen vom 8. November 
1920 und des Gesetzes über die Fristen für die Kündigung 
von Angestellten vom 9. Ju li 1926. Das erstgenannte Ge­
setz regelte die Unterbringung der Kriegs- und Unfall­
beschädigten in der W irtschaft und gab insbesondere 
Schutzbestimmungen gegen ihre Entlassung. Die Still­
legungsverordnung lag auf der gleichen Linie der E in­
schränkung des Entlassungsreehtes der Arbeitgeber. Das 
gleiche gilt von dem oben letzterwähnten Gesetz, das mehr­
monatige Kündigungsfristen für langjährige Angestellte, 
gestaffelt nach Beschäftigungsjahren, vorsah.
Diese vorgenannten Bestimmungen bewirkten, indem sie 
einmal den Abschluß, zum ändern die Auflösung des Ar- 
beitsverhältnisses unter gewissen Voraussetzungen zur 
Pflicht machten oder verboten, eine Durchbrechung des 
Gedankens vom freien Arbeitsvertrage in einem bisher nie 
gekannten Umfange.
4, Das W esen des frü h eren  A rbeitsvertrages
Das bisherige Arbeitsvertragsrecht war ein fast rein p ri­
vates Recht. Die Tatsache, daß es sieh somit hierbei um 
einen Ausfluß des zu Beginn des liberalistisehen Zeit­
alters aufgetauchten Gedankens vom freien Arbeitsabkom­
men handelt, ließ sich nicht verkennen. Der Gesetzgeber 
beschränkte sich lediglich darauf, zum Schutz der wirt­
schaftlich schwächeren Arbeitnehmer gewisse Auswüchse 
der Unternehmer als der mächtigeren V ertragspartner zu 
verhindern.
Rechtslehre und Rechtsprechung stellten die Gestaltung 
und Auswirkungen des früheren Arbeitsabkommens unter 
den Herrschaftsbereich bürgerlich-rechtlicher V ertrags­
grundsätze. Diejenigen Bestimmungen des BGB, der Kon­
kursordnung, des HGB und der Gewerbeordnung, die sich 
auf das Dienstverhältnis zwischen dem Arbeitgeber und 
Arbeiter bezogen, gingen im wesentlichen und allgemeinen 
von der geistigen Grundeinstellung aus, daß der Effekt, 
d. h. also Leistung und Gegenleistung das Entscheidende 
ist. Die Arbeitsvereinbarung wurde als ein gegenseitiger 
schuldrechtlicher V ertrag bezeichnet, durch den der Arbeit­
nehmer vom Unternehmer zur Leistung unselbständiger 
Arbeit gegen Entgelt angestellt wird. Es herrschte also 
eine materielle Auffassung der Arbeit. Die Anschauung 
einer vergangenen Epoche hat sich als unfähig erwiesen, 
den Menschen als das Maß aller Dinge rechtlich zu formen,
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vielmehr die geleistete Arbeit als eine gewisse Menge W are 
betrachtet.
So wurde das Leben praktisch zu einem Reehenexempel 
von Arbeitsstunden. Eine derart materialistische Behand­
lungsweise war nicht in der Lage, das Problem einer Lauf­
bahngestaltung menschlichen Berufslebens zu lösen.
Die zahlreichen Ergänzungen und Abänderungen, die die 
obengenannten Rechtsnormen nach ihrem Entstehen er­
fuhren, haben in der Folgezeit bis gegen Ende des W elt­
krieges an der vorstehend gekennzeichneten Grundein­
stellung kaum etwas geändert.

II. Das Gesetz zur Ordnung
der nationalen Arbeit als Grundlage 
des künftigen Arbeitsvertragsrechtes
Das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom
20. Januar 1934 begnügt sich nicht damit, die Grundlage 
des künftigen deutschen Arbeitsreehtes zu bilden und be­
reits damit eine entscheidende Bedeutung fü r den Neubau 
der deutschen Sozialverfassung zu erlangen, der Endzweck 
geht vielmehr weiter. E r kommt in der Überschrift des 
Gesetzes treffend zum Ausdruck: der Gesetzgeber will 
nicht nur Recht setzen, sondern darüber hinaus eine neue 
Sozialordnung selbständig aufrichten.
Schon technisch ist das Gesetz ein großer W urf. In  nur 
63 Paragraphen (abgesehen von den Schluß- und Über- 
gangsvorsehriften), die in sechs fest umrissene Abschnitte 
gegliedert sind, werden einem heißumstrittenen Rechts­
stoff, der wie kein anderer in das politische, soziale und 
wirtschaftliche Leben unseres Volkes eingreift, klare Nor­
men gesetzt. Insgesamt besteht das Gesetz, das in seinem 
H auptteil noch während des Jahres 1934, am 1. Mai, dem 
Feiertage der nationalen Arbeit in K ra ft getreten ist, aus 
folgenden sieben Abschnitten 1) :

1. Führer des Betriebes und Vertrauensrat,
2. Treuhänder der Arbeit,
3. Betriebsordnung und Tarifordnung,
4. Soziale Ehrengerichtsbarkeit,
5. Kündigungsschutz,
6. Arbeit im öffentlichen Dienst,
7. Schluß- und Übergangsvorschriften.

Die meisterliche K nappheit des Gesetzes wird darin noch 
deutlicher, daß elf wichtige und schwierige sozial- sowie 
arbeitsrechtliche Gesetze und Verordnungen, vor allem das 
Betriebsrätegesetz, ferner die Tarif-, Stillegungs- und 
Schlichtungsverordnung nicht nur formal aufgehoben, son­
dern auch tatsächlich ersetzt oder erledigt wurden. Wie 
der Aufbau, ist auch die Sprache des Gesetzes fest, ein­
fach und klar. Schon daran ist zu erkennen, daß hier ein 
wohldurchdachter, ausgereifter P lan auf weite Sicht eine 
ihm gemäße Form gefunden hat. Und das ist fü r den Be­
stand, fü r die Geltung und die W irkung des hier neben 
der erstrebten Sozialordnung gesetzten Rechtes von höch­
ster Wichtigkeit. Es ist zu wünschen, daß die noch zu er­
wartenden Einzelgesetze sowie sonstige Richtlinien und 
Vorschriften wie die endgültige Durchführung selbst den 
großen Zug und die K larheit dieses Grundgesetzes be­
wahren, wie sie auch in den bisher ergangenen acht Durch­
führungsverordnungen (die erste am 1. März 1934, die 
letzte am 28. September 1934) zum Ausdruck kommen, 
denn Richtigkeit, Einfachheit und Übersichtlichkeit der 
Normen und Einzelvorschriften sowie die Zuverlässigkeit 
der Rechtsanwendung bedeuten hier alles.
<) V gl. h ie rz u  a u c h  D r . Machemehl, „ D a s  G esetz z u r  N a tio n a le n  A rb e i t“ , 
T e ch n . u . W ir ts e h . J g .  27 (1934) S. 105 ff.

Bei der materiellen W ürdigung des seinerzeit m it begreif­
licher Spannung erwarteten und schon nach dem Bekannt­
werden der ersten Grundzüge allseitig begrüßten Gesetz­
werkes, ist es nötig, sich darüber klar zu werden, wie sich 
das Gesetz grundsätzlich von dem bisher kodifizierten A r­
beitsrecht unterscheidet.

III. Die Wandlungen des Arbeitsvertragsrechtes
1. G ru n d sä tz lich es
Der Einbruch der nationalsozialistischen W eltanschauung 
in das Gefüge des Arbeitsvertragsrechtes bedeutete ein 
völliges Aufräum en m it den geistigen Einstellungen, die 
bisher dieses Gebiet beherrschten. Sie beruhten auf dem 
das deutsche Volk in zwei feindliche Lager teilenden In ter­
essenstreit zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 
Beeinflußt werden die arbeitsvertragrechtlichen An­
schauungen durch das nationalsozialistische Gedankengut 
von fünf Seiten. Einmal unter dem Gesichtspunkt der 
Unterstellung des Arbeitsverhältnisses unter das Gesamt­
wohl, zum ändern durch die Errichtung der Betriebs­
gemeinschaft und der Zuweisung der dieser zufallenden 
Aufgaben, drittens durch die Verkündung des Führer­
prinzips in der Betriebsgemeinschaft, viertens durch die 
E inführung des Persönliehkeitsgedankens in das Arbeits­
recht überhaupt und fünftens durch das E rstarken des 
öffentlich-rechtlichen Gedankens, der im übrigen in der 
heutigen Zeit ganz allgemein in zunehmendem Maße zahl­
reiche, ehedem der privatreehtlichen Gestaltung über­
lassene Lebensbereiehe erfaßt.

2. D er G ru nd satz  des G em einw oh ls
Der schaffende Mensch steht im M ittelpunkt des Staates, 
dessen oberstes Gesetz somit die A rbeit zum Wohl des 
gesamten Volkes ist. Dieser Leitgedanke hat zwangsläufig 
eine natürliche Unterordnung der am Arbeitsvertrag be­
teiligten Personen und Parteien unter das Gesamtwohl zur 
Folge. Das Arbeitsordnungsgesetz betont daher nicht das 
Trennende zwischen Unternehmer und Arbeiter, das uns 
in der Vergangenheit unendlichen Schaden zugefügt hat, 
ja  es vermeidet sogar sorgfältig, die Ausdrücke „Arbeit­
geber“ und „Arbeitnehmer“ auch nur ein einziges Mal zu 
gebrauchen. Sein Grundgedanke ist allein das Einigende. 
An die Stelle des M ißtrauens hat die Atmosphäre des 
Vertrauens zu treten, und beide Parteien des Arbeitsver­
hältnisses haben sich in gemeinsamer Arbeit neben der 
Förderung der Betriebszwecke den gemeinen Nutzen von 
Volk und S taat zum Ziele zu setzen (§ 1 des Gesetzes). 
Von einer derart hohen W arte aus gesehen, gewinnen die 
Beziehungen zwischen den K ontrahenten einen ungleich 
höheren ethischen W ert und Inhalt, als sie früher jemals 
hatten.

3. S ch affu n g  und A ufg ab en  d er B e trieb sg em ein sch aft
Die schieksalsmäßige Verbundenheit von Unternehmern 
und Arbeitern wirkt sieh im kleinsten Rahmen im Be­
triebe aus. Zur Verwirklichung des Grundgedankens des 
Gemeinwohls ist es also notwendig, eine Betriebsgemein- 
sehaft zwischen dem Unternehmer einerseits und den An­
gestellten sowie H andarbeitern anderseits entstehen zu 
lassen. Das Gesetz geht daher aus von der Betriobsgemein- 
sehaft als der Trägerin der nationalen Erzeugung und 
der Urzelle der nationalen W irtschaft. Damit ist zum 
ersten Male die nationalsozialistische A uffassung von der 
Gemeinschaftsarbeit zwischen dem Unternehmer und seinen 
M itarbeitern gesetzlich verankert worden.
Die der Betriebsgemeinschaft gestellte Aufgabe, zwar die 
größtmögliche Ergiebigkeit und W irtschaftlichkeit der
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Betriebsleistungen anzustreben, dabei aber als Endziel den 
Betriebsegoismus nicht rücksichtslos zu überspannen, son­
dern dem gemeinen Nutzen von Volk und Staat zu dienen, 
ist nur logisch, stellt doch die Betriebsgemeinschaft ledig­
lich einen Teil der Volksgemeinschaft dar, so daß auch 
im Leben eines Unternehmens der Gemeinnutz dem betrieb­
lichen Eigennutz vorgehen muß.

Gleichzeitig wählt das Gesetz den Betrieb als die natur­
gegebene ‘Grundlage des Arbeitsverhältnisses, auf der sich 
eine personenrechtliche Beziehung zwischen Unternehmer 
und Arbeiter entwickelt. Diese auf Herstellung einer 
dauernden die Personen als solche ergreifenden Gemein­
schaft (nicht lediglich auf die Bewirkung einzelner 
Leistungen gerichtete Verbindung), die den Arbeitgeber 
mit seiner Belegschaft in der Betriebsgemeinschaft um­
schließt, soll nicht nur das wirtschaftliche Streben im 
Betrieb und die Förderung des Allgemeinwohls zu einer 
gemeinsamen Aufgabe gestalten, sondern darüber hinaus 
auch die Beteiligten zusammenführen und so die Regelung 
der beiderseitigen Beziehungen erleichtern.

Die vorstehenden Ausführungen zeigen, daß der Gesetz­
geber es insbesondere auf die innere Betriebsgemeinschaft 
abgestellt hat. Ein derartiges Gefühl der Zusammen­
gehörigkeit, wie es in diesem Begriff zum Ausdruck 
kommt, muß — richtig verstanden — weit hinausgehen 
über den Grundsatz der sozialen Arbeits- und Betriebs­
gemeinschaft, wie ihn schon das Reichsgericht in  der be­
kannten Entscheidung vom 6. Februar 1923 zur Frage des 
Betriebsrisikos aufgestellt hatte.

4. F ü h rerg ru nd satz  in d er B etrieb sg em einsch aft
In der Betriebsgemeinschaft gibt es, wie gesagt, keine 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, sondern nur den Führer 
des Betriebes und die Gefolgschaft. Das Gesetz unterstellt 
also das Arbeitsverhältnis im Betriebe dem Führerprinzip.
Der Führer entscheidet in allen im Arbeitsordnungsgesetz 
geregelten sozialpolitischen Fragen des Betriebes. A uf die 
rein kaufmännischen und technischen Belange erstreckt 
sieh das Entscheidungsrecht des Führers als solches nicht. 
Wer hierüber zu befinden hat, bestimmt sich nach den ein­
schlägigen Vorschriften des BGB und des HGB. Dies ist 
in den Ausnahmefällen wichtig, in denen Führer und 
Unternehmer in Abweichung von § 1 des Arbeitsordnungs­
gesetzes nicht dieselbe Person sind.
Die Entscheidung des Führers darf nicht willkürlich sein. 
Auch darf er sich bei seinem Entschluß nicht von eigenen 
selbstsüchtigen Interessen leiten lassen. Aus den Ein­
gangsparagraphen des Arbeitsordnungsgesetzes geht her­
vor, daß der Führer bei seiner Entscheidung drei Um­
stände zu berücksichtigen hat, fü r die er zugleich verant­
wortlich gemacht w ird: Das Wohl der Gefolgschaft, die 
Förderung der Betriebszwecke und den Gemeinnützen von 
Volk und Staat. H ieraus die richtige Synthese zu finden, 
wird im Einzelfalle nicht immer leicht sein.

Für den Arbeitgeber war die Leitung eines Unternehmens 
ein Rechenexempcl, bei dem Menschen und Zahlen gleich­
wertig gegenüberstanden. Der Führer eines Betriebes aber 
käm pft an der Spitze seiner Gefolgsangehörigen um A r­
beit und Brot, er hält seine Belegschaft bei schlechtester 
Beschäftigung auch unter persönlichen Opfern durch, so­
weit es irgend geht, er rechnet nicht nur in Reichsmark 
und Konten, er fühlt sich auch sozial verantwortlich fü r 
das Wöhl seiner Mitarbeiter. Dieser Einstellung ent­
spricht es auch, daß der Führer wichtige Beschlüsse nicht 
faß t, ohne vorher V ertreter der Belegschaft hierzu um

ihre Meinung zu fragen und sich auf diese Weise die E r­
fahrungen der Betriebsangehörigen zunutze zu machen.
In  den Fällen, in denen ein Vertrauensrat besteht, kommt 
dieser, der das Organ der Betriebsgemeinschaft darstellt, 
als Beratungsausschuß in Betracht. E r hat schon in seiner 
Zusammensetzung ('inen ändern Charakter als der frühere 
Betriebsrat, und auch in seinen Aufgaben unterscheidet er 
sich wesentlich von diesem. Daß ein V ertrauensrat erst in 
allen Unternehmen mit regelmäßig mindestens 20 Beschäf­
tigten gebildet wird, zeigt, daß man von der Erwägung aus­
ging, der Führer einer kleinen Firm a könne die zur A uf­
rechterhaltung des Vertrauensverhältnisses erforderlichen 
persönlichen Beziehungen zur Belegschaft selbst pflegen. Tn 
großen Unternehmungen ist dies unmöglich. Die Zahl der 
dortigen Vertrauensmänner ist zwar gestaffelt nach der 
Beschäftigtenanzahl, beträgt jedoch höchstens zehn. Durch 
diese Beschränkung wurde der Wiederkehr der alten 
„Betriebsparlamente“ wirksam vorgebeugt.
Da der Vertrauensrat innerhalb des ihm eingeräumten 
Tätigkeitsbereiches lediglich beratend zu wirken hat und 
anderweitig V ertreter der Belegschaft nicht einmal gu t­
achtlich gehört zu werden brauchen, ist in die Hand des 
Betriebsführers das volle Entscheidungsrecht über sein 
Unternehmen, damit aber zugleich eine erhöhte Verant­
wortlichkeit zurückgege'ben worden. Unabhängig vom Be­
stehen eines Vertrauensrates hat der Führer die endgültige 
Entscheidung stets selbst zu treffen, und nur er allein 
träg t auch hierfür die volle Verantwortung.
Lediglich der Treuhänder der Arbeit bildet eine Be­
rufungsinstanz, denn er kann, falls ein Unternehmer Be­
schlüsse faß t, die mit den wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnissen des Betriebes nicht vereinbar erscheinen, 
auf schriftlichen Anruf durch die Mehrheit der Vertrauens­
männer die Entscheidung des Betriebsführers aufheben und 
von sich aus die erforderliche Regelung treffen.

5. Der D urchbruch  des P ersö n lich ke itsgedan ken s  
im A rbeitsvertrag  selbst
Dem Grundsatz und Aufbau der Betriebsgemeinschaft ent­
sprechend erhält auch die Regelung der Arbeitsbedingun­
gen selbst einen ändern Charakter. Die bisherige Rechts­
ordnung hatte die überwiegend nach dem Vorbild der 
römisch - rechtlichen Dienstmiete ausgestalteten Vor­
schriften des BGB über den Dienstvertrag, der gerade 
im Gegensatz zum Arbeitsvertrag die Leistung selb­
ständiger und unabhängiger Arbeit zum Gegenstand hat, 
zu beherrschenden Regeln des Arbeitsreehtes erhoben. 
Demzufolge wurde der Arbeitsvertrag seinem wesentlichen 
Inhalt nach als ein sdhuldrechtlieher -— regelmäßig ent­
geltlicher — V ertrag des bürgerlichen Rechtes über die 
Leistung abhängiger Arbeit umschrieben. Insbesondere 
in den letzten Jahren war das Arbeitsverhältnis zu einem 
rein materiellen Abkommen geprägt worden. Das soziale 
Leben hatte jegliche persönlichen Elemente verloren und 
der unpersönliche S taa t die W ohlfahrt über die Parteien 
des Arbeitsvertrages übernommen. Demgegenüber hat die 
nationalsozialistische Reehtsansdhauung die persönlichen 
und sittlichen Elemente des Arbeitsverhältnisses in  den 
Vordergrund gestellt. E rst unter dem Einfluß der national­
sozialistischen Weltauffassung beginnt sich die Erkenntnis 
durehzusetzen, daß dem Arbeitsvertrag ein überwiegend 
seelischer Grundgedanke, der ein personenrechtliches Band 
um Unternehmer und Arbeiter schlingt, innewohnt. 
Bezeichnend fü r das deutsche Rechtsleben im alten Staate 
ist, daß es erst eines Zurückgreifens auf den altgerma- 
mischen Treudienstvertrag bedurfte, um das Wesen des
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deutschreehtlichen Arbeitsverhältnisses' herauszuarbeiten. 
Durch den Treuegedanken wurde die innere Aus- und Um­
gestaltung des bisher auf schuldrechtlieher Beziehung be­
ruhenden Arbeitsvertrages dem deutschrechtlichen Treu­
dienstvertrag in starkem Maße angeglichen. Die Anknüp­
fung an diese deutschreehtlichen Gedankengänge und 
damit an  altes deutsches Rechtsempfinden, das schon früh­
zeitig den Adel der Arbeit erkannt hatte, kommt am sinn­
fälligsten schon darin zum Ausdruck, daß das Arbeits­
ordnungsgesetz fü r die Belegschaft des Betriebes die Be­
zeichnung „Gefolgschaft“ erstmalig anwendet, 
ln  Wissenschaft und Praxis wird somit endlich der P er­
sönlichkeitsgedanke Einführung finden, der auf der U nter­
nehmerseite eine weitgehende F  ü r s o r g e p f l i c h t  und 
au f der Arbeiterseite eine stark  ausgeprägte T r e u -  
p f l i e h t  in sieh schließt. W enn auch der frühere schuld- 
rechtliche A rbeitsvertrag eine Fürsorgepflicht des A rbeit­
gebers gegenüber dem Arbeiter und eine gewisse Treue- 
verpfliehtung des letztgenannten zum Unternehmer in be­
stimmtem Umfange vorsah, so werden diese wechselseitigen 
Verpflichtungen doch künftighin die tragenden Pfeiler des 
Arbeitsvertragsrechtes bilden.
Mit den Vorschriften des neuen Gesetzes wandelt sich 
demgemäß grundsätzlich der bisherige Charakter des Ar- 
beitsvertragsrechtes also auch insofern, als die Festsetzung 
der Bestimmungen, die die Regelung der Arbeitsbedingun­
gen betreffen, zu einem wesentlichen Teil aus den Konfe­
renzsälen der Berufsverbände und Berufsgruppen wieder 
in den Betrieb zurüekgelegt wird. Da es rein interessen­
mäßig orientierte Kollektivvertretungen von Unternehmern 
und A rbeitern nach Auflösung der Arbeitgeber- und A r­
beitnehmerverbände nicht mehr gibt, sind infolgedessen 
auch zwischen ihnen gemeinschaftliche Vereinbarungen, 
wie sie das frühere Recht kannte, nicht mehr möglich. An 
Stelle dieser Abkommen, wie sie in Übereinkünften inner­
halb gewisser Gewerbezweige sowie im Tarifvertrag ihren 
Ausdruck fanden, tr itt  die Betriebsordnung, die die Rege­
lung der Arbeitsbedingungen in dem ihr vorgeschriebenen 
Rahmen in Anlehnung an die Gewerbeordnung vomimmt. 
Alles was innerhalb des Unternehmens vereinbart werden 
kann, soll grundsätzlich diesem Vorbehalten bleiben. Die 
Grenze fü r die Zulässigkeit der betrieblichen Regelung, 
die die Rücksicht auf das Gemeinwohl erfordert, zieht das 
Gesetz durch die Einschaltung des Treuhänders der Arbeit, 
der nicht nur Richtlinien fü r  den Inhalt von Betriebsord­
nungen und Einzelarbeitsverträgen festsetzen kann, son­
dern auch in der Lage ist, nach Beratung in  einem Sach­
verständigenausschuß eine Tarifordnung schriftlich zu er­
lassen, wenn die Festlegung von Mindestbedingungen zur 
Regelung der Arbeitsverhältnisse zwecks Schutzes der Be­
schäftigten einer Gruppe von Unternehmen seines Bezirkes 
zwingend geboten erscheint. Ist eine derartige Ord­
nung erlassen, so sind ihre Bestimmungen als Mindest­
bedingungen fü r  die von ihr erfaßten Arbeitsverhältnisse, 
entsprechend der bisherigen Unabdingbarkeit normativer 
Tarifvorschriften rechtsverbindlich. Entgegenstehende Be­
stimmungen in Betriebsordnungen sind nichtig.

6. Das V o rd ring en  des ö ffen tlich en  Rechts
Das neue Arbeitsordnungsgesetz weist eine Reihe öffent­
lich-rechtlicher Erscheinungsformen auf und gestaltet so 
das Arbeitsvertragsrecht weitgehend um, indem es seine 
bisherigen privatrechtlichen Grundlagen stark einsehränkt. 
Wenn beispielsweise das Gesetz bestimmt, daß einerseits 
der Unternehmer fü r das Wohl der Beschäftigten zu 
sorgen hat und anderseits diese ihm die in der Betriebs-

gemeinsehaft begründete Treue zu halten haben, so handelt 
es sich dabei in erster Linie um im öffentlichen Recht ver­
ankerte Pflichten, die dem Staate gegenüber geschuldet 
werden und daher nicht im Wege vertraglicher Abrede 
erlassen werden können.

Besonders deutlich kommt die stärkere Betonung des 
öffentlichen Rechtes bei der Neuregelung der auf den 
Einzelarbeitsvertrag einwirkenden Gesamtvereinbarungen 
zum Ausdruck. W ährend früher Arbeitsordnung und 
Tarifabkommen, soweit Schiedssprüche nicht in Frage 
kamen, im Wege vertraglicher Übereinkunft entstanden, 
werden nunmehr künftig  Betriebs- und Tarifordnungen 
vom Unternehmer bzw. vom Treuhänder der Arbeit kraft 
eigener Machtbefugnis erlassen, die ihre Rechtsgrundlage 
im öffentlichen Recht findet. Die Tarifordnung insbeson­
dere hat die Eigenschaft einer öffentlich-rechtlichen 
Satzung, die ihrerseits den Inhalt der von ih r erfaßten 
Einzelarbeitsabkommen bestimmt. Der Treuhänder kann 
in einer Tarifordnung Schiedsgerichte zur Entscheidung 
von Streitigkeiten aus Arbeits- und Lehrverhältnissen unter 
Ausschluß der Arbeitsgeriehtsbarkeit vorsehen.

Mit der Tarifordnung tr itt  neben die frei verantwortliche 
Festlegung der Arbeitsbedingungen durch den Betrieb das 
staatlich gesetzte zwingende Recht. Zwar fand dieses bis­
her auch in der Verbindliehkeitserklärung von Kollektiv­
vereinbarungen sowie Schiedssprüchen Ausdruc-k, jedoch 
beruhte es beim Tarifvertrag  auf dem Willen der Vertrags­
parteien. Die Tarifordnung dagegen, die künftig  die 
einzige Form  der übertariflichen Regelung ist, gründet 
sieh allein auf dem W illen des an die Weisungen und 
Richtlinien der Reichsregierung gebundenen Treuhänders 
der Arbeit.

Pflichten öffentlich-rechtlichen Inhaltes enthalten auch die 
Vorschriften über die soziale Ehrengerichtsbarkeit. So 
träg t zunächst jeder Angehörige der Betriebsgemeinschaft 
die Verantwortung fü r die gewissenhafte Erfüllung der 
ihm obliegenden Pflichten. E r hat sich durch sein Verhalten 
der Achtung würdig zu eiweisen, die sieh aus seiner 
Stellung in der Betriebsgemeinsehaft ergibt, und insbeson­
dere im steten Bew ußtsein seiner V erantwortung seine volle 
K raft dem Dienste des Unternehmens zu widmen und sich 
dem Gemeinwohl unterzuordnen.

Ferner ergeben sich aus den in § 36 des Arbeitsordnungs­
gesetzes aufgestellten Straftatsbeständen im Wege des 
Umkehrschlusses folgende, sämtlich dem öffentlichen Recht 
entspringenden arbeitsvertragliche Verpflichtungen:

1. In ternehm er, Führer des Betriebes oder sonstige 
Aufsichtspersonen dürfen ihre Machtstellung im Be­
triebe nicht dahingehend mißbrauchen, daß sie bös­
willig die A rbeitskraft der Gefolgsehaftsangehörigen 
ausnutzen oder die Ehre der Beschäftigten kränken;

2. den M itgliedern der Belegschaft ist es untersagt, den 
Arbeitsfrieden im Unternehmen durch böswillige 
Verhetzung der Gefolgschaft zu gefährden, sich ins­
besondere als V ertrauensm änner bewußt unzulässige 
Eingriffe in die Betriebsführung anzumaßen oder 
den Gemeinschaftsgeist innerhalb des Unternehmens 
böswillig zu stören;

3. die Betriebsangehörigen haben es zu unterlassen, 
leichtfertig unbegründete Beschwerden oder Anträge 
an den Treuhänder der Arbeit zu richten oder seinen 
schriftlichen Anordnungen zuwiderzuhandeln;

4. die Mitglieder des V ertrauensrates sind verpflichtet, 
vertrauliche Angaben. Betriebs- oder Geschäfts­
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geheimnisse, die ihnen 'bei Erfüllung ihrer Aufgaben 
bekan nt ge worden und als solche bezeichnet worden 
sind, nicht unbefugt zu offenbaren.

Besondere Pflichten öffentlich-rechtlichen Ursprungs lie­
gen den Mitgliedern des VertraueQsrates ob. Sie haben 
zunächst nach § 6 Ziffer 1 des Gesetzes das gegenseitige 
Vertrauen innerhalb der Belegschaft zu vertiefen. Ferner 
sind sie auf Grund weiterer Bestimmungen gehalten, in 
ihrer Amtsführung nur dem Wohl des Unternehmens und 
der Gemeinschaft aller Volksgenossen unter Zurückstellung 
eigennütziger Interessen zu dienen und in ihrer Lebens­
führung und Pflichterfüllung den Angehörigen des U nter­
nehmens Vorbild zu sein.
Endlich enthält das Arbeitsordnungsgesetz noch öffent­
lich-rechtliche Schutzvorschriften, die eine Kündigung des 
A rbeitsertrages ausschließen oder beschränken. So ist 
nach § Id die Kündigung des Dienstverhältnisses eines 
Vertrauensmannes unzulässig, es sei denn, daß sie infolge 
Stillegung des Unternehmens oder einer Betriebsabteilung 
erforderlich wird oder aus einem Grunde erfolgt, der zur 
Auflösung des Dienstverhältnisses ohne Einhaltung einer

Kündigungsfrist berechtigt. Ferner steht nach § 56 ff. 
jedem H andarbeiter oder Angestellten nach einjähriger 
Beschäftigung in der gleichen Firm a das Recht zu, die 
Klage auf W iderruf der Kündigung zu erheben.
Alle diese vom Gesetzgeber im einzelnen umrissenen Pflich­
ten sind öffentlich-rechtlicher N atur und wirken k raft 
dessen unmittelbar auf den Inhalt der Arbeitsverträge ein. 
Ihre Verletzung berechtigt somit zur u. U. fristlosen Auf­
lösung des Arbeitsverhältnisses. Auf diese Weise hat eine 
Erweiterung der Tatbestände stattgefunden, die bisher zur 
außerordentlichen Kündigung ausreichten.

In welchem Umfange der öffentlich-rechtliche Gedanke 
künftig sich noch auf andere Gebiete der arbeitsvertrag­
lichen Beziehungen ausbreiten und diesen möglicherweise 
sogar sein Gepräge aufdrücken wird, steht noch dahin. 
Zweifellos gibt es aber in dieser Hinsicht verschiedene 
Faktoren, die, wie beispielsweise Lohn und Gehalt, noch 
heute völlig oder überwiegend der privatrechtliehen Rege­
lung unterliegen, deren Beeinflussung im öffentlich-recht­
lichen Sinne jedoch vielerseits gefordert wird — mit wel­
chem Erfolge, muß die Zukunft lehren. [2343]

Grundlagen der Organik
Von CHRISTOPH KLOTZSCH VDI, Köln a. Rh.

Alle menschliche Organisation unterliegt den gleichen 
Gesetzmäßigkeiten wie die natürlichen Organismen. 
Deren wichtigste Erscheinungen, Grundbegriffe und 
Gesetze zeigen sich im organischen Arbeitsbegriff, 
im organischen Aufbaugesetz, in der Arbeitsteilung, 
im Gleichgewicht von Zwang und Freiheit, in der 
Mechanisierung und im organischen Wachstum. Bei 
ihrer allgemeinen Besprechung wird auf Parallelen 
und Sonderfälle in der menschlichen Organisation 
und da vor allem wieder in  der W irtschaft hin­
gewiesen.

Organik ist die Lehre von der Organisation. Organisie­
ren heißt einheitliche Organismen bilden durch geeignetes 
Zusammenwirkenlassen einzelner Organe.

Gewöhnlich machen die Menschen beim Organisieren einen 
grundlegenden Fehler: Sie berücksichtigen nur einzelne
bestimmte Zwecke, ohne auf die Einheitlichkeit des Ge­
samtorganismus zu achten. Auch die Stellen, die zur 
Pflege und zum Ausbau der Wissenschaft von der Or­
ganisation berufen wären, z. B. die Sebriftleitungen der 
einschlägigen Fachzeitschriften und die Herausgeber 
unsres gesamten Organisationsschrifttums, zersplittern sieh 
zumeist im Behandeln von Einzelfragen, sta tt endlich erst 
einmal die verschiedenen Einzelerscheinungen auf ihre 
allgemeinen Zusammenhänge zurückzuführen. Denn nur 
so kann diese junge Wissenschaft in der von mir früher 
angedeuteten W eise1) weiter entwickelt werden. 
Organisation ist weder an die W irtschaft noch an die 
Technik, noch überhaupt an menschliches Handeln aus­
schließlich gebunden. Im . Gegenteil, der allgemeine w irt­
schaftliche Niedergang nach dem W eltkrieg 1914 bis 1918 
beweist ja, wie wenig die Menschheit von der K unst zu 
organisieren vorläufig noch versteht. Viel vollkommenere 
Organisationen zeigt uns die Natur in ihren lebendigen 
Schöpfungen. W ir bestaunen hier das wunderbar geregelte 
Zusammenwirken der verschiedenen Organe in den hocli-
1) Oh. K lo tzseh , „ O rg a n ik  als  W iss e n s c h a ft“ , Z. V D I  B d. 77 N r. 11.

organisierten Einzelwesen, Tieren oder Pflanzen, eben­
sowohl wie die straffe Zusammenfassung und scheinbar 
geradezu planmäßige Ordnung in gewissen Gemeinwesen, 
wie z. B. im Ameisenstaat. Die Einzelwesen nennt die 
Organik biologische, die Gemeinwesen soziale Organismen. 
Sie hat zunächst zu untersuchen, welche gemeinsamen 
Gesetze fü r beide Arten von Organisationen gelten. So 
wird auch hier die N atur zur Lehrmeisterin des Menschen, 
und jede menschliche Organisation ist dann gerade so 
wie die menschliche Technik angewandte Naturwissen­
schaft. Nur mit dem Unterschied, daß sieh die Technik 
ausschließlich mit Stoff und K raft, die.Organisation aber 
mit Stoff, K ra ft und Leben zu beschäftigen hat.

Die exakte Wissenschaft strebt danach, die verschiedenen 
Erscheinungen auf einheitliche Grundformen zurückzufiih- 
ren, nm sie dann durch Maß und Zahl zu erfassen. So 
sehen wir in unserm heutigen Natur- und Weltbild alle 
Fragen nach Stoff und K ra ft letzten Endes durch Energie­
wirkungen dargestellt. Auch in den Lebewesen finden sich 
keine anderen Energien als die aus Physik und Chemie 
bekannten. Dennoch aber läß t sich die Eigenart des 
Lebendigen nicht mechanistisch, oder wie man richtiger 
sagen müßte, ausschließlich energetisch erklären. Sie be­
ruht vielmehr auf der besondern O r g a n i s a t i o n  der 
Lebewesen. Das ist eine grundlegende Erkenntnis. Schon 
K ant deutet sie in der „K ritik  der U rteilskraft“ mit fol­
genden Worten an: „W ir betrachten die organisierten 
Wesen nach mechanischen Gesetzen, die Zusammenstim­
mung und Einheit ihrer besondern Gesetze und Formen 
aber zugleich nach Gesetzen der Zweckmäßigkeit.“ Auch 
die. heutige Medizin ist von dieser Auffassung beherrscht, 
wie z. B. ein Vortrag des 1933 verstorbenen Internisten 
E. Leschke vor den Deutschen Ingenieuren bew eist2).

Die Organik wird somit, wenn sie die Grundgesetze der 
Organisation erforscht, auch das Rätsel des Lebens der 
menschlichen Erkenntnis näher bringen. Oberste A uf­
gabe wird es dabei immer bleiben, die beobachteten E r­
scheinungen durch Maß und Zahl zu erfassen, gerade so
2) E. Lesc.hJce, „M ech a n ik  u n d  L e b en “ , Z. V D I  B d . 77 N r. 19.
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wie z. B. die Physik Artunterschiede auf Mengenunter­
schiede zurückführt, etwa die verschiedene Höhe der Töne 
auf verschiedene Schwingungszahlen. Denn darin be­
steht der praktische Nutzen einer Wissenschaft, daß man 
die eintretenden Vorgänge vorausberechnen kann. Wie 
weit die Organik im Vergleich zu den technischen W issen­
schaften noch von diesem Ziele entfernt ist, dürfte bekannt 
sein, aber immerhin sind verschiedene Anfänge schon ge­
macht, und zwar bedient man sieh dazu vor allem 
statistischer Verfahren.

Der organische Arbeitsbegriff
Die Verrichtungen der lebendigen Organismen beruhen also 
genau wie die der toten Mechanismen auf Energie- 
Umsetzung. Es wird somit Arbeit geleistet. Nun kennt 
die W issenschaft bisher nur einen wohldefinierten Arbeits­
begriff, das ist der der mechanischen Arbeit. So könnte 
zunächst auch der Begriff der organischen Arbeit als ener­
getisches Problem aufgefaßt werden.
Allein damit kommt man nur bis zu einer Teillösung: 
Zwar wissen wir schon seit Rubners Untersuchungen in 
den Jahren 1893 bis 1901, daß der Satz von der E rhal­
tung der Energie auch fü r die belebte N atur gilt; ebenso 
fest steht z. B., daß selbst die Seelentätigkeit m it Stoff­
wechsel, also mit Umsetzung chemischer Energie im Ge­
hirn und Nervensystem verbunden ist. Trotzdem läßt sieh 
aber vorerst immer nur ein Teil der organischen Arbeit 
messen. Bei den biologischen Organismen können äußere 
Leistungen ohne Schwierigkeit ermittelt werden, z. B. die 
Arbeit eines Pferdes, wenn es einen W agen von bestimm­
tem Gewicht zieht. Aber schon die Muskelarbeit, die zum 
Versteifen des Knochengerüstes dient, z. B. beim ruhigen 
H alten eines Gegenstandes mit vorgestrecktem Arm, ist 
unberechenbar3). E rst recht die Arbeit von Nerven und 
Gehirn: Reflextätigkeit, Instinkt und Vernunft, Gefühl 
und Seelentätigkeit: Wieviel Meterkilogramm leistete
etwa Goethe beim Dichten seines „F aust“ 1? Auch das 
Leben in den sozialen Organismen ist beständige Energie­
umsetzung. Der Stoffwechsel, den man hier W irtschaft 
nennt, besteht zumal bei den Menschen im Zeitalter der 
Technik aus Erzeugung und Verbrauch recht beträcht­
licher Mengen von elektrischer, mechanischer, chemischer 
und W ärmeenergie. Und das K ultur- und Geistesleben 
benutzt zum Übertragen der Denkleistungen durch 
Sprechen, Hören, Sehen, Lesen, Schreiben im wesent­
lichen außer der E lektrizität die mechanische Schall- und 
die Lichtenergie. Doch die physikalisch meßbaren Energie­
umsetzungen kommen niemals allein vor, immer sind sie 
untrennbar verbunden mit menschlicher Muskel- und Ge­
hirnarbeit, die mindestens regelnd und steuernd wirkt. 
Daher können wir die Gesamtarbeit eines Organismus zu­
nächst nicht messen; denn wir kennen kein konstantes 
Äquivalent zwischen mechanischer und organischer Arbeit. 
Gerade die W irtschaft stellt uns aber vor die bittere Not­
wendigkeit, wenigstens von der praktischen Seite her einen 
Ausweg zu suchen: So benutzt man einen recht kümmer­
lichen Ersatz, eine A rt von Generalnenner, auf den die 
verschiedenen Formen organischer Arbeit gebracht wer­
den, und mit dem man ebenso Kilowattstunden wie mensch­
liche Arbeitstunden mißt, nämlich W ert, Kosten oder 
P reis fü r geleistete Arbeit. Dieser W ert schwankt aber be­
ständig, selbst fü r ein und dieselbe Arbeitsmenge, erstens 
wegen der fortschreitenden Mechanisierung, von der später
3) N ä h e re s  ü b e r  d ie  M essu n g  o rg a n isc h e r  A rb e it s ieh e : E . A tz le r , 
,, Stoff- u n d  K ra f tw e c h s e l“ in  se inem  B u ch e  ,,K ö rp e r  u n d  A rb e it, 
H a n d b u c h  d e r  A rb e itsp h y s io lo g ie “ , L e ip z ig  1927 , V e rla g  G eorg  
T hiem e.

die Rede ist, und zweitens, weil er in Geld gemessen wild, 
das ja  seinerseits auch fortgesetzten W ert- und W ährungs­
schwankungen unterliegt. Daher schlagen die Techno­
k ra te n 4), eine amerikanische W irtschaftsreform er-Be­
wegung, vor, in der gesamten Volkswirtschaft s ta tt mit 
dem veränderlichen W ert mit dem feststehenden Energie­
maß zu rechnen. Natürlich machen sie dabei den grund­
legenden Fehler, die F ragen der W irtschaft als phy­
sikalisch-energetisches Problem aufzufassen, während es 
sich hier doch um ein organisches handelt: Die W irtschaft 
wird nicht von den Maschinen allein gemacht, sondern 
menschliches Denken und Arbeiten ist es, was den sozialen 
Stoff- und Energiewechsel ausschlaggebend beeinflußt. 
Die Technokraten werden daher innerhalb eines wirtschaf­
tenden Systems vorläufig nur die mechanische, nicht aber 
die vollständige organische Arbeit messen können.
Doch in der Umrechnung in Meterkilogramm, Kalorien 
oder Kilowattstunden erschöpft sieh auch nicht der orga­
nische Arbeitsbegriff. Das sind Aufgaben der Energetik. 
Wesentlich an der von den Organismen geleisteten Arbeit 
ist neben A rt und Menge der Energieumsetzung vor allem 
das unzertrennliche Zusammenwirken der einzelnen Ver­
richtungen und ihre Beziehungen zum Ganzen. Der orga­
nische Arbeitsbegriff will den mechanischen keineswegs 
verdrängen oder ersetzen, im Gegenteil, er braucht ihn 
als notwendiges H ilfsm ittel; aber er muß darüber hinaus 
die G e s a m t w i r k u n g  der einzelnen Energieumsetzun­
gen umfassen, die W irkung, die sich ausdrückt als Schaf­
fung, Erhaltung und Entwicklung einheitlicher Organis­
men. W ährend der mechanische Arbeitsbegriff verwickelte 
Gesamtprozesse in leicht berechenbare Teilumsetzungen 
zerlegt, faß t der organische Arbeitsbegriff die Teilverrich­
tungen zu ihrer besondern W irkung auf das Ganze zu­
sammen. E r wird als exaktwissenschaftlich geklärt gelten 
können, wenn es gelingt, die artm äßige Gesamtwirkung 
auf mengenmäßige Zusammenhänge zurückzuführen.

Das organische Aufbaugesetz
Wenn auch das Zusammenwirken der Organe auf Um­
setzung der gleichen Energien beruht, wie wir sie in den 
physikalischen Systemen kennen, so unterscheiden sich die 
Organismen von jenen doch grundsätzlich schon dadurch, 
daß der Stoff- und Energiewechsel des Lebensprozesses 
fortwährend Verbrauch und Ergänzung auch des äußeren 
Aufbaues mit einschließt. Und zwar wird von der auf­
genommenen Energie zunächst innerer Prozeß und Aufbau 
des Systems gespeist. E rst ein etwa verbleibender Über­
schuß kann als ä u ß e r e  Arbeit abgegeben werden. Die 
zur A ufrechterhaltung des inneren Prozesses und zur E r­
gänzung des Aufbaues verwandte Energie nennen wir 
entsprechend i n n e r e  Arbeit. Dieser Energiefluß inner­
halb der Organismen läß t sich durch das bekannte Strö­
mungsschaubild nach Abb. 1 darstellen.
Äußere Arbeit ist nicht — das wollen wir ausdrücklich 
festhalten — äußerlich bemerkbare Arbeit, sondern nach 
außen abgegebene Arbeit. Also ein Tier oder ein Mensch, 
der mit seinen Beinen oder Armen Arbeit leistet, um Nah­
rung zu suchen und zu sich zu nehmen oder sich gegen 
einen persönlichen Feind zu wehren, leistet damit innere 
Arbeit. Ein Mensch aber, der Arbeit abgibt, so daß andere 
Nutzen davon haben, z. B. der A rbeiter in der Fabrik, der 
leistet äußere Arbeit. Ein W irtschaftsunternehm en, das 
nur arbeitet, um Geld zu verdienen, verfolgt nicht den 
Zweck äußerer Arbeit. E in Unternehmer aber, dessen
i )  S iehe  z. B. W a y n e  W . P a r r is h ,  „A n  o u tlin e  of T e c h n o c ra c y “ ü b e r ­
se tz t von  H . P r i m :  „ T e c h n o k ra te  — ■ die n eu e  H e ils le h re "  M ünchen  
19B3, V e r la g  R. P ip e r  & Co.
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erstes Ziel ist, der Volkswirtschaft brauchbare Güter zu 
liefern, leistet damit äußere Arbeit.

Wie genauere Betrachtung zeigt, sind die Organe vieler 
Organismen selbst wieder Organismen. So vereinigen 
sich z. B. selbständige Leibewesen wie die Ameisen oder 
Bienen, deren jedes Einzeltier schon als hochzusammen- 
gesetzter Organismus anzuspreehen ist, ihrerseits zu einem 
übergeordneten sozialen Organismus. Im  sozialen Leben 
der Menschen sind auf diese Weise oft viele Stufen in­
einandergeschachtelt. Andere Organismen wiederum kön­
nen sich nicht zu übergeordneten zusammenschließen. Die 
Erklärung gibt das organische Aufbaugesetz:

S e l b s t ä n d i g e  O r g a n i s m e n  k ö n n e n  z u  O r ­
g a n e n  e i n e s  ü b e r g e o r d n e t e n  O r g a n i s m u s  
w e r d e n ,  w e n n  s i e  ä u ß e r e  A r b e i t  l e i s t e n ,  
d i e  s i c h  d e m  a l l g e m e i n e r e n  Z w e c k e  d i e ­
s e s  ü b e r g e o r d n e t e n  O r g a n i s m u s  e i n f ü g e n  
k a n n .

Bei vielen Organismen ist nun die innere Arbeit Selbst­
zweck. Jene aber, die äußere Arbeit abgeben, vermögen 
außerdem Sonderzwecke zu erfüllen. Lassen sich diese 
Sonderzwecke nach den Gesetzen der Arbeitsteilung ver­
einigen, so kann nach dem Aufbaugesetz ein übergeord­
neter Organismus gebildet werden. Die ursprünglichen 
Organismen werden zu Organen, ihre äußere Arbeit zur 
inneren Arbeit des übergeordneten Organismus. Sieht 
man z. B. die Werkzeugmaeherei einer größeren Fabrik, 
für die die Werkzeuge nicht Verkaufserzeugnisse, sondern 
Produktionshilfsmittel sind, als selbständigen Organismus 
an, so ist die Herstellung der Werkzeuge äußere Arbeit; 
denn sie werden an die übrige Fabrik abgegeben. Stellt 
man sich aber auf den Standpunkt des Gesamtbetriebes, 
also des übergeordneten Organismus, so muß die H er­
stellung der Werkzeuge als innere Arbeit angesehen wer­
den. Solche Überlegungen spielen bekanntlich bei der 
Gemeinkostenverteilung in den Fabrikbetrieben eine wich­
tige Rolle, und über manche strittige Frage würden sich 
die Betriebsleute viel leichter einig, wenn sie sich sta tt der 
unklaren Ausdrücke wie produktive und unproduktive oder 
unmittelbare und mittelbare Ausgaben, Löhne oder A r­
beiten des Begriffes der äußeren und inneren Arbeit be­
dienen wollten.

Für einen Staatsorganismus ist erste und höchste A uf­
gabe, seine S taatsbürger als biologische A rt und seinen 
Organismus als System aufrecht zu erhalten. H ier ist zu­
nächst die innere Arbeit Selbstzweck. A uf dieser Stufe 
stehen die hoehorganisierten Insektenstaaten der Termiten, 
Ameisen und Bienen. Die nächste Entwicklungsstufe der 
„internationalen“ Beziehungen haben sie noch nicht er­
reicht. Sie würde voraussetzen, daß die Staatswesen 
äußere Arbeit als Sonderzweck leisten, die sieh einem

übergeordneten politischen Organismus einpassen ließe. 
Die Menschen sollten daraus lernen, daß Verbindungen 
zwischen den einzelnen Völkern erst Aussicht auf Erfolg 
haben, wenn sie zuvor ihre eignen Staatswesen zu ein­
heitlichen Organismen ausgebaut haben.

Die Arbeitsteilung
W ährend der organische Arbeitsbegriff und das Gesetz 
des organischen Aufbaues zu einem immerhin wesent­
lichen Teil auf energetischer Grundlage beruhen, ist die 
Arbeitsteilung eine rein biologische Angelegenheit, sozu­
sagen eine Erfindung der belebten Natur. Alle Arbeits­
teilung, die die Menschen bewußt und zweckgerichtet 
durchführen, ist nichts anderes als die unmittelbare F o rt­
setzung der in der N atur entstandenen. Ja , wenn sie auch 
durch die menschliche Vernunft außerordentlich vielseiti­
gen Zielen dienstbar gemacht wird, so verfolgt sie im 
Grunde doch in der menschlichen Gesellschaft die gleichen 
Zwecke wie in der gesamten belebten Natur, nämlich die 
Lebensbedingungen günstiger zu gestalten: Die einzelnen 
Lebewesen sollen sich besser ernähren, besser fortpflanzen, 
besser vor ihren Feinden, vor Unwetter oder sonstigen Ge­
fahren schützen, kurz, ihre gesamten Lebensbedürfnisse 
besser befriedigen können.

Arbeitsteilung ist nur dann möglich, wenn die einzelnen 
verschiedenen Tätigkeiten genügend oft wiederholt oder 
gar ununterbrochen in stetem F luß ausgeübt werden. 
Beim Lebensprozeß in den biologischen und sozialen Orga­
nismen ist das der Fall. In  der N atur besteht nun das 
eigentümliche Streben, fü r Gruppen verwandter Verrich­
tungen oder auch fü r Einzelverrichtungen — je nach 
der Häufigkeit der Wiederholung und nach der Größe des 
Organismus — besondere Anlagen oder Organe zu schaf­
fen. So wird die organische Arbeit von einfachen An­
fängen in steter Entwicklung zu immer weitergehender 
Unterteilung aufgespalten. Schon die kleinste lebende 
Einheit, die wir kennen, die Zelle, zeigt eine, wenn auch 
primitive Arbeitsteilung. Wie sich bei den niedrigen Ein­
zellern, z. B. bei den Weehseltierchen oder Amoeben, 
beobachten läßt, besorgt der zähflüssige Zelleib (Proto­
plasma) Bewegung und Nahrungsaufnahme, während dem 
in ihm eingebetteten Zellkern der Stoffwechsel obliegt. 
Andere Funktionen, insbesondere die Fortpflanzung, neh­
men noch den ganzen Zellorganismus in Anspruch. Auf 
der nächst höheren Stufe der Zellkolonien finden sich teils 
solche, bei denen trotz der geselligen Lebensweise die ein­
zelnen Zellen alle ihre selbständigen Verrichtungen bei­
behalten haben. Andre wieder, so die im W asser unsrer 
Teiche lebende Kugelalge Volvox globator, weisen zwei 
deutlich voneinander unterscheidbare Arten von Zellen 
au f: Körperzellen und Keimzellen. Auch die K örper­
zellen vermehren sich zwar durch Teilung, bringen aber 
keine neuen selbständigen Wesen hervor. Das ist alleinige 
Aufgabe der Keimzellen, welche sieh zu diesem Zwecke 
nach E in tritt der Reife vom mütterlichen Verbände los­
lösen. Mit dieser Scheidung in Körperzellen und Keim­
zellen ist die erste große Stufe in der biologischen Organik 
erreicht. Infolge der Arbeitsteilung genügt es, wenn ein 
Teil der zu engem Zusammenwirken gekuppelten Zellen 
atmet und friß t, also den Stoffwechsel besorgt; die ändern 
Zellen widtnen sich ausschließlich der Fortpflanzung und 
lassen sich dafür erhalten und ernähren. Von dieser Stufe 
an ermöglicht die N atur den höheren Organismen, andere 
Aufgaben zu erfüllen als nur sieh fortzupflanzen und die 
Art zu erhalten. Als höchste dieser Aufgaben hat die 
Leistung äußerer Arbeit zu gelten, die es den Organismen



erlaubt, sicli ihrerseits zu übergeordneten sozialen Orga­
nismen zusammenzuschließen.
In  der sozialen Organik zeigt uns nun die N atur mit ge­
radezu erstaunlicher Folgerichtigkeit eine Scheidung, 
welche der in Keimzellen und Körperzellen bei den Einzel­
wesen genau entspricht: Bei den Gemeinwesen der Ter­
miten, Ameisen und Bienen, die in bezug auf straffe A r­
beitsteilung bisher die höchste Entwicklungsstufe erreicht 
haben, ist streng getrennt in solche Volksgenossen, die die 
Fortpflanzung, und solche, die die staatliche Ordnung und 
W irtschaft besorgen, jene bekannt als Männchen und 
Königin, diese als A rbeiter und Soldaten.
Die W irkungen der weitgetriebenen Arbeitsteilung und 
damit der Zersonderung in zahlreiche verschiedene Organe 
zeigen sieh zunächst in der größeren Empfindlichkeit gegen 
störende Einflüsse. Jeder Betriebsmann kennt die unheil­
vollen Folgen, die ein willkürlicher Eingriff in den viel­
teiligen Fabrikorganism us verursacht. Oder welche ver­
heerende K atastrophe kann u. U. im Eisenbahnbetrieb 
eine Zugverspätung nach sich ziehen! Auch aus der bio­
logischen Organik wissen wir, daß die höheren Tiere er­
littene Beschädigungen längst nicht in dem Umfange 
wieder auszuheilen (regenerieren) vermögen wie die niede­
ren Lebewesen. Anderseits kann dafür der hochentwickelte 
Organismus viel mehr leisten, und zwar mehr sowohl nach 
A rt als auch nach Menge der Leistung. Man vergleiche 
die einfache Zellkolonie m it einem Säugetier. A uf die 
großartige Leistungssteigerung in  der menschlichen 
sozialen Organisation hat als erster wohl Adam Sm ith  1776 
durch Beschreiben der Arbeitsteilung an dem berühmt ge­
wordenen Beispiel aus der damaligen Stecknadelanferti­
gung hingewiesen. Seitdem hat es aber auch nicht an 
Stimmen gefehlt, welche vor den körperlichen und Seefi­
schen Gefahren des Einseitigwerdens durch die Arbeits­
teilung w arnen5). Besonders die Gewerbehygiene und die 
Arbeitsphysiologie setzen sieh m it diesen F ragen ausein­
ander. Anderseits gewährt ein Robinsoiulasein mit völligem 
Verzicht auf die Arbeitsteilung nur einen sehr niedrigen 
Lebensstand. Sehen w ir uns nun nach Beispielen über 
die Einseitigkeit in den von der N atur geschaffenen sozialen 
Organismen um, so finden wir sie am weitesten getrieben 
bei den Termiten. H ier haben sich die Soldaten so als 
K am pftiere „spezialisiert“ , daß sie infolge ihrer unför­
migen Kiefer, die als Zangenscheren ausgebildet sind, wohl
5) S iehe  z. B . d en  A b sc h n itt „ S c h u ld b u c h  d e r  T e c h n ik “ in  A. M en d t, 
„D ie  T e ch n ik  in  d e r  K ris e  u n s r e r  Z e it“ , V o lk sv e rb an d  d e r  B ü c h e r ­
fre u n d e , B e r l in  19 3 3 , W e g w eise rv erlag .

Abb. 2. D ienstp lan im B ienenstaa t
Über de r w aagerecht fo rtlau fenden Z e it is t d ie  Anzahl de r A rb e ite r 
aufgetragen. Die w aagerechten Linien trennen die  einzelnen D ienst­
gruppen. Die schrägen Linien geben das Schicksal de r einzelnen 
A rb e ite r an. Sie sind gezeichnet 1Ur a lle Genossen, die während 
der Lebensdauer des ersten hinzukommen d. s. bei einem V olk von 
70 000 A rbe ite rn  täg lich  etw a 2000. Die Schar de r schrägen Linien 
is t nach links und rechts be liebig fo rtg e se tz t zu denken.

k ä m p f e n ,  aber selbst nicht mehr f r e s s e n  können, sondern 
von den Arbeitern gefüttert w e r d e n  m ü s s e n 6 ) .  Die 
Bienen hingegen schützen sich vor E i n s e i t i g w e r d e n  durch 
Wechsel in der Tätigkeit: Jede A r b e i t e r i n  übt während 
ihrer kurzen Lebensdauer von etwa 35 Tagen (nach dem 
Ausschlüpfen) der Reihe nach die v e r s c h i e d e n e n  Verrich­
tungen aus, wie Zellenreinigung, B r u t p f l e g e ,  Wabenbau, 
Wachtdienst und Außendienst, d. h. Nahrungssuche. Das 
vollzieht sich nach einem scheinbar festen Plan, der aller­
dings im Bedarfsfälle verschoben werden kann. Abb. 2 
zeigt die Diensteinteilung fü r ein mittleres Bienenvolk von 
etwa 70 000 Arbeitern unter der Voraussetzung, daß sich 
diese Zahl einige Zeit auf gleicher Höhe h ä l t7).
H and in H and m it der Einseitigkeit der einzelnen Organe 
geht ihre gegenseitige Abhängigkeit. Auch diese wird 
häufig als Nachteil empfunden, wenigstens unter dem Ge­
sichtswinkel des einzelnen Organes. Dieser „individua­
listische“ Standpunkt ist aher, wenn irgendwo, dann in 
der Organik falsch. Einzig und allein richtig kann, wie 
uns die N atur selbst zeigt, nur der „kollektivistische“ 
sein, d. i. der S tandpunkt, der den gesamten Organismus 
ins Auge faßt. So wird aus der wechselseitigen Abhängig­
keit gerade bei den sozialen Organismen, wo im Gegensatz 
zu den biologischen kein unm ittelbarer physischer Zusam­
menhang zwischen den einzelnen Organen besteht, der 
Z w a n g ,  der diie Ganzheit vor dem Zerfall bewahrt.

Das Gleichgewicht von Zwang und Freiheit
Fortschreitende Arbeitsteilung bedeutet Höherentwicklung. 
Aber solche ist nur möglich, wenn der Organismus gleich­
zeitig vielteiliger wird. Denn neue einseitige Anlagen 
kann er nur bilden, wenn er dafür noch Bestandteile f r e i  
hat. Anderseits entsteht aber m it zunehmender Arbeits­
teilung auch ein zunehmender Z w a n g  auf die einzelnen 
Organe. Mithin muß im Organismus, soll er sieh weiter- 
cntwickeln, gleichzeitig Zwang und gleichzeitig Freiheit 
herrschen, d. h. es muß ein gewisses Gleichgewicht 
zwischen beiden bestehen. D arauf hat wohl zuerst 
J. U nold8) 1906 hingewiesen. E in Gleichgewicht wie das 
zwischen Zwang und Freiheit bezeichnen wir- nach TF. Ost­
wald 9) als fließendes; denn die entgegengerichteten Kräfte 
bleiben nicht gleich, sondern nur ihre gegenseitige Span­
nung. Solche fließenden Gleichgewichte zeigt der Lebens­
prozeß mehrere. H ier ist es so, daß während der Ent­
wicklung beides, Zwang wie Freiheit, ständig wachsen. 
W ird nun das Gleichgewicht gestört, so muß die Höher­
entwicklung ahbreehen aus folgenden zwei Möglichkeiten: 

entweder durch Überwiegen der F reiheit:
Beim biologischen Organismus bedeutet das Auflösung in 
die einzelnen Bestandteile, Zersetzung, Tod. Beim sozialen 
Organismus machen sieh die Einzelwesen unabhängig von­
einander. Dann muß jedes alle lebensnotwendigen Ver­
richtungen selbst ausüben, wenn es nicht sofort zugrunde 
gehen will; die Arbeitsteilung hört auf, der Organismus 
löst sich auf;

oder durch Überwiegen des Zwanges:
Die organische Arbeit wird völlig mechanisiert und sinkt 
herab zu reiner Reflextätigkeit, die Anpassung an ver-
6 ) Ü ber d ie  T e rm ite n  u n te r r ic h te  m a n  s ich  u . a . d u rc h  d as  s p an n en d e  
B u c h :  M . M a e te r lin ck , „ D a s  L e b en  d e r  T e rm ite n “ , ü b e rs e tz t  von 
K . Illch , S tu t tg a r t ,  B e r l in  u n d  L e ip z ig  1 9 2 7 , D e u ts c h e  V e rla g sa n s ta lt.
7) D ie  Z e ic h n u n g  s tü tz t  s ich  a u f  A n g ab en  von  G. A . R ö sc h , „D ie  
A rb e its te ilu n g  im  B ie n e n s ta a t“ , K osm os, H a n d w e is e r  f ü r  N a tu r f re u n d e  
H e f t  4 /1 9 3 3 .
8) „ P r in z ip  d e r  F re ih e it  u n d  E in h e i t“ w ird  es g e n a n n t  in  dem  auch  
h eu te  n o ch  s e h r  le se n sw erte n  B u c h e : J . V n o ld ,  „ O rg a n is c h e  u n d  
sozia le  L eb en sg ese tze“ , L e ipz ig  1906 , V e r la g  T heod . T hom as.
9) W . O stw a id , „ G ru n d sä tz lic h e s  z u r  G esch ich te  d e r  T e c h n ik “ 7  V DT 
B d . 73 N r. 1. ’ '



änderte äußere. Einflüsse hört auf, die Organisation er­
starrt.

Diese Vorgänge vollziehen sich fü r alle Organismen ent­
sprechend der von Ostwald an der genannten S telle0) 
näher gekennzeichneten Lobenslinie: Aufstieg, dann
höchste Blüte mit E rstarrung, schließlich Rückbildung oder 
Entartung mit Tod. Wenn also bei einem Organismus 
die Entwicklung zu immer höherem Fortschritt möglichst 
lange dauern soll, so muß dafür gesorgt werden, daß das 
Gleichgewicht zwischen Zwang und Freiheit erhalten 
bleibt.
Erstarren der Organisation braucht nicht sofortiges Ende 
zu bedeuten: Die Staatswesen der Termiten haben ihre 
heutige Form mindestens schon seit Jahrmillionen 1H), näm­
lich seit dem A uftreten der Ameisen, ihrer erbittertsten, 
äußerst angriffslustigen und körperlich überlegenen 
Gegner, denen sie nur durch ihre Geschlossenheit zu 
trotzen vermögen. Obwohl die Organisation also völlig 
erstarrt ist, macht sich heute dennoch kein drohender 
Untergang bemerkbar. Aber überall in der Natur ent­
stehen aus den noch nicht erstarrten  Entwicklungsstufen 
neue, höhere Organisationsformen, die den ändern gefähr­
lich werden können.
Auch die Ameisen und die Bienen haben es in der Bildung 
straffer sozialer Organismen weitergebracht als der Mensch. 
Aber das kann uns nun nicht mehr verwundern: denn ab­
gesehen davon, daß jene Insektenarten viel älter sind, so 
wird doch die Entwicklung zu straffen sozialen Organis­
men um so längere Zeit beanspruchen, je höher die be­
treffenden Einzelwesen selbst entwickelt sind, weil dann 
der Gesamtorganismus um so vielteiliger werden muß. 
Der Freiheit der menschlichen Intelligenz ist noch kein 
genügender sozialer Zwang als Gegengewicht erstanden: 
bei der Ameise macht das Gehirn 0,3 % , bei der Biene 
0,0 % , beim Menschen aber 2 %  des Körpergewichtes aus.

Menschen als Organisatoren sollten daher bedenken, daß 
aller künstliche, d. h. unnatürliche Zwang als Überorgani­
sation nur schadet. Die Menschheit steht als biologische 
A rt noch mitten drin in der Aufwärtsentwicklung, in der 
sozialen Organismenbildung sogar erst am Anfang. Wie 
beim Einzelmenschen das Gehirn, so muß bei einem Staats­
organismus die beste K ra ft des Volkes die freie Führung 
haben, als Zwang muß der auf Arbeitsteilung beruhende 
straffe Zusammenhalt des Ganzen gegenüberstellen. Der 
rein kommunistische Staat, der keinen Führer mehr 
braucht, weil alle innere Arbeit restlos mechanisiert ist, 
hat auf keinen Aufstieg mehr zu rechnen. Ihm droht der 
Untergang, wenn er sich veränderten Lebensbedingungen 
nicht mehr anpassen kann.

Die Mechanisierung
Eine bekannte Erscheinung bei den Lebewesen ist die, 
daß eine früher nicht ausgeiibte Verrichtung immer 
leichter geht, je öfter sie wiederholt wird. Sie wird „er­
lernt“ . Bei genügend häufiger Wiederholung kann sie 
zur dauernden Tätigkeit werden. Wenn dabei der be­
treffende Bestandteil des Organismus durch Anpassung und 
Überentwicklung („H ypertrophie“ ) so einseitig wird, daß 
er daneben nichts anderes mehr zu vollbringen imstande 
ist, wird er zur „besondern Anlage“ . Die N atur schafft 
sich allenthalben solche besondern Anlagen. Diesen 
großen, unaufhörlich vor sich gehenden Prozeß bezeichnet 
man in der Organik als Mechanisierung.
10) N ach  R . 3 -  F r o n e t , „B ios, d ie G esetze d e r  W e lt" , M ünchen  1921, 
V e rlag  H an fs ten g e l.

motorische sensible 
Hirnrindenzonen

Abb. 3. Organisationsplan 
des menschlichen Zentra l­
nervensystems 

1, 2 =  A ssoziations­
bahnen,

3, 4 5 =  zentripeta le
(sensible)
Bahnen,

6, 7, 8 =  zentrifugale
(m otorische)
Bahnen,

9, 10, 1 1 =  Reflexbahnen,
12, 13, 14 — periphere sen­

sible Nerven,
15, 16, 17 =  periphere 

motorische 
Nerven.

Reizt man einen zentripetalen Nerv, so en tsteh t im Gehirn ein 
S inneseindruck; re izt man einen zentrifugalen Nerv, so zuckt der 
Muskel, zu dem er hinführt.
Bewußter Vorgang: z. B. Sinneseindruck über 13 und 4 bis hinauf 

in das zugehörige bewußte Feld im Gehirn. D ort durch Asso­
ziation über 1 Erregen eines motorischen Feldes und Einleiten 
einer Muskelbewegung, etw a über 7 und 16.

Unbewußter Vorgang. Gehirnreflex, z. B. über Atemzentrum, etwa 
von 12 Uber 3—2—6 nach 15.

P lurisegm entaler Reflex: z. B. von 14 Uber 5 und 10 au f 16. 
E igenreflex: z. B. von 14 über 11 auf 17.

Ein gutes Beispiel bietet das menschliche Zentralnerven­
system. Denn es umfaßt die vorkommenden Möglich­
keiten organischer Arbeit am vollständigsten, von der 
höchsten Stufe der bewußten und gewollten (finalen) 
schöpferischen Tätigkeit mit dem Sitz in der grauen H irn­
rinde bis hinab zum niedrigsten Eigenreflex, der sieh ohne 
Zutun des Gdhirns abspielt, siehe Abb. 3. Entsprechend 
dem Gesetz von Zwang und Freiheit wird das Bewußtsein 
nach Möglichkeit freigehalten fü r Tätigkeiten, die nicht 
hälftig wiederholt und daher nicht unbewußt oder gar 
„mechanisch“ als Reflex ausgeführt werden können. Auch 
alle körperliche Arbeit wird vom Zentralnervensystem aus­
gelöst und geregelt. Ja , darüber hinaus ist das mensch­
liche Gehirn durch seine schöpferische Fähigkeit in der 
Lage, neben den von der N atur hervorgebrachten leben­
den selbst besondere leblose Anlagen — Mechanismen — 
zu erfinden, in denen Naturkräffce nutzbar gemacht wer­
den fü r den K am pf ums Dasein. Richtig eingesetzt m üß­
ten so Technik und Maschinen trotz erhöhtem sozialen 
Zwang dem Menschen mehr Freiheit geben zur W eiter­
entwicklung des Körpers und Geistes, damit er immer das 
höchste Lebewesen auf der Erde bleibt. Die N atur hat 
so gewissermaßen mit dem menschlichen Gehirn eine be­
sondere Anlage zum Organisieren und Mechanisieren ge­
schaffen. W ir können daher R. H. France, dem wir sonst 
viele fü r die Organik wertvolle Erkenntnisse verdanken, 
nicht beistimmen, wenn er die Eisenverarbeitung, die H er­
stellung von Maschinen, die Industrie und die Massen­
fabrikation fü r naturw idrig h ä l t10). Ebensowenig
O. Spengler, der die Technik einen aussichtslosen K am pf 
des Menschen gegen die N atur n en n t11). Die menschliche 
Mechanisierung ist vielmehr gerade wie die menschliche 
Arbeitsteilung das unmittelbare W eiterschreiten auf dem 
von der N atur gewiesenen Weg. Auch in der N atur be-
11) O. Spen g ler , „ D e r  M enscji u n d  d ie  T e ch n ik " , vgl. au c h  V D I-N ach - 
r ic h te n  11. J g . N r. 39.



ruhen Arbeitsteilung und Mechanisierung auf der massen­
weisen W iederholung derselben Verrichtung. Schon in 
der N atur wird dabei organische Arbeit höherer Form wie 
Geistes- und Seelentätigkeit allmählich ersetzt durch orga­
nische Arbeit niederer Form, wie Reflex- und M uskeltätig­
keit, bis sie schließlich, wie man sagt, ganz „mechanisch“ 
vor sich geht. Und der Mensch hat folgerichtig einen 
Schritt weiter getan: er läß t zweckgerichtete Arbeit in 
Mechanismen ohne jedes Leben ausführen; seine eigne 
Tätigkeit kann sich dabei auf Regeln und Steuern be­
schränken.

Dieser Mechanisierungsvorgang läß t sich verhältnis­
mäßig leicht auf energetische Grundlagen zurüekfiihren. 
Die beständig verbesserten besondern Anlagen steigern 
den W irkungsgrad der organischen Arbeit, d. h. es werden 
immer größere Leistungen mit immer sparsamerem Ener­
gieaufwand erreicht. Gleichzeitig wird aber ein Teil der 
verfügbaren Energie zur Schaffung der besondern An­
lagen verbraucht. Dieser Anteil läßt sich nicht zurück­
gewinnen, denn die Mechanisierung ist wie so viele N atur­
vorgänge nicht umkehrbar. Bei einer energiewirtschaft­
lichen Rechnung m uß er also auf die Einzelverriehtung 
des Organes umgelegt werden und verringert sich dann 
m it zunehmender W iederholung nach hyperbolischer Ge­
setzmäßigkeit. E ine gewisse Mindesthäufigkeit der V er­
richtungen ist jedoch notwendig, damit sieh die Anlage 
lohnt. Diese Beziehungen gelten in der ganzen belebten 
Natur, allgemein bekannt ist aber bisher nur ihre Anwen­
dung auf die menschliche W irtsch a ft12). Die beständige 
Zunahme der beim Mechanisierungsprozeß zur Schaffung 
der Anlagen verbrauchten Energie, die sich fü r  andere 
organische Arbeit nicht verwerten läßt, erinnert stark an 
die Zunahme der E ntropie bei den aus der Physik be­
kannten nicht umkehrbaren Prozessen13). Die Über­
mechanisierung eines Organismus stö rt das Gleichgewicht 
von Zwang und Freiheit, so daß schließlich auch der 
Lebensprozeß gerade so zum Stillstand kommt wie ein 
W ärmeprozeß, bei dem die E ntropie ihren G rößtwert er­
reicht hat. Der Zunahme der Mechanisierung vermag die 
N atur nur ein Gegengewicht zu bieten: sie läßt die Orga­
nismen w a c h s e n ,  dam it sie ständig mehr frei verfüg­
bare Energie aufnehmen können. Diese Tatsache hat zu 
der allerdings unbewiesenen Annahme geführt, das orga­
nische Leben sei eine Waffe der N atur im K am pf gegen 
die E n tro p ie14).

Das organische Wachstum
D er enge Zusammenhang zwischen Mechanisierung und 
W achstum bei den Organismen beruht auf dem Gleich­
gewicht von Zwang und Freiheit. E in iso allgemein gül­
tiges Naturgesetz erkennt die Menschheit gewöhnlich erst 
dann, wenn sie seine W irkungen am eignen w irtschaft­
lichen Wohlergehen verspürt. So fängt es allmählich an 
bekannt zu werden, daß zunehmender W ohlstand eines 
ganzen Volkes H and in H and zu gehen pflegt mit wach­
sender Bevölkerungszahl, entgegen den 1798 geäußerten

12) N ä h e r  e rö r te r t  u n d  in  ih re n  re c h n e risc h e n  Z u sam m en h än g e n  
d a rg e s te llt w u rd e n  sie in  Oh. K lo tzsch  u n d  R . K ü h le r , , .W ir ts c h a f t­
l ich k e itsm essu n g “, T echn . u . W irtsch . Jg . 25  H e f t 5, u n d  Gh. K lo tzsch , 
,» M echan is ierung  —  e in  u m k e h rb a re r  P ro z e ß ? “ , Z e its c h r if t f ü r  O rg a ­
n isa tio n  31. 1. 33.

13) E in  ä h n lic h e r  V erg le ich , jed o ch  von re in  w ir ts c h a ft l ic h e n  V o r­
g än g e n  m it so lchen  a u s  d e r  T h e rm o d y n am ik  fin d e t s ich  bei R . D oczeka l, 
,,X)ie P re is a b s a tz fu n k tio n “ , T ech n . u . W ir tsc h . Jg . 24  H e f t  10.

H ) V gl. E . S ch n e id e r , , .E n tw ic k lu n g sg e sc h ic h te  d e r  p h y s ik a lisch en  
W e lta n s c h a u u n g “ , V o lk sv e rb an d  d e r  B ü c h e rfre u n d e , B e r l in  1934 , 
W  egw eise r ve rlag .
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Befürchtungen des Schotten R. Maltfms, d aß  einst die 
Menschen auf der übervölkerten Erde H ungers sterben 
müßten. Damals wußte man eben noch nichts von der 
fortschreitenden Mechanisierung, die der Menschheit 
immer größere Mengen lebensnotwendiger Energien dienst­
bar macht. Ebenso eigentümlich ist, daß das mathe­
matische Grundgesetz, nach dem alle sozialen und biolo­
gischen Organismen wachsen, durch statistische Messun­
gen erst festgestellt wurde, als es der gewinnsüchtigen 
Menschheit au f einem engen w irtschaftlichen Sonder­
gebiet in  der Zinseszinsformol längst bekannt war. Die 
gleichartige Gesetzmäßigkeit von W aehstumsvorgängen in 
der Biologie, in der Soziologie und in  der menschlichen 
W irtschaft gilt heute als allgemein erw iesen15). Es sei 
daher gleich an einem Beispiel gezeigt, wie das N atur­
gesetz des Wachstums bei der Behandlung volkswirtschaft­
licher Sonderfragen anzuwenden ist:

Die günstigste Größe irgendeines Industriebetriebes darf 
nach den voraufgegangenen Betrachtungen nicht mehr 
unter dem Gesichtspunkte des Betriebes als eines selb­
ständigen Organismus allein gesucht werden, sondern nur 
gleichzeitig im Rahmen der übergeordneten Volkswirt­
schaft. Die Lösung kann dann nicht mehr lauten: der 
Kleinbetrieb oder: der M ittelbetrieb oder: der Groß­
betrieb, sondern einzig und a lle in : der wachsende B etrieb! 
Selbstverständlich heißt liier W achsen nicht Zusammen- 
sdhweißen m ehrerer Einzelunternehmungen zu großen 
Konzernen aus Geldinteressen, sondern aus sich heraus 
„organisch“ wachsen. Nur der Betrieb ist gesund, der 
hierzu die Fähigkeit in  sich träg t. Auch Betriebe er­
starren, entarten und sterben schließlich. So ergibt sich 
ganz von selbst, daß in einer Volkswirtschaft, da sie ja 
wachsende Betriebe braucht, die kleinen in der Überzahl 
sein müssen. Die Volkswirtschaft ist gesund, wenn sich 
die nach der Größe geordneten Betriebe genau so in einer 
unten breiten Pyramide verteilen, wie im gesunden Volks­
körper die nach dem A lter geordneten Menschen.

Zusammenfassung
Im  Rahmen eines kurzen Aufsatzes ist es selbstverständ­
lich unmöglich, die allgemeinen Grundlagen einer ganzen 
W issenschaft, als welche die O rganik heute angesehen 
werden muß, auch nur einigermaßen erschöpfend darzu­
stellen. Im m erhin mögen aber unsere Betrachtungen 
wenigstens einige Grundbegriffe verm itteln von dem, wo­
mit sich die Lehre von der O rganisation zu befassen hat. 
Viel mehr als in ändern Zweigen der W issenschaft kommt 
es hlier darauf an, beim an sich notwendigen Untersuchen 
der Einzelheiten ihren gegenseitigen Zusammenhang und 
ihr W irken im Ganzen vor Augen zu haben. Über allem 
steht die Aufwärtsentwicklung, und die Gesetze des orga­
nischen Aufbaues, der A rbeitsteilung, des Gleichgewichts 
von Zwang und Freiheit, der M echanisierung und des 
organischen W achsens sind Beispiele fü r  die unzerreiß­
bare Verbundenheit der Einzölvorgänge beim Streben 
nach aufw ärts. Zur praktischen Nutzanwendung wird 
die O rganik führen, wenn sie die W ege zeigt, auf denen 
sich die menschlichen Organisationen verbessern lassen, 
und wenn sie die Grenzen erkennen lehrt, jenseits deren 
aus zu straffer Organisation G efahren drohen. Die 
Organik ist sich dabei bewußt, daß, wie die A ufw ärtsent­
wicklung, so auch jene Grenzen in  stetem Flusse begriffen 
sind. [2202]
15) S iehe z. B . Ä. Menge, „ D a r f  m a n  in  d e r  E le k tro w ir ts c h a f t  p ro p h e ­
ze ien?  E in e  b io log ische S tu d ie “ , T ech n . u . W ir ts c h . J g . 26  H e f t  2.



I Die Kapitalanspannung 
der deutschen Wirtschaft

Im  Anschluß an dpn gleichnamigen A ufsa tz im Nn- 
vemberheft des letzten Jahrganges (S . 329 ff.) haben 
wir bereits im Dezemberheft 1934 (S . 358) und im 
Januarheft 1935 (S . 10) Beispiele von der Entivick- 
lung der Kapitalanspannung aus Einzelzweigen der 
Industrie der Grundstoffe (Steinkohlen- und Braun­
kohlengewinnung) gebracht. W ir veröffentlichen 
dieses Mal die betreffenden Entwicklungsreihen der 
restlichen Einzelzweige dieser H auptwirtschafts­
gruppe und werden in den nächsten H eften dann 
Beispiele aus ändern Gruppen der gewerblichen 
W irtschaft folgen lassen.
Inzwischen ist in den Ende vorigen Jahres von der 
Reichsregierung erlassenen Wirtschaftsgesetzen  
zivecks Neuordnung des Kreditivesens erstmalig fü r  
das gesamte Bankwesen eine Höchstgrenze fü r  die 
Inanspruchnahme von Fremdkapital im Verhältnis 
zum Eigenkapital festgelegt worden. Sind die 
näheren Bestimmungen auch dem engeren A n ­
wendungsgebiete des Gesetzes entsprechend zunächst 
im wesentlichen rem bankmäßig gedacht und gefaßt, 
so ist hierdurch doch — abgesehen von dem bereits 
früher im Verhältnis zum Eigenkapital festgelegten 
Pfandbriefum lauf der Hypothekenbanken  — vom 
Gesetzgeber erstmalig die von uns als erste schon 
vor Jahren m it Nachdruck betonte Bedeutung der 
Kapitalanspannung anerkannt worden.

Die Herausgeber
a 3. K ap ita lanspannung  im K a l ib e rg b a u
Von jeher sind im Kalibergbau sehr erhebliche flüssige 
Mittel (Forderungen und Gelder) vorhanden gewesen, 
deren Disposition namentlich in Zeiten, da die Stetigkeit 
des Geldwertes fraglich wurde, beträchtliche Schwierig­
keiten mit sich brachte. Der Höchststand in dieser Be­
ziehung wurde offensichtlich in den Hochkonjunkturjahren 
1928/29 erreicht, die gleichzeitig, vermutlich auch unter 
der Einwirkung erheblicher Abschreibungen, eine Ab­
senkung des Anteiles der Betriebsanlagen brachten. Be­
merkenswert ist, daß der Anteil der Betriebsanlagen er­
heblich niedriger ist als bei der Stein- und Braunkohlen­
gewinnung1). Trotz des späteren Wiederanstiegs wurde 
hier nach dem Rückgang von 1928/29 nie wieder der Stand 
von Ende 1926 erreicht. Offensichtlich ist der Kaliberg­
bau in sehr reichlichem Ausmaß m it eigenen Mitteln und
») V gl. 1934 S. 358; 1935 S. 10.
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Abb. 3. Kapitalanspannung Im Kalibergbau

darüber hinaus mit langfristig verfügbaren fremden 
Mitteln versehen, deren Überschuß seit der Hochkonjunktur­
zeit mehr und mehr zur Anlage in die „Sonstigen Anlage­
werte“ (Beteiligungen und W ertpapiere) drängt. Im 
Rahmen der Industrie w irkt der Kalibergbau somit in 
beträchtlichem Grad als Bankier.

a 4. K ap ita lanspannung  In B e rgbau  und E isen indu s tr ie
Im  Gesamtverlaufe gesehen weist die Entwicklung der 
K apitalanspannung trotz mehrfacher Schwankungen eine 
sinkende Neigung auf. Nach dem Abflauen der Hoch­
konjunktur in den Jahren 1928/29 steigt die K apital­
anspannung, um im Jahre der Bankenkrachs (1931) im 
wesentlichen durch die Schrumpfung des Betriebsanlagen­
anteils die bekannte Einbruchstelle zu zeigen. Im Gegen­
sätze zu den sonstigen Anlagewerten steigen in den Jah ­
ren der Krise die Warenbestände, während der Anteil der 
flüssigen Mittel (Forderungen und Gelder) bis Ende 1931 
etwa stetig verläuft. E rst ab 1932 tr itt  hier eine Ver­
knappung ein. Die Betriebsanlagen werden ganz, die 
sonstigen Anlagewerte zum größten Teil durch eigene 
Mittel gedeckt. Die Warenbestände werden so gut wie 
durchweg aus langfristigem Frem dkapital finanziert. Erst 
1933 finden hierfür auch kurzfristige fremde Mittel Ver­
wendung.

Abb. 4. Kapitalanspannung in Bergbau und E isenindustrie

a 5. K ap ita lanspannung  in d e r  B au s to f f in d u s t r ie
Mehr als andere Industriegruppen ist die Baustoffindustrie 
dem konjunkturellen Wechsel unterworfen. Infolgedessen 
zeigt auch die Entwicklung ihrer K apitalanspannung 
deutlich die Merkmale der Hochkonjunktur und der Krise. 
E rs t das Jah r 1933 bringt mit der namentlich die Bau­
stoffindustrie belebenden Arbeitsbeschaffung eine wieder 
gesteigerte Kapitalanspannung. Im Rahmen des Anlage­
vermögens weist der Anteil der Betriebsanlagen eine Ab­
senkung auf, während die sonstigen Anlagewerte eine

A b b . 5. Kapitalanspannung in der B austo ffindustrie
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Abb. 6. Kapita lanspannung in de r G roßeisenindustrie

fortlaufende Ausweitung zeigen. So gut wie durchweg 
wird das gesamte Anlagevermögen durch Eigenkapital ge­
deckt, aus dem z. T. auch noch die W arenbestände finan­
ziert werden können. Langfristiges Frem dkapital ist nur 
in geringem Umfang vorhanden. Zur Finanzierung der 
W arenbestände muß so gut wie durchweg in erhebliche­
rem Ausmaße auf die nur kurzfristig  verfügbaren fremden 
Mittel zurückgegriffen werden. Die Hochkonjunkturjahre 
bringen zunächst eine Aufblähung der W arenbestände 
und flüssigen Mittel (Forderungen und Gelder), bis 
ab 1929 gerade hier die Schrumpfung einsetzt. Ab 1933 
beginnt dann im Zuge der Arbeitsbeschaffung der Anteil 
beider Gruppen wieder zu steigen.

a 6. K a p ita lansp an nu ng  in d e r  G ro ß e ise n indu s tr ie
Auch in der Großeisenindustrie spiegelt sich deutlich der 
V erlauf der konjunkturellen Entwicklung. Die Gesamt­
kapitalanspannung liegt hier erheblich über derjenigen

uzem Stand am  Jahresende

Abb. 7. Kapita lanspannung in der M e ta llverhüttung
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der bisher behandelten Gruppen. Zwar werden die An­
lagewerte bis auf 1932 durchweg aus eigenen M itteln ge­
deckt. F ü r die Finanzierung der sehr erheblichen W aren- 
bestände wird aber in starkem Umfang Frem dkapital in 
Anspruch genommen, das zu einem nicht unbeträchtlichen 
Teile aus nur kurzfristig  verfügbaren Mitteln besteht. Im 
Gesamtverlaufe gesehen, hat die H oehkonjuktur ein An­
wachsen des Anteiles an Forderungen und Geldern ge­
bracht, der später im Krisenverlauf wieder abgebaut wurde 
und erst in  den letzten Jahren wieder eine Ausweitung 
erfuhr.

a 7. K ap ita la n s p a n n u n g  in d e r  M e ta l lv e rh ü t tu n g
Die K apitalw irtschaft der M etallverhüttung befand sich 
lange Zeit in einem nahezu chronisch gewordenen Krisen­
zustand. Der gesamte kapitalm äßige Aufbau nach der 
Inflation erwies sich als von vornherein überspannt. Bis 
zu den H oehkonjunkturjahren 1928/29 wurde die Über­
spannung dann noch auf die Spitze getrieben. Zur 
Deckung des Anlagevermögens reichte von A nfang an das 
vorhandene Eigenkapital nicht aus. Es deckte ab 1928 
nur z. T. die Betriebsanlagen. Der Fehlbetrag wurde teils 
durch langfristiges, teils durch kurzfristiges Fremdkapital 
finanziert. F ü r die Deckung der namentlich in der Krisen­
zeit nach 1928/29 sehr erheblichen W arenbestände muß­
ten durchweg kurzfristige K redite herangezogen werden. 
E rst das Jah r 1933 bringt in die ganze Entwicklung eine 
entscheidende W endung zur Kapitalgesundung.

a 8. K a p i ta lansp an nu ng  in d e r  P a p ie re rz e u g u n g
Das Jah r 1929 hat in dem K apitalaufbau der Papier­
erzeugung eine entscheidende W endung gebracht, an der 
auch die späteren K risenjahre und insbesondere der Ein­
bruch des Bankenkrachs nichts zu ändern vermochten.

,  W— — ,-----------,-----------,----------- ,----------- ,-----------, L-J-  I
1926 1927 1928 1929 1930 1931 1932 1933
ES® Stand am Jahresende

Abb. 8. Kapita lanspannung in de r Papiererzeugung

Bis 1929 wurde das gesamte Anlagevermögen aus eigenen 
Mitteln gedeckt. Ab 1929 tra t bei zunächst noch leicht 
sinkendem, dann aber steigendem Anteil der Betriebs­
anlagen eine zusätzliche Ausweitung der sonstigen Anlage­
werte (Beteiligungen, W ertpapiere usw.) ein, zu deren 
Finanzierung das, allerdings verhältnism äßig reichlich 
vorhandene und zudem 1930 noch verstärkte, langfristige 
Frem dkapital herangezogen werden mußte. Bemerkens­
wert ist, daß, nachdem von 1927 bis 1929 die vorhandenen 
W arenbestände nahezu den gleichen Anteil auswiesen, im 
Jahre  1930 plötzlich eine starke Bestandserhöhung eintritt, 
die erst im Jahre des Bankenkrachs wieder beseitigt wer­
den konnte. Zur F inanzierung der W arenbestände wur­
den zumeist zu einem D rittel kurzfristige K redite be­
nötigt. Neuerdings tra t hierin eine Steigerung bis auf 
etwa 50 %  ein, da sieh die verfügbaren langfristigen 
Frem dkapitalien verknappten und die W arenbestände 
selbst, wenn auch nur geringfügig, gestiegen sind.

Bredt
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WIRTSCHAFTSPRÜFUNG
Die Selbstkostenfraqe in der Kautschukplantage
Von D iplom kaufm ann ALFRED BETZ, S tu ttg a rt

Zugrunde liegen die Erfahrungen auf den Plantagen 
der Europäer im Fernen Osten soivie der Eingebo­
renen auf Malaya und Niederländiscli-Tndien, wäh­
rend wir die Gewinnung von wildem Kautschuk in 
A frika  und Südamerika wegen seiner geringen Be­
deutung fü r  die Welterzeugung und wegen der 
höheren Selbstkosten beiseite lassen.

1. S e lb s tkos ten gesta ltu ng  
auf den P lan tagen  d er E u ro päer
Der Europäer kann auf seinen Anlagen in den tropischen 
Gebieten den Eingeborenen als A rbeitskraft nicht entbeh­
ren. So machen die Ausgaben fü r die Eingeborenenarbeit 
auf den Kautschukplantagen rd. 00 bis 70 %  des Selbst­
kostenpreises aus. Die Bedürfnisse der Eingeborenen 
sind, gemessen an denjenigen der europäischen Arbeiter, 
äußerst gering. Die Handvoll Reis fü r die Befriedigung 
der Nahrungsbedürfnisse des Asiaten ist sprichwörtlich 
geworden; m. a. W. die Anspruchslosigkeit an Nahrung, 
Kleidung und W ohnung findet ihren Ausdruck in einer 
niedrigen Entlohnung der Eingeborenen. Daß w ir hier 
nicht europäische und asiatische Verhältnisse miteinander 
vergleichen können, und daß w ir bei den niedrigen Löhnen 
der Eingeborenen uns stets deren Relativität vor Augen 
halten müssen, ist selbstverständlich. Lohnsehwankungen 
sind daher bei den Eingeborenen meist nur Ausdruck 
eines Steigens oder Fallens der notwendigsten Lebens­
mittel. Technische Verbesserungen in den Gewinnungs­
verfahren, die kostenmindernd wirken, Schwankungen in 
der K aufkraft des Geldes irnd Abwertung der englischen 
W ährung können zweifellos einen gewissen Einfluß auf die 
Kostengestaltung ausüben. Fänden aber diese Änderun­
gen nicht ihren Ausdruck in einem entsprechenden, oder 
wie es tatsächlich der Fall war, in einem noch stärkeren 
Fallen der Reispreise, so hätten sie sich nur teilweise aus­
wirken können. Diese zwangläufige Abhängigkeit der 
Eingeborenenlöhne von den Reispreisen ist eine Allgemein­
erseheinung.

Z a h le n ta fe M . S chw ankungen d e r  Tages löhne  
in P ia s te r c e n ts 1)

Jahr Index­
zahl

Roh-
kaut-

schuk-
preis
d/lb

Malaya Niederländisch-Indien

Chi­
nesen

Inder
(Lohn -{- zusätz­

liche Kosten)

Java 
(Lohn +  

Wohnung)

Sumatra 
(Lohn +  zusätz­

liche Kosten)

1913 100 367* 70 42  +  14  =  56
1920 221 2 2 7/i6 156 55  +  18  =  73
1929 137 i o 7 4 115 70  +  23  =  93 42 +  5 =  47 50  +  25 =  75
1931 105 37s 70 56  +  19  =  75 4 0  +  5 =  45 45 +  22  =  67
1932 95 274 40 3 0  +  10  =  40 25  +  2 =  27 35 +  10  =  45
*) Entnommen der Studie über das Kautschukproblem von Soliva , D irek to rd er 
Bank von Französisch-Indochina in Saigon, erschienen in der Société d’Etudes 
et d’inform ations économ iques, Paris 1933. — Der P iaster Französisch-Indo- 
chinas ist eine nach dem Vorbild des Adlerdollars geschaffene Münze. Der 
Adlerdollar, dessen Prägebild der mexikanische Adler ist, ist eine der verbrei­
tetsten Weltmünzen, besonders in Amerika, Asien und Ostafrika. Er wird auch 
P iaster genannt und hatte  früher einen W echselkurs von rd. 2,10 RM. U m ­
gerechnet auf das englische Pfund ergab sich folgende M ünzparität: 1929:
1 £  =  12,45 P, 1932: 1 £  =  8,50 P.

Wie erklären sich nun aber die Schwankungen der Ein- 
geboreinenlöhne in den verschiedenen Gewinnungsgebieten 
(Zahlentafel l ) 1? Gebiete, die wie Java mit ortseingeses­
senen A rbeitskräften arbeiten können, haben zeitweilig 
einen niedrigeren Lohnsatz, da sie nicht wie Malaya und 
Sumatra fremde A rbeitskräfte anwerben müssen, denen 
man erstens einen höheren Lohn versprechen muß, damit 
sie ihre seitherige Arbeitsstätte verlassen, und denen man 
dann anderseits die Reisekosten zahlen, ihnen Wohnungen 
errichten, kurzum fü r die man sorgen muß wie ein pater 
familias. Selbstverständlich werden sieh diese U nter­
schiede mit der Zeit verringern, _ daß aber gewisse U nter­
schiede bestehen bleiben, ist einmal Ausdruck fü r die 
höheren zusätzlichen Kosten fü r  die fremden Arbeits­

kräfte, das andere Mal wohl auch ein Zeichen fü r eine 
höhere Arbeitsleistung; denn wenn man schon anwerben 
muß, so legt man auf die Güte der Arbeitskräfte einen 
größeren W ert als bei den Einheimischen.
W ir entnehmen jedoch des weiteren, daß das schroffe Ab­
sinken der Löhne in Malaya, sogar unter den Stand von 
1913, beredter Ausdruck fü r den Einfluß der Pfund- 
albvvertung ist. Zahlentafel 1 ist vor allem ein Hinweis 
auf die verworrene Lage während des Höhepunktes der 
allgemeinen Rohstoffkrise. Daß ein solcher Tiefstand nur 
vorübergehend sein kann, ist selbstverständlich, und wir 
können heute schon bei der allgemeinen Festigung der 
Rohstoffpreise am W eltm ärkte feststellen, daß dieser Tief­
stand von Ende 1932 bis Anfang 1933 überwunden ist. 
Die Selbstkostenfrage interessiert aber nicht nur in Zei­
ten eines Tiefstandes, sondern gerade jetzt in der Zeit 
der beginnenden Gesundung auf dem Weltrohstoffmarkt. 
Ein Rohstofferzeuger, der wieder verdient, kommt auch 
wieder als Abnehmer industrieller Fertigw aren in Be­
tracht. W ir haben eine Standardselbstkostenrechnung für 
die drei hauptsächlichsten H ektarerträge aufgestellt, wo­
bei wir einen Eingeborenenlohn von 30 Piastercents zu­
züglich 10 Piastereents an Nebenkosten zugrunde gelegt 
haben (Zahlentafel 2). Das Verfahren der Anwendung von 
Durchschnittswerten ist fü r uns um so mehr gegeben, als 
unsere Aufgabe darin besteht, das Grundsätzliche heraus­
zustellen.
Die Selbstkostenpreise waren in dem Abschnitt von 1920 
bis 1932 starken Schwankungen unterworfen; 1920 stellte 
sieh der Preis auf 12 bis 15 d/lb  (damals 1 £ =  20,42 R M ), 
1932 dagegen auf 2^2 d ( l £  =  rd. 14 RM). Das bedeu­
tet ein Absinken um mehr als 80 %  innerhalb von 12 Jah ­
ren. Daß wir es hier nicht mit einer bloßen Kosten­
einsparung zu tun haben, liegt auf der Hand. Erinnern wir 
uns nur an die Nachrichten über den großen persönlichen 
Aufwand der Plantagenbesitzer, die sehr hohe Gewinne 
einheimsten. Denn der Lohn der Eingeborenen war und 
bleibt auch vorläufig verhältnismäßig niedrig, ihre Löhne 
können also keinesfalls der Grund fü r solch hohe Selbst­
kosten gewesen sein. Es w ar die Zeit der wilden Börsen­
spekulationen, des unerhört raschen Aufschwunges der 
amerikanischen Automobilindustrie usw. Obwohl w ir es 
bei den vorliegenden Angaben m it Unterlagen aus der 
Zeit der W eltwirtschaftskrise zu tun haben, zeigen gerade 
sie uns — da in Krisenzeiten bekanntlich genauer gerech­
net w ird und werden muß — daß auf dem Gebiete der 
Rohkautschukgewinnung einst, wenn auch nur fü r kurze 
Zeit, sehr große Gewinnmöglichkeiten gegeben waren.

2. D ie S elb stkosten gesta ltu ng
au f den P lan tag en  d er E ingeborenen
Die mangelhaften statistischen Unterlagen über die Ergeb­
nisse auf den Pflanzungen der Eingeborenen machen für 
sie die Aufstellung von Selbstkostenrechnungen sehr 
schwierig. Der S tatistiker der Rubber M anufaeturers 
Association New-York, Dr. W hitford, kommt in den Jah ­
resberichten dieser W irtschaftsvereinigung nahezu zu den­
selben Ergebnissen wie Soliva. W ir können daher auch 
fü r die Eingeborenen zu der Durchschnittsrechnung zu­
rückgreifen und wollen an zwei typischen Beispielen die 
ungefähre Kostengestaltung im Jah re  1932, und zwar in 
Malaya und in Niederländiseh-Indien, darstellen. F ü r das 
erste Beispiel (Zahlentafel 3) wählen wir eine gute Durch­
schnittsplantage in günstiger Verkehrslage mit einem Be­
stand von 600 Stämmen je ha. Dies kommt einem E rtrag  
von 600 kg/lia gleich, da bei dieser Dichte mit einem E rtrag  
von 1 kg/Stam m  gerechnet werden kann. Dieser P lan ­
tagentyp findet sieh ziemlich häufig in den günstig ge­
legenen Gebieten von Niederländisch-Indien und an der 
Westküste von Borneo vor. F ü r das zweite Beispiel 
nehmen w ir eine Pflanzung in Niederländisch-Indien, die 
bei einem Hektarbestand von 1000 Stämmen einen E rtrag  
von 750 kg/ha liefert (Zahlentafel 4). Der E rtrag  je Stamm 
nimmt mit zunehmender Dichte des Baumbestandes je
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Z ah le n ta fe l 2 . S e lb s tk o s te n re c h n u n g  fü r  e u ro p ä is c h e  P la n ta g e n 1)

Plantage mit einem H ektarertrag  
von 440 kg

Plantage mit einem H ekta re rtrag  
von 600 kg

Plantage mit einem H ektarertrag  
von 1200 kg

in
P iaster/ha

in
P iastercents/kg

in
Piaster/ha

in
P iastercents/kg

in
P iaster/ha

i
P iaste r

n
rents,, kg

1929 1932 1929 1932 1929 1932 1929 1932 1929 1932 1929 1932

P l a n t a g e n u n t e r h a l t u n g  (ohne 
Amortisation):

1929 kam auf 5 ha Plantage 1 Kuli 
zu 160 Piastern Kosten im Jahr . . 

1932 kam auf 15 ha nur 1 Kuli zu 
90 P i a s t e r ..............................................

3200

600

7.2

1,3

3200

600

5,3

1,0

3200

600

2,6

0,5
E r n t e k o s t e n :

1929 sammelte 1 Kuli bei einem Tages­
lohn von 50 Piastercents 4,2 kg im
T a g ............................................................

1932 sammelte 1 Kuli hei einem Tages­
lohn von 30 Piastercents 5 kg im Tag

— — 11,8

6,0

— — 10,0

5.0

— — 7,1

3,3

S u m m e ................................ 19,0 7,3 15,3 6,0 9,7 3,8
I n d u s t r i e l l e  V e r a r b e i t u n g  u n d  

s e e m ä ß i g e  V e r p a c k u n g  . . . _ 10,0 5,0 _ 10,0 4,0 __ __ 10,0 3,0

S u m m e ................................ 29,0 12,3 25,3 10,0 19,7 6,8
A l l g e m e i n e  U n k o s t e n  für auf der 

Plantage beschäftigte Europäer: 
1929 kamen auf 250ha 7000 Piaster . . 
1932 „ „ 500 „ 5000 „ . .

2800
1000

6,3
2,2

2800
1000

4,6
1,6

2800
1000

2,3
0,8

Z u s ä t z l i c h e  A r b e i t s k o s t e n :  
1929 machten sie 45%  der gesamten

Lohnsumme a u s ................................
1932 machten sie 30%  der gesamten 

Lohnsumme a u s ................................

4000

1200

9,1

2,7

4000

1260

6,7

2,1

4000

1800

3,3

1,5
G e b ä u d e u n t e r h a l t u n g s k o s t e n  

u n d d e r g l .................................................. 4200 2100 9,6 4,8 4200 2100 7,0 3,5 4200 2100 3,5 1.8
Summe (fob-Preise) . . . 54,0 22,0 43,6 17,2 28,8 10,9

S e e f r a c h t  u n d  V e r k a u f s k o s t e n  
i n  E u r o p a  .............................................. _ _ 7,0 4,0 _ _ 7,0 4.0 _ _ 7,0 4,0

Summe (cif-London) . . . 61,0 26,0 50,6 21,2 35,8 14,9

Umgerechnet auf engl. Pfund und engl. 
Gewichtseinheit

1929: 1 £  =  12,45 P ia s te r ..................
1932: 1 , =  8,50 * ..................

— — 5Vs d/lb
3'A d/lb

— — 4Va d/lb
26/„ d/lb

— — 3V* d/lb
2 d/lb

*) Solioa, a. a. O. S. 15 bis 17.

Z ah le n ta fe l 3 . S e lb s tk o s te n g e s ta l tu n g  fü r  e ine  k le ine  
m a lay isch e  E in g e b o re n e n p la n ta g e  m it  e inem  H e k ta r ­

e r t ra g  von 600  kg
(S tandardse lbstkosten 1 kg =  16 P iastercents oder 

1 Ib =  2 1 /2 d fü r 1932)

Z a h le n ta fe l 4 . S e lb s tk o s te n g e s ta l tu n g  fü r  e ine Ein­
g e b o re n e n p la n ta g e  in N ie d e r lä n d is c h - In d ie n  be i einem

In P iastercents/kg
1929 1932

Erntekosten:
1929 sammelte ein Kuli für 60 Piaster­

cents am Tag 2,5 k g ....................... 24 —
1932 sammelte ein Kuli für 20 Piaster­

cents am Tag 2,5 k g ....................... — 8
Industrielle Verarbeitung, Verpackung

und Versandkosten für fob-Preis-
s t e l l u n g ................................................... 6 3

S u m m e ............................................................ 30 11

A llgem eine Unkosten:
Ausfuhrzoll 5 % wirkt sich aus
bei einer Notierung von 4 V2 d/lb im

Jahre 1929 .............................................. 0,8 —

bei einer Notierung von 2 V2 d/lb im
Jahre 1932 .............................................. — 0,5

Summe (fob-Preis).......................................... 30,8 11.5

Fracht und Verkaufskosten in Europa 8 4
Summe (cif-L ondon)..................................... 38,8 15,5

Preisunterschied zwischen dem Standard
und den tatsächlichen Selbstkosten . 4.2 0.5

43,0 16,0
*) Entnom m en Solioa  a. a. O. S. 19.
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H e k ta re r t ra g  von 750  k g 1) 
(S tandardse lbs tkosten  1 kg =  21 P iaste rcents oder 

1 Ib =  2 %  d fü r 1932)

In Piastercents/kg

1929 1932

Erntekosten:
1929 sammelte ein Kuli für 40 Piaster­

cents am Tag 1,8 k g ....................... 22,2
1932 sammelte ein K uli für 20 Piaster­

cents am Tag 2,0 k g ....................... _ 10
Industrielle Verarbeitung, Verpackung 

und Versandkosten für fob-Preis- 
s t e l l u n g ................................................... 12,0 6,0

S u m m e ............................................................. 34,2 16,0

Allgem eine Unkosten:
Ausfuhrzoll von 5 °/o wirkt sich aus 
bei einer Notierung von 4 V2 d/lb im 

Jahre 1929 ............................................... 1,1
bei einer Notierung von 2 V2 d/lb im 

Jahre 1932 .............................................. _ 0,6
Summe (fob-Preis).......................................... 35,3 16,6

Fracht- und Verkaufskosten in Europa 8 4
Summe (cif-L ondon)..................................... 43,3 20,6

Preisunterschied zwischen dem Standard 
und den tatsächlichen Selbstkosten . 4 0,4

i) Entnom m en Solioa  a. a. O. S, 21.
47,3 21,0



H ektar ab. Als Standardselbstkostenpreis wird ein Durch­
schnittspreis von 21 P iastercents/kg oder rd. 25/s d/lb 
angenommen.
3. P lan tag e  des E uropäers und P lan tag e  
des E ing eb o ren en  in ihrem  K ostenaufb au
Höhere Erntekosten bei den Eingeborenen, d. h. das An­
zapfen der Kautschukbäume und das Gerinnenlassen der 
Milch über dem Feuer, schaffen nahezu einen Ausgleich 
für den wesentlich höheren Unkostensatz des Europäers. 
Die Erntekosten spielen gerade in der schlechten Zeit eine 
große Rolle, so daß m an heute sein Augenmerk mehr auf
Z ah le n ta fe l 5. K o s te n v e r te i lu n g  bei d e r  P lan tage  
e ines  E uropäers  m it  e inem  H e k ta re r t ra g  von 600 kg 
(s iehe Z a h le n ta fe l  2 S pa lte  2) so w ie  be i d e r  e ines  
E inge bo re ne n  mit e inem  H e k ta re r t ra g  von 750 kg 

(siehe Z ah len ta fe l  4) fü r  das Jah r  1932
(in P iastercents/1 kg Rohkaütschuk) ')

Europäer Ein­
geborener

Unter­
schied

E r n tc k o s te n .........................................
Unterhaltung und allgemeine U n­

5 10 —  5

kosten mit Ausnahme der Steuern 
Industrielle Verarbeitung, Versand 

und Ausfälle durch Güteunter­

0 0 +  6

schiede .............................................. 4 6 —  2
Steuern und Verschiedenes . . . 2 1 +  1
Summe (fob-Preis) .......................
'■) Solioa  a. a. O. S. 22.

17 17 0

Z ah len ta fe l 6 . K o s te n v e r te i lu n g  bei d e r  P lan tage  
e ines E u ro pä e rs  m it  e inem  H e k ta re r t ra g  von 1200 kg 
(s iehe Z ah le n ta fe l  2 S pa lte  3) sow ie  bei d e r  e ines  
E ingeborenen  m it  e inem  H e k ta re r t ra g  von 600 kg 

(s iehe Z ah ien ta fe l  3) fü r  das Jahr 1932
(ln P lastercents/1 kg R ohkautschuk)1)

Europäer Ein­
geborener

Unter­
schied

E m te k o s te n .........................................
Unterhaltung und allgemeine U n­

3,3 8 —  4,7

kosten mit Ausnahme der Steuer 
Industrielle Verarbeitung, Versand 

und Ausfälle durch Güteunter­

3,7 0 +  3,7

schiede .............................................. 3,0 3 ,0 0
Steuern und Verschiedenes . . . 1,0 0 ,5 —  0 ,5

Summe ( fo b -P r e is ) ............................
J) Solioa a. a. O. S. 22.

11 11 ,5 —  0 ,5

den Baum- als auf den H ektarertrag  richtet, denn bei 
einem Baum ertrag von %  kg ist der Anteil der Em te- 
kosten höher als bei einem solchen von 1 kg. Diese Tat­
sache spielte in Zeiten auskömmlicher Preise und eines 
ungehinderten Absatzes keine so entscheidende Rolle, war 
man doch in der Hausse in erster Linie auf eine Steige­
rung des H ektarertrages durch einen dichteren Baum­
bestand bedacht. Heute dagegen, im Zeitalter der E in­
schränkungen auf allen Gebieten, wird der Baumertrag 
entsprechend gewürdigt. —- Die P lantagen der Eingebore­
nen sind gegenüber denjenigen der Europäer meist etwas 
abseits der Hauptverkehrswege gelegen, was sich ja  auch 
aus der A rt der Kolonisierung erklären läßt. Obwohl 
der Anteil der Erzeugung der Eingeborenen an der W elt­
erzeugung verhältnism äßig gering ist, so konnten diese 
doch durch ihre Stellung als Außenseiter den P artnern  
des Stevensonschen Restriktionsschemas von 1922 sehr un­
angenehm werden. W as Wir bezüglich der Lohngestal­
tung der Eingeborenen als A rbeiter am Anfang aus­
geführt haben, gilt im übertragenen Sinn auch fü r  den 
Eingeborenen als Plantagenbesitzer. Die unterste Grenze 
ist fü r ihn sein niedriges Existemzminimum; fü r ihn wird 
die Gewinnung erst dann unrentabel, wenn er seine ein­
fachsten Bedürfnisse an Nahrung, Kleidung und Woh­
nung nicht mehr befriedigen kann. Eine solche Grenze 
ist nach unsem  Begriffen selbstverständlich sehr elastisch. 
F ü r diejenigen Eingeborenen, die die Kautschukgewin­
nung nicht als H aupt-, sondern nur als Nebenerwerbs­
quelle betrachten, die ihnen etwas Geld fü r ihre Steuern, 
fü r Kleider und fü r die Feste verschaffen soll, gibt es 
allerdings keine untere Grenze schlechthin.

4. D er E in fluß  d er S e lb stkosten  au f d ie  G esta ltung  
und V erte ilung  des H e kta rertrag e s
Diese F rage interessiert besonders im Hinblick auf das 
neue Abkommen des International Rubber Regulation 
Comittees von 1934.
Z ah le n ta fe l 7. E rt rags fäh ige  F lächen und G e w inn ung s ­
m ö g l ic h k e i te n  auf den P lantagen de r  E uropäer Uber 

1 0 0 a c r e s  (1 a c re  =  40 ,4678  a) in B r i t is c h -M a la y a 1)

Jahr

M arkt­
preise 
in d/lb 
(1 £  =  

2(1,42 RM)

Ertragsfähige Fläche 
in 1000 ha Summe 

tonn ha

Erzeugung 
in 1000t Aus­

nutzungs­
grad

"/„
S. S. F. M.S. U. F. M.S. mög­

liche
ta t­

säch­
liche

1929 i o  V4 71 307 203 581 264 245 92
1930 57* 75 302 222 599 272 237 87
1931 37s 76 307 245 628 285 240 84
1932 U/s 79 318 258 655 300 238 79
1933 80 334 266 680 309
1934 81 340 287 694 315
1935 82 348 261 691 314

S. S =  S traits Settlem ents; F. M. S. =  Federated Malaya S tates; 
U. F. M. S. =  Unfederated Malaya Stales.

l) Entnommen den Angaben von Dr. W hitford  in den Jahresberichten der 
Rubber M anufacturers Association, New-York.

Z ah len ta fe l 8 . E rt rags fäh ige  F lächen und G ew innungs­
m ög l ic h k e i te n  auf den P lantagen d e r  E u ro pä e r  in 

N ie d e r lä n d is c h  - I n d ie n 1)

Jahr

M arkt­
preise 

in d/1 lb
( 1 £  =  

20,42 RM)

E rtragsfähige 
Fläche in 

1000 ha

Mögliche 
Erzeugung 

in 10U0 t

Tatsächliche 
Erzeugung 
in 1000t Aus­

nutzungs­
grad

%Su
m

at
ra

Ja
va

Su
m

m
e

Su
m

at
ra

Ja
va

Su
m

m
e

Su
m

at
ra

Ja
va

Su
m

m
e

1929 1 0 l/ 4 210 158 368 90 70 160 87 67 154 96
1930 57s 218 162 380 93 72 165 86 67 153 93
1931 37s 421 101 76 177 — — 166 93
1932 u/8 459 116 84 200 — — 155 77
1933 509 229
1934 523 248
1935 517 256
J) Siehe Fußnote Zahlentafel 7.

Z ah le n ta fe l 9 . E rzeu gu ng sm ö g l ichke i t  und S e lb s t ­
k o s te n p re is  fü r  das gesam te  G e b ie t  von M a la y a 1)

Flektarertrag

Mögliche 
Erzeugung 1932 Selbstkostenpreis

in t ‘n °/o
in P iaster­
cents/kg

in d/lb 
(1 £  =  20,42 RM)

von 3 5 0  bis 450  kg 165  000 55 26 bis 31 2V4 bis 23/4
„ 4 50  „ 5 50  „ 69  000 23 22 „ 26 U/s » U/7
„ 5 50  „ 7 00  „ 66 000 22 19  „ 22 U/s » U/s

3 00  000 100
J) Entnommen Soliva  a. a. O. S. 29 und 31.

Z ah le n ta fe l 10. E rzeu g u n g s m ö g l ic h k e i t  und S e lb s t ­
k o s te n p re is  fü r  N ie d e r lä n d is c h - In d ie n  *-)

(entsprechend den Angaben fü r Malaya berechnet)

H ektarertrag

Mögliche 
Erzeugung 1932 Selbstkostenpreis

in t %
in P iaster­

cents/kg
in d/lb 

(1 £  =  20,42 RM)

I. J a v a
35 0  bis 45 0  kg 37 000 44 25 bis 30 2 3/ le bis 2 9/i6
450  „ 5 50  „ 42  000 50 21 „ 25 U /t ,  2 3/ ls
550  „ 7 00  „ 5 000 6 18 „ 21 u/ie . u/4

84 0 0 0 100

II. S u m a t r a
3 50  bis 4 50  kg 59 000 51 27 bis 32 2 5/i6 bis 2 3/ 4
4 5 0  „ 5 50  ,, 32 000 28 25 „ 27 21/8 » 2 74
5 50  „ 7 00  „ 25 000 21 20  „ 25 U /4 „ 27s

116  000 100
*) Entnommen Solioa  a. a. O. S. 29 und 31.
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Was die Eingeborenen anbelangt, so belief sich ihre E r­
zeugung in Malaya 1932 auf rd. 200 000 t  bei einem M arkt­
preis von 1%, bis IV2 Goldpence, in Niederländisch-Indien 
dagegen betrug sie 150 000 bis 200 000 t. Sie ist -bei an­
ziehenden Preisen jedoch erweiterungsfähig, so daß im 
allgemeinen die Stellung der Eingeborenen als ziemlich 
stark  angesehen werden kann. •

5. S ch lu ß b etrach tu n g
Die F rage der Selbstkosten in der Rohkautschukerzeugung 
ist sehr schwierig, da noch eine Reihe von Umständen, 
die liier nicht berücksichtigt werden konnten, zu gegebener 
Zeit eine entscheidende Rolle zu spielen vermögen. Der 
Einfachheit halber nennen wir hur die F rage der Regene- 
rate , der neuen Verwendungsmöglichkeiten von K au t­
schuk, und die Frage des Verbrauchs in der Reifen­
industrie. Bekanntlich steigt der Kautschukverbrauch 
nicht proportional der Ausdehnung der Autoerzeugung; 
1924 his 1931 stieg die Autoerzeugung um rd. 04 % , der 
Kautschukverbraueh in der Reifenindustrie dagegen nur 
um 25 bis 30 % . Die Reifenerzeuger hatten sieh durch

technische Verbesserungen, die eine längere H altb ark eit 
der Reifen gewährleisteten, gegen die w ilden  S p ek u la tio ­
nen geschützt, die eine Kalkulation auf längere Sicht un­
möglich machten.
Was die F rage der aufgegelbenen P lantagen anbelangt, so 
ist festzustellen, daß sie nicht zerstört werden, so daß  sehr 
wohl Eingeborene sie später oder früher wieder ausbeuten 
können. Soweit sich heute der K autschukm arkt übersehen 
läßt, kann man ohne Übertreibung behaupten, daß auch 
fü r die nächste Zukunft noch der V erbraucher den Preis 
bestimmen wird). Diese Abhängigkeit vom V erbraucher 
hat den Stevenson-Plan von 1922 zu F all gebracht. Wie 
sich der Restriktionsplan von 1934 verwirklichen lassen 
wird, läßt sich bei der verworrenen Lage im F em en Osten 
heute noch nicht Voraussagen. Richtig ist nur, daß ein 
Erzeugen unter den eigenen Gestehungskosten nur eine 
beschränkte Zeit anhalten kann, solange man eben von 
Reserven leben und die Unterhaltkosten auf das Aller- 
notwendigste beschränken kann. In  diesem Sinne waren 
unsere Ausführungen nur ein bescheidener B eitrag  fü r das 
Verständnis dieses schwierigen Fragenkreises. [2175]

WIRTSCHAFTSBERICHTE
Die d eu tsch e  W irtsch a ft im Januar 1 9 3 5
Am A nfang eines neuen Jahres ist es angebracht, sich die 
großen Entwicklungslinien zu vergegenwärtigen, die das 
Leben unseres Volkes und die Maßnahmen seiner Führung 
vor allem beherrschen. Denn nur so vermag jeder einzelne 
von uns nicht nur den Gang der Dinge recht zu verstehen, 
sondern auch das eigene Tun und Lassen den E rforder­
nissen des Tages und den in ihm liegenden Gestaltungs­
möglichkeiten der Zukunft anzupassen.
Z w e i Z i e l e  sind es, die heute die d e u t s c h e P o l i t i k  
a u f  a l l e n  G e b i e t e n  unseres Lebens und damit auch 
die Führung unserer W irtschaft entscheidend bestimmen:

1. die Gesundung und E rstarkung des deutschen Volkes 
im Inneren,

2. die W iederherstellung und Neuentfaltung der deut­
schen W eltgeltung im Völkerverbande und in der 
Völkergeschiehte.

A uf die Verfolgung dieser großen, fü r  unsere Zukunfts­
gestaltung lebenswichtigen Ziele muß das Sinnen und 
Trachten aller Teile unseres Volkes eingestellt sein. Ihrer 
Erreichung werden alle Maßnahmen der Reichsführung 
dienen, ganz gleich auf welche Gebiete sie sieh nun er­
strecken mögen. Getragen aber kann eine solche Entwick­
lung stets nur von einer gesunden und starken Volkswirt­
schaft werden, die nicht nur einheitlich geführt, sondern 
auch von Meisterhänden gestaltet werden muß, um dem 
deutschen Volke den tragenden Boden fü r das stets aufs 
neue zu erkämpfende Dasein und die stets aufs neue zu 
erringende Lebensgeltung geben zu können.
Bereits im Dezember bericht war darauf hingewiesen wor­
den, daß der K e r n  d e r  in diesem Sinne u n s  h e u t e  
g e s t e l l t e n  A u f g a b e n  z. Z. in einem rechtzeitig 
nach innen und außen zu vollziehenden h a r m o n i s c h e n

A u s g l e i c h  u n s e r e r  K a p i t a l w i r t s c h a f t  u n d  
d a m i t  u n s e r e r  g e s a m t e n  v o l k s w i r t s c h a f t ­
l i c h e n  W e r t b i l d u n g  liegt. Sind doch nur so die in 
der Arbeitsbeschaffung eingesetzten lebendigen K räfte 
unseres Volkes auf die Dauer vor Überspannung oder 
Zersetzung infolge eines übersteigerten Auftriebs zu 
schützen.
F ü r den, der wirtschaftliche Dinge im großen oder kleinen 
beurteilen oder gar handhaben will, ist es wichtig, sich die 
Notwendigkeit eines solchen Wechsels von A uftrieb und 
Ausgleich immer wieder vor Augen zu halten, wenn anders 
ihn die Macht der Tatsachen nicht eines Tages von dieser 
Notwendigkeit selbst überzeugen soll.
Es ist nicht unbekannt und wird trotzdem nur zu häufig 
vergessen, daß jede wirtschaftliche Betätigung und somit 
auch jede wirtschaftliche W ertbildung sich im Grunde 
genommen im Zuge von z w e i  g r o ß e n  i n  s i c h  z u ­
s a m m e n h ä n g e n d e n  E n t w i c k l u n g s r e i h e n  
vollzieht, deren Ausmaß und Dauer daher auch fü r die 
W irtschaft des einzelnen wie des Ganzen von W ichtigkeit 
sind. Auf der einen Seite hat nämlich die betriebliche Lei­
stung mit dem Erzeugnis auch den E rtrag  sicherzustellen, 
aus dem auf der ändern Seite im Dienste des menschlichen 
Standes und menschlichen Ziels der Aufwand des Haus­
halts fü r die Bedarfsdeckung erfolgen kann. Und zwar 
gilt dies nicht n u r dann, wenn wie z. B. in der gewerb­
lichen W irtschaft das Erzeugnis dem M arkt zur Verfügung 
gestellt wird und ein entsprechender E rtrag  dem Leistenden 
selbst zwecks Aufwandsdeckung verbleibt, sondern auch 
dann, wenn wie z. B. bei den Bauten der öffentlichen 
Hand das Erzeugnis dem Arbeitsbesehaffer verbleibt und 
der zur Schuldentilgung erforderliche Betrag früher oder 
später aus einem entsprechenden E rtragsanteil der Leisten­
den abgedeckt werden muß.
Die Brücke, die in jedem Falle beide Bahnen eines w irt­
schaftlichen Gesamtvorganges verbindet, ist und bleibt der 
K r e d i t  und damit das sich in materieller Form  nach 
Ausmaß und Grad auf diese Weise niederschlagende Ver­
trauen, das die im W irtschaftsverbande stehenden Lebens­
träger einer Volksgemeinschaft beseelt. E in Vertrauen, 
das darum also niemals nur ideell gefaß t oder materiell 
bedingt sein kann, sondern ideell und materiell von Be­
stand und erprobt sein muß, wenn anders es nicht im 
ersten Sturm e versagen soll.
Aus den beiden oben erwähnten g r u n d s ä t z l i c h  
v e r s c h i e d e n e n  W i r t s c h a f t s a r t e n ,  die man 
am besten vielleicht mit Betriebsmittel- und Anlagenwirt­
schaft bezeichnen kann, ergeben sich aber aueh° z w e i  
g r u n d s ä t z l i c h  v e r s c h i e d e n e  A r t e n  d e s  
a l l g e m e i n e n  K r e d i t s ,  der sich nicht nur m arkt­

f'ro/ongafionen. _ 

.4r6t//s6esc/>affungsin versteuerten Wechseln 
 Geldumlauf

-Notenbdnkkredite

Hrd.RM

Abb. 1. Geld- und W echse lverkehr, K red ite  und 
Spareinlagen
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mäßig (Geld- bzw. K apitalm arkt), sondern auch im organi­
satorischen Aufbau und in den vom Standpunkt einer ge­
sunden W irtschaft zu stellenden Anforderungen äußert. 
Es ist wichtig, sich diese aus der W irtschaftsart und nicht 
etwa der Kredittechnik allein erklärende Wesensversehie- 
denheiten heute vor Augen zu führen, damit man die Not­
wendigkeiten und Maßnahmen der deutschen K reditw irt­
schaft der Gegenwart auch richtig verstehen kann.

Bereits im Dezemberbericht wurde darauf hingewiesen, 
daß in der durch die Arbeitsbeschaffung heute im Vorder­
gründe stehenden ö f f e n t l i c h e n  A n l a g e n w i r t ­
s c h a f t  die Konsolidierung voraussichtlich durch die 
Inanspruchnahme der seit Ende 1932 wieder steigenden 
deutschen Sparguthaben erfolgen wird (Abb. 1). In ­
zwischen ist der erste Schritt in dieser Richtung durch die 
Ü b e r n a h m e  v o n  5 0 0 M i 11. RM PA  p r o z e n t i g e r  
R e i c h s a n l e i h e  zum Kurse von 98% %  erfolgt. Daß 
damit gleichzeitig die Grundsätze des neuen Kreditgesetzes 
von Ende vorigen Jahres verwirklicht werden, beweist nur, 
was bereits ebenfalls im Dezemberbericht erwähnt worden 
ist, wie wichtig es ist, bei der Festlegung der F inanz­
gebarung bereits den Konsolidierungsnotwendigkeiten 
Rechnung zu tragen. Ganz besonders zeigt sich das aber 
aus dem gleichzeitig erlassenen K o n v e r s i o n s g e s e t z ,  
mit dem — zunächst auf dem Gebiete der Pfandbriefe und 
damit dem der Belastungen des ländlichen und städtischen 
Grundbesitzes — die seit langem angestrebte allgemeine 
Absenkung des bisher als S tandard geltenden ü prozentigen 
Zinsfußes auf P/2 % , somit also um i y 2 % , in die Tat um­
gesetzt werden soll. Gelingt der Versuch, was zu erhoffen 
ist, so wird nicht nu r eine k o s t e n m ä ß i g e  E n t ­
l a s t u n g  d e s  G r u n d b e s i t z e s  erzielt, sondern — 
was noch viel wichtiger ist — auch eine v e r s t ä r k t e  
E n t s c h u l d u n g  a u s  d e m  E r t r a g e  e r m ö g l i c h t  
und damit nach und nach die Belastung vergangener Ja h r­
zehnte getilgt.

Während sich so auf dem Gebiete der Anlagenwirtschaft 
dank der zielbewußten Führung der Reichsbank Schritt fü r 
Schritt die notwendige Bereinigung der Vergangenheit 
und Anbahnung zukünftiger Konsolidierungsmöglichkeiten 
vollzieht, geht der Neuaufbau des Kredits auf dem Ge­
biete der B e t r i e b s m i t t e l w i r t s c h a f t ,  die wesent­
lich verwickelter und darum undurchsichtiger ist, nur ganz 
langsam vonstatten. Ist die Gesundung der K reditw irt­
schaft doch hier nicht nur an die Gesundung und Belebung 
der eigentlichen Betriebsmittelwirtschaft, sondern vor 
allem auch an die W iedererstarkung der Kreditm ittler 
selbst gebunden. H ier aber sind nach dem Zusammen­
bruch des Sommers 1931 zunächst einmal die G r u n d ­
l a g e n  f ü r  d e n  N e u a u f b a u  des Bankenverbandes 
zu schaffen.

Die allgemeine Entwieklungslinie des Betriebsmittelkredits 
wird am besten durch den G e s c h ä f t s g a n g  d e r  
5 G r o ß b a n k e n  (Abb. 2) gekennzeichnet, der noch 
immer die gleiche, bereits im Novemberheft 1933 (S. 340) 
und auch später noch wiederholt erwähnte Liquidierungs­
tendenz zeigt: Die Schuldner in laufender Rechnung sinken, 
die Kreditoren bleiben nahezu gleich. Der als Liquiditäts­
reserve anzusehende Wechselbestand steigert sich und hat 
neuerdings das Ausmaß von etwa einem Drittel der Kredi­
toren erreicht.

Es ist trotz der in wesentlichen Punkten unterschiedlichen 
Verhältnisse recht aufschlußreich, sich fü r die Beurteilung 
der K reditw irtschaft einmal die diesbezügliche L a g e  i n  
D e u t s c h l a n d  v o r  d e m  W e l t k r i e g e  u n d  i n  
d e n  J a h r e n  n a c h  d e r  H o c h k o n j u n k t u r  v o n  
1 9 2 8 /  2 9 zu vergegenwärtigen und dabei gleichzeitig die 
wertmäßige Entwicklung der Industrieerzeugung zum Ver­
gleiche heranzuziehen (Abb. 3). Die Darstellung zeigt, daß 
das Ausmaß der Kreditverschuldung vor dem Kriege so­
wohl absolut wie relativ wesentlich höher gewesen ist, der 
Anteil der Kurzkredite demgegenüber geringer, namentlich 
dann, wenn man die Verhältnisse von 1913 mit denen der 
Jahre 1928 bis 1930 vergleicht. Daraus ersieht man, daß 
das Gesamtausmaß der Kreditverschuldung nicht das E nt­
scheidende ist, sondern der oft betonte Umstand, wer den 
K redit an wen fü r welche Zwecke in welcher Höhe ver­
gibt und wodurch der gegebene K redit auf der ändern 
Seite gedeckt werden kann.

RM
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Abb. 2. Geschäftsgang bei fün f Großbanken

Abb. 3. Gesam t-Kreditverschuldung und Kurzkredite 
des deutschen Bankgewerbes

Abb. 4. Liquide Anlagen der K red itbanken

Abb. 5. Liquide Anlagen de r S taats- und Landes­
banken
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Abb. 6. Liquide Anlagen der G irozentralen

Abb. 7. Liquide Anlagen der Sparkassen

fü r diese Jahre
Wertpapiere; sie sind nicht aus ge wiesen

1328
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Hochkonjunktur Banken Arbeitsbeschaffung
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H l  Stand am Jahresende

Abb. 8. Die Entw icklung der Kapitalanspannung 
de r deutschen Banken, Beteiligungs- und V e r­
sicherungsgese llschaften

Die Ende vorigen Jahres z u r  N e u o r d n u n g  d e s  
K r e d i t w e s e n s  e r l a s s e n e n  R e i c h s g e s e t  z e 
haben hierfür die notwendigen Richtlinien gegeben, die 
sich sowohl mit der A rt und Weise der bankmäßigen 
Kreditdeckung als auch mit den Grenzen und Möglichkeiten 
der bankmäßigen Kreditgebung und Ausfalldeckung be­
fassen.
Die R i c h t l i n i e n  f ü r  d i e  b a n k m ä ß i g e  K r e ­
d i t d e c k u n g  sehen zwei Arten von Liquiditätsnormen 
in Gestalt einer Barreserve (Kassenbestand, Guthaben bei 
Reichsbank und deutschen Postscheckämtern) und einer

jederzeitigen Liquidierungsmöglichkeit (Handelswechsel, 
lombardfähige W ertpapiere) vor, die fü r die einzelnen 
K reditinstitute zwar verschieden bemessen sein können, 
aber in jedem Falle aus W irtschaftlichkeitsgründen nach 
oben begrenzt worden sind. Der H undertsatz fü r  die erste 
Gruppe ist nach oben auf 10 % , der fü r  die zweite Gruppe 
auf 30 %  der jeweiligen Bankverpflichtungen beschränkt 
und innerhalb dieser Grenzen die Festlegung des erforder­
lichen Deckungsverhältnisses je nach den praktischen Not­
wendigkeiten dem Aufsichtsamt fü r das Bankgewerbe über­
lassen.
Die D urchführung dieser Richtlinien wird im allgemeinen 
nicht nur eine Steigerung der Liquiditätsreserven bringen, 
sondern auch eine Verlagerung zwischen der Liquiditäts­
reserve I  und II , da bei den einzelnen H auptgruppen der 
Kreditinstitute bisher meist aus W irtsehaftliehkeitsgründen 
die Barliquidität knapper als 10 %  gehalten worden ist, 
während die Diskont- und Lombardliquidität demgegenüber 
seit 1931 eine erhebliche V erstärkung erfuhr (Abb. 4 bis 7). 
Es wird abzuwarten bleiben, wie sich diese Verlagerung 
auf die Reiehsbank auswirken wird, die dadurch wahr­
scheinlich eine stärkere Inanspruchnahm e von seiten der 
einzelnen K reditinstitute erfährt.
Nicht minder wichtig als die Regelung der bankmäßigen 
Kreditdeekung ist die H ö c h s t b e g r e n z u n g  d e r  noch 
zulässigen K a p i t a l a n s p a n n u n g  d e r  B a n k ­
i n s t i t u t e  und damit die Bestimmung, welches Ausmaß 
an Verpflichtungen eine Bank bei einem bestimmten Eigen­
kapital noch eingehen darf. Daß damit auch gleichzeitig 
der K reditbetrag begrenzt worden ist, den eine Bank auf 
der einen Seite an sich heranziehen, auf der ändern Seite 
fü r  geschäftliche Zwecke verwenden darf, sei nur kurz 
erwähnt, da fü r die allgemeine Gesundung des Banken­
gewerbes von Bedeutung. W ichtig ist, daß die liquiden 
Mittel 1. und 2. Grades (s. o.), also höchstens 10+30 =  
40 %  der Gesamtverpflichtungen, bei dieser Berechnung in 
Abzug gebracht werden, der Restbetrag also mindestens 
60 %  der Gesamtverpflichtungen ausmaeh.en muß. Rechnet 
man, daß in diesem Rahmen das Verhältnis der eigenen zu 
den fremden Mitteln 1 : 5 betragen soll, so ergibt sich bei 
40 %  Gesamtliquiditätsreserve eine K apitalanspannung von 
etwa 10 mal dem Eigenkapital, eine Norm, die wir im 
Rahmen dieser Zeitschrift schon vor mehr als drei Jahren 
in Vorschlag gebracht haben (vgl. „K apitalw irtschaft und 
Unternehmen, ein Gebot der Stunde“ , Techn. u. Wirtseh. 
1931, H eft 12, Seite 289).

Die K apitalanspannung der Banken (vgl. „Die K apital­
anspannung der deutschen W irtschaft im Wandel der 
Jah re“ , Techn. u. W irtsch. 1934, H eft 11, Seite 332) weist 
demgegenüber allerdings Ende 1933 einen um mehr als ein 
Drittel höheren Satz auf, wird also in der Entwicklung 
nach und nach auf den S tand von 1927 zurückgebracht 
werden müssen (Abb. 8). Bis dahin aber ist noch ein 
weiter und dorniger Weg, da sich bei den heutigen Ver­
hältnissen so ohne weiteres weder die eigenen Mittel ent­
sprechend verstärken, noch die fremden Mittel ohne Schädi­
gung der Kreditnehmer vermindern lassen. Unsere heutige 
F inanzpolitik wird damit vor eine große und verant­
wortungsreiche Zusatzaufgabe gestellt, die letzten Endes 
nur dann gelöst werden wird, wenn es gelingt, die E i g e n - 
k a p i t a l b i l d  u n g  bei den Kreditnehmern und den 
Banken in gesunder Weise zu fördern.

Wie in der Anlagen Wirtschaft und dem dam it in Zu­
sammenhang stehenden Anlagenkredit ist also auch in der 
Betriebsmittelwirtschaft und dem m it ihr verbundenen 
Betriebsmittelkredit die Gesundung und W iedererstarkung 
an die Vermehrung und Verbesserung der Ertragsmöglich­
keiten aller Teile des Volkes gebunden, die ihrerseits 
wiederum nicht allein von der Gesamtleistung abhängen, 
sondern davon, ob und inwieweit es gelingt, die vermehrte 
und verbesserte Leistung auch in den Dienst des F o rt­
schritts und Aufstiegs des Volkes zu stellen.

M it einem gewaltigen Erleben und einem gemeinsamen 
Bekenntnis: „Die Saar bleibt deutsch!“ hat 1935 seinen 
Anfang genommen. Das möge auch den großen im neuen 
Jah re  auf dem Gebiete der W irtschaft gemeinsam zu 
lösenden Aufgaben als verheißungsvoller A uftak t und 
segenbringendes Wahrzeichen dienen!

Bredt [2344]
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W irtschaftskennzahlen

G r u p p e Januar
1935

Dezember
1931

November
1934

Lebenshaltungskennzahl des Stat. 
Reichsamtes (neue Berechnung) 
(1913/14 =  1 0 0 ) ............................ 122,4 1 2 2 ,2 122,3

Großhandelskennzahl des Statist. 
Roichsamtes (1913 =  100) . . . 101,0 101,2

Baukennzahl (Stat. Reichsamt, neue 
B erech n u n g)..................................... 132,8 132,5

Maschinenkennzahl (Gesamtkonn- 
zahl — Stat.Reichsamt 1913 =  100) — 1 2 1 ,8 1 2 1 ,8

Aktienkennzahl (Stat. Reichsamt) 31. 12. bis 5. 1.: 81,10; 7. 1. 
bis 12. 1.; 82,41; 14. 1. bis 19. 1.: 83,59; 21. 1. bis 26. 1.; 
84,19; 28. 1. bis 2. 2.: 86,38.

E rw e rb s lo sen zah len 1) (in 1000) am 3 1 . 12 . 34 .  Gesamt­
zahl 2605

Arbeitslosen­ Krisen­ W ohlfahrts­ Nicht­
versicherung fürsorge erwerbslose unterstützte

534 763 643 665
*) V orl. Z ah len  a u s  ,,W ir ts c h a f t  u . S ta t i s t ik “ 1. J a n .-H e f t  1935.

G eldm arkt am 1. Februar 1935 %
R e i c h s b a n k d i s k o n t s a t z  ab 2. 9. 3 2 ............................ 4
L o m b a r d z i n s f u ß  der Reichsbank ab 2. 9. 32 . . .  . 5
P r i v a t d i s k o n t s a t z  in Berlin kurze S i c h t .....................38/s

„ „ „ lange S i c h t .....................38/s
T a g e s g e l d  an der Berliner B ö r s e ..............................3% bis 4

P ro d uk tio n ssta tis tik

Land Industrie
Nov.
1934

Dez.
1934

1000 t

Dez.
1933

D e u tsc h la n d .............. Steinkohle . 11 132,8 10 933,3 9 914,9
,, .......... Braunkohle. 12 645,2 11 951,1 12 926,7
„ .......... Ruhr-Steink. 8 167,4 7 964,0 7 059,1
,, .......... Ruhr-Koks . 1 756,7 1 816,6 1 564,0
,, .......... Roheisen . . 829,1 832,8 533,9
,, ......... Rohstahl . . 1 085,6 1 039,6 730,6

.......... Walzwerk­
erzeugnisse 762,1 723,5 529,8

L uxem burg................. Roheisen . . 166,8 173,8 153,6
,, ............ Rohstahl . . 165,6 170,6 147,1

Vereinigte Staaten 
von Am eiika . . . . Roheisen . . 972,3 1 046,5 1 195,8

G üterw agengeste llung  der
D e u t s c h e n  R e i c h s b a h n  (ar­
beitstäglich in 1000 Stück) . . . . 136,7 119,5 110,0

Statistik

Internationale Übersicht 
über die Entwicklung der Arbeitslosigkeit
Willard L. Thorp, ein führender amerikanischer W irt­
schaftswissensehafter, hat im Januarheft der amerika­
nischen V ierteljahrssehrift Foreign A ff airs eine Aus­
wertung der amtlichen Statistiken über die wirtschaftliche 
Entwicklung veröffentlicht, die zeigt, in welcher Richtung 
sieh die wirtschaftlichen Verhältnisse in den wichtigsten 
Ländern der Erde bewegen. Von diesen Unterlagen sind 
die die Arbeitslosigkeit betreffenden sehr aufschlußreich, ist 
man doch gezwungen, festzustellen, daß in dieser Be­
ziehung die Entwicklung zweier Länder völlig aus dem 
Rahmen fä llt: die Deutschlands und Polens.
Man nennt Deutschland, weil es die unerreicht hohe A b - 
n ä h m e  der Arbeitslosigkeit im Zeitraum zwischen 
August 1932 und August 1934 um 54 %  erzielte. In Polen 
dagegen nahm die Arbeitslosigkeit im gleichen Zeitraum 
um 35 %  zu. Die Arbeitslosigkeit nahm in den Ländern 
Frankreich und Tschechoslowakei gleichfalls zu (um 20 
und 2 4 % ). Polen fällt vor allem deswegen so stark  ab, 
weil dieses Land 1932 auffallend gut beschäftigt war. 
Sonst hat im allgemeinen der Arbeitsm arkt eine Verbesse­
rung in den einzelnen Ländern gebracht. Mit Abstand 
folg'en auf Deutschland : Australien, Schweden, Groß-
Britannien, Jap an  u. a,

Z ah le n ta fe l 1. Die E n tw ick lu ng  d e r  A rb e i t s lo s ig k e i t  
in den  w ic h t ig s te n  Ländern 

August 1934 gegenüber August 1932

L a n d Abnahme in % Zunahme in %

D e u ts c h la n d ..................................... 54 _
A u s tr a lie n ......................................... 39 —
S c h w e d e n ......................................... 31 —
Groß-Britannien ............................ 25 —
Japan ................................................... 21 —
Kanada .............................................. 16 —
U S A ................................................... 12 —
I ta l ie n ................................................... 8 —
B e l g i e n .............................................. 7 —
H o l la n d .............................................. 6 —
S c h w e iz .............................................. 3 —

Ö ste r r e ic h ......................................... 2 —

F ra n k reich ......................................... — 20
T schechoslow ak ei........................... — 24
P o l e n .................................................. — 35

Hn. [2315]

Landwirtschaft

Die deu tschen  E rn teerg eb n isse  im Jahre 1 9 3 4
Die Reichs-Kredit-Gesellsehaft weist in ihrem Bericht über 
Deutschlands wirtschaftliche Lage darauf hin, daß die 
Erträgnisse der Landwirtschaft im Jahre 1934 nicht bei 
allen Erzeugnissen zufriedenstellend waren. W ährend bei 
den Hackfrüchten zwar ein Anstieg zu verzeichnen ist, 
sind namentlich Getreide und Heu weit hinter dem V orjahr 
geblieben (s. Abb. 1).
Die anhaltende Dürre des letzten Sommers ist die Ursache 
dieses Mißerfolges. Auch die intensivere Bodenbestellung 
des Land Wirtschaftsjahres 1933/34 vermochte die W itte­
rungseinflüsse nicht wettzumachen (die Aufwendungen für 
Düngemittel betrugen 570 Mill. RM gegenüber 522 Mill. 
RM im vorangegangenen Ernteabschnitt, die fü r Maschinen 
162 Mill. RM gegenüber 109 Mill. RM).
Da das Ernteergebnis des Jahres 1933 sehr gut war, er­
scheinen die Erträge von 1934, verglichen mit denen des 
Jahres 1933, allerdings besonders schlecht. Aufschluß­
reicher ist ein Vergleich mit dem Durchschnittsertrag der 
Jahre 1924 bis 1933. Hierbei zeigt sich, daß die letzte 
Ernte durchaus noch als durchschnittlich anzusehen ist.
Die B r o t g e t r e i d e e r n t e  (Roggen und Weizen) liegt 
mit rd. 12,3 Mill. t zwar beträchtlich unter dem V orjahrs­
ergebnis (14,5 Mill. t) ,  übersteigt den Durchschnitt der 
Jahre 1924/33 jedoch noch um rd. 900 000 t. Zudem ist 
die Versorgung durch Vorräte aus dem Vorjahre gesichert.
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Schwieriger ist. die Lage am M arkt fü r F  1 1 11 e r g  c - 
t r e i d e  (H afer und Gerste). Die Erzeugung von 
8,7 Mill. t  liegt sowohl unter dem Ergebnis des Vorjahres 
(10,4 Mill. t)  als auch unter dem langjährigen Durch­
schnitt (9,3 Mill. t) .  Die Versorgung mit Futtergetreide 
ist demnach als ausgesprochen knapp anzusehen. Die 
Schweinezählung vom September 1934 zeigt bereits die 
ersten Auswirkungen dieser Verknappung an Futterm itteln. 
Starke Abnahme weisen die Bestände an Ferkeln (—- 5 %  
gegenüber dem V orjahre), trächtigen Sauen (—-15,3% ) 
und Jungsauen (— 21,9% ) au f; der hohe Bestand an 
schlachtreifen Schweinen (6,04 Mill. Stück gegenüber
5.4 Mill. i. V.) wird voraussichtlich bis zum März 1935 
eine Gesamtminderung des Schweinebestandes um rd. 
2 Mill. Stück gegenüber März 1934 zur Folge haben.
Einen gewissen Ausgleich fü r die knappe Versorgung mit 
Getreide bedeutet fü r die V iehfütterung das recht gute 
Ergebnis in H a c k f r ü c h t e n .  Die K artoffelernte über­
steigt den befriedigenden Vorjahresertrag von 44,1 Mill. t 
noch um 2,2 Mill. t, den langjährigen Durchschnitt um
5.4 Mill. t. Die Fut.terrübenemte liegt mit 33,8 Mill. t 
um 3,1 Mill. t höher als die E rnte des Vorjahres und tiber- 
tr if f t  den Durchschnitt 1924/33 um 7 Mill. t. Gut ist 
übrigens im Vergleich zum V orjahr auch die Zuckerrüben­
ernte m it 10,4 Mill. t  (V orjahr 8 ,6 , Durchschnitt 10,7 
Mill. t) .
Recht unbefriedigend ist dagegen das Ergebnis der H e u ­
ernte m it nur 17,7 Mill. t  gegenüber 22,2 i. V. und 23,4 
im Durchschnitt; auch die E rträge an Klee und Luzernen 
sind mit 8 ,6  gegenüber 10,6 (V orjahr) und 10,7 (Durch­
schnitt) als schlecht zu bezeichnen. Eine Verminderung 
des Rindviehbestandes wird aus diesen Gründen nicht zu 
umgehen sein, wenn man angesichts der angespannten 
Devisenlage auf eine gesteigerte E infuhr von Futterm itteln 
verzichten will. Die Auswirkungen der geringen Heu-, 
Klee- und Luzemenernte zeigen sich auch in der Milch­
erzeugung (und damit der Fettversorgung), die im Laufe 
des Jahres 1934 stark gesunken ist. Jedoch spielt auch die 
Drosselung der E infuhr von Ölfrüchten und -kuchen in 
diesem Zusammenhang eine Rolle.
F ü r die deutsche Landwirtschaft ergibt sich auf Grund des 
vorliegenden Ernteergebnisses ein Erlösausfall bei Ge­
treide. Zwar wurden im Laufe des Jahres 1934 die Preise 
fü r Roggen um 6 % , fü r Weizen um 9 %  je Tonne gegen­
über dem V orjahre erhöht, der M inderertrag der E rnte 
(Roggen — 12,6 % , Weizen —-19 % ) wird jedoch dadurch 
nicht gedeckt. Einen gewissen Ausgleich schaffen aller­
dings die Preiserhöhungen bei ändern landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen, namentlich bei Schweinen, Viehveredelungs­
erzeugnissen und K artoffeln.

A .  S ta m m e r ,  Berlin [2337]

Oie Sojabohne im internationalen Handel
Die im Fernen Osten unersetzliche Sojabohne beginnt 
sich immer mehr auch in Europa durchzusetzen, nachdem 
sie schon Amerika erobert hat. Ihre unerreichte Frucht­
barkeit, Ergiebigkeit und Vielseitigkeit bringt es mit sich, 
daß sie je nach A rt der Anpflanzung und Verarbeitung 
als Brotmehl, nahrhaftes Gemüse, Viehfutter, Soßenzusatz, 
ferner an Stelle von F'leisehextrakt, B rat- und Koch­
butter, Quark u. v. a. Verwendung findet. Außer zur 
menschlichen und tierischen Ernährung wird sie wegen 
ihres hohen Eiweiß- und Fettgehaltes fü r die Herstellung 
von Seife, Glyzerin, Firnis, Linoleum, Farben u. a. ver­
arbe ite t Die_ W ichtigkeit der Sojabohne fü r manche Indu­
striezweige nimmt in starkem Maße zu.
Die Haupterzeugungsländer der Sojabohne sind die ost­
asiatischen Länder, von wo sie auch nach den Vereinigten 
Staaten kam. Mit steigender Bedeutung der Soja wurden 
auch wiederholt Versuche gemacht, sie in E uropa an­
zubauen; die Versuche schlugen aber im großen ganzen 
wegen des ungeeigneten Klimas fehl. Die Sojabohne muß 
deshalb nach Europa eingefiihrt werden.
Zahlentafel 1 gibt Aufschluß über den Umfang und die 
Ergebnisse der Sojabohnenzucht in den H auptanbau­
gebieten.
In  jeder Beziehung stellt die Mandschurei an erster Stelle. 
Ih r Anteil an der Welterzeugung beträgt über 59 % . 
Auch ist die Ergiebigkeit in der Mandschurei mit über

Z a h le n ta fe M . H a u p t a n b a u q e b i e t e  d e r  S o j a b o h n e

L a n d
Bebaute 

Fläche in 
1000 ha

Jährliche 
Erzeugung 

in 1000 
bushels

Erzeugung 
in bushels 

je ha

Erzeugung 
in °/o der 

W elt­
erzeugung

Mandschurei . . . 4135 208 298 50,5 59,3
C h i n a ....................... 2290 89 340 39,0 25,4
Japan ....................... 372 15 239 41,0 4,3
K o r e a ....................... 790 20 432 26,0 5,8
U S A ....................... 558 18 146 32,5 5,2

Insgesam t . . . . 8145 351 455 100,0

50 bushels/ha weitaus am größten. In der Mandschurei 
wird die Sojabohnenzueht unter der Schutzherrschaft der 
Japaner betrieben, die nicht zuletzt wegen dieses wich­
tigen Nahrungsmittels und seiner großen Bedeutung für 
die japanische W irtschaft ihr Augenmerk auf die Man­
dschurei richteten.

Z ah le n ta fe l 2. Der A uß enhande l d e r  M andschure i  
1907 bis 1932 

(in 1 Mill. H aekwan Taels)

Jahr A usfuhr Einfuhr G esam t­
um fang

Ausfuhr­
überschuß

1907 22,0 30,7 52,7 — 8,7
1917 161,1 158,6 319,7 +  2,5
1927 401,3 262,3 663,6 . +  139,0
1928 428,6 294,8 723,5 +  133,8
1929 422,8 322,4 745,2 +  100,4
1930 389,9 296,6 686,6 +  93,3
1931 473,9 218,9 692,8 +  255,0
1932 384,5 192,9 577,4 +  191,6

Die Handelsbilanz war somit 1907 noch passiv, 1932 da­
gegen in starkem Maße aktiv. Die E infuhr stieg in die­
sem Zeitraum auf das 6 V2 fache, die A usfuhr aber auf das 
18 fache, so daß 1932 das Doppelte der eingeführten 
W erte ausgeführt wurde. 1931 w ar der Ausfuhrüberschuß 
bedeutend größer.
Diese Entwicklung der mandschurischen Handelsbilanz 
wurde allein durch den Anbau der Sojabohne ermöglicht, 
deren Anteil an der Gesamtausfuhr rd. 60 %  beträgt. Den 
Rest bilden Kohle, Porzellanerde, Hirse, Roheisen, wie 
aus Zahlentafel 3 hervorgeht. Gegenübergestellt werden 
die W erte der ausgeführten Güter sowie deren Anteil an 
der Gesamtausfuhr.

Z a h le n ta fe l 3 . Die m a n d s c h u r is c h e  Ausfuhr 
_______________ (ln 1 Mill. Haekwan Taels)

Jahr

in ! Mill. H aekw an Taels in %
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1927 219,5 35,3 18,9 32,0 6,1 54,5 8,8 4,7 8,0 1,5
1928 245,7 34,9 19,2 23,5 7,5 57,2 8,1 4,5 5,5 1.7
1929 255,1 37,6 7,7 16,5 7,4 60,6 8,9 1.8 3,9 1,7
1930 206,9 37,6 6,4 24,4 8,5 53,2 9,7 1,6 6,3 2,2
1931 274,2 45,0 15,3 10,9 10,8 58,2 9,7 3,2 2,3 2,3
1932 234,6 32,6 18,2 15,1 9,6 60,8 8,5 4,7 3,9 2,5

Die in Zahlentafel 3 aufgeführten W aren stellen rd. 80 % 
der mandschurischen Ausfuhr dar.
Die Sojabohne wird entweder unbehandelt oder als Soja­
bohnenöl ausgeführt. D e r  g r ö ß t e  A b n e h m e r  i s t  
D e u t s c h i  a n  d , wie aus der Übersicht über die Ein­
fuhr an Sojabohnen hervorgeht.

Z a h le n ta fe l 4. Die E in fuh r  von S o jabohnen  
___________und S o ja b o h n e n ö l  (in t)

L a n d
Einfuhr von Sojabohnen Einfuhr von Sojabohnenöl

1930 1932 1930 1932

Deutschland . . . . 874 790 1 168 300 12 871 3 739
Japan ......................... 511500 481 600 76 725 72 240
D ä n e m a r k .............. 176 264 288 864 1 946 2 257
Großbritannien. . . 91 309 158 938 25 249 27 343
H olland ..................... 19 231 41 684 1 099 2 590
Italien ........................ 8 043 21 504 2 849 3 488
Frankreich .............. 547 14 293 11 777 4 208
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der Einfuhrzahlen von 1930 mit denen von 
1932 zeigt, daß die Zunahme der Bohneneinfuhr in F rank­
reich auffallend groß ist. Auch allgemein ist ein Steigen 
der Einfuhrzahlen festzustellen, so daß in Verbindung mit 
der verhältnism äßig jungen Verwendung der Sojabohne 
auf eine weiter auf steigende Entwicklung der Soja­
bohnenzucht zu schließen ist. N n  [23161

Johannisbrot als F u tte rm itte l
So unwahrscheinlich es klingt, ist es doch wahr, daß es 
eine W are gibt, deren E  i n f  u h r  bis zum Oktober 1934 
um 300 %  ii b e r  der E infuhr während des gleichen Zeit­
raumes im V orjahr liegt: das Johannisbrot, von dem wir 
im August 1934 8 mal und im September 9 mal so viel 
einführten wie in den gleichen Monaten des Vorjahres. 
Die Jahreseinfuhr 1932 betrug 64 800 dz, 1933 stieg sie 
auf 123 648 dz und in den 10 Monaten Januar bis Ok­
tober 1934 haben wir allein schon 216 200 dz davon aus 
dem Ausland bezogen. Wenn die Außenhandelsstatistik 
solche Ziffern aufweist, so muß etwas Besonderes dahinter 
stecken. W as ist es?
Wir lesen dazu in „Der W irtschaftsring“ (1934, H eft 49
S. 725), daß diese Entwicklung vor allem auf die ge­
lungenen Versuche zurückzuführen ist, das Johannisbrot, 
bisher nur als menschliches Nahrungsmittel verwandt, als 
Schweinefutter zu verwenden. In  gemahlenem Zustand 
wird es den üblichen Futterm itteln beigefügt, womit man 
gute Erfolge erzielt hat. Das Johannisbrot soll aber 
weniger wegen seiner Zweckdienlichkeit so stark verwandt 
werden, sondern allein wegen des Umstandes, daß es heute 
praktisch das einzige Futterm ittel ist, welches nicht den 
Bestimmungen der Reichsstelle fü r Getreide unterliegt.

n, [2290]

Eisenindustrie

Die deutsche E isenw irtschaft
Wenige Gebiete des W irtschaftslebens zeigen den A uf­
schwung, den die deutsche W irtschaft seit der K onjunk­
turwende im Jahre 1932 genommen hat, mit solcher Deut­
lichkeit wie die Eisen W irtschaft.

Nachdem im Jahre 1932 ein erschreckender Tiefstand er­
reicht war, der auch durch verschiedene große Aufträge 
aus Rußland nur vorübergehend aufgebessert werden 
konnte, gelang es zunächst der Großeisenindustrie, sich 
wieder aufwärts zu entwickeln. Die Erzeugungszahlen be­
gannen kräftig  zu steigen. Dem gewaltigen Anstoß der 
Wirtschaft durch das Arbeitsbeschaffungsprogramm der 
nationalsozialistischen Regierung war es zu danken, daß 
das wieder in Gang gekommene Rad weiter in Drehung 
erhalten und gerade der Eisenindustrie, als einer der 
hauptsächlichsten Schlüsselindustrien, ein ganz außer­
ordentlich lebendiger Aufschwung gegeben wurde. Die 
Erzeugungskurven steigen fast geradlinig in die Höhe, 
und die kleinen Schwankungen der letzten Monate sind 
in der Hauptsache durch die verschiedene Zahl der A r­
beitstage in den einzelnen Monaten zu erklären. So ins­
besondere auch der nur scheinbare Rückgang im Novem­
ber und Dezember, der durch das Fehlen von zwei bzw. drei 
Arbeitstagen gegenüber dem Oktober entstanden ist, wäh­
rend die arbeitstägliche Erzeugung auch in diesen Monaten 
merklich zugenommen hat.

HiHt/Monat
\ r~f\

1/ A
^Eohsfahlgewinnung

«j Y V/'oheisengewinnung
V * IV 'V 'aizeisengt'winr,ung j!

i Ausfuhr \
\  w
\!N \ Cr f

F t d - p
Einfuhr vor

L
\ \

À frf*

Eisenu.f/senmre/7 ..... "y<i

19Z8 1929 1930 1931 1S3Z 1933 im
IT 2310.11

Abb. 1- Die deutsche E isenw irtschaft

Besonders bemerkenswert ist es, daß auch die A u s  f u l l  r 
an Eisen und Eisenwaren einen zwar nur geringen, aber 
dennoch sehr merklichen Anstieg auf weist, der auch noch 
bis in die letzte Zeit angehalten hat. Die E i n f u h r  auf 
diesem Gebiet war entsprechend der regeren Industrie­
beschäftigung ebenfalls stark angestiegen, sie ist in den 
letzten Monaten erfolgreich abgedrosselt worden. Sp.

[2310]

Kraftwagenindustrie  

Deutschlands Außenhandel 
in Kraftfahrzeugen weiter aktiv!
Die deutsche Kraftfahrzeug-Außenhandelsbilanz ist erfreu­
licherweise seit dem Jahre 1929 aktiv. Gegenüber 1933 hat 
sich dieser Aktivsaldo (zur Zeit liegen die Ergebnisse der 
ersten 11 Monate vor) nicht weiter gesteigert. Dabei 
gehen wir von dem fü r den Außenhandel zunächst inter­
essantesten Maßstab, der wertmäßigen Entwicklung aus. 
In  Zahlentafel 1 ist die deutsche K raftfahrzeug- und 
Kraftfahrzeugteile-Ein- und Ausfuhr nach W ert und Ge­
wicht für die ersten 11. Monate 1934 dem gleichen Zeit­
raum 1933 gegenübergestellt. Auf eine Wiedergabe der 
Stückzahlen mußte bei der Gesamtübersicht verzichtet wer­
den, da Kraftfahrzeugteile naturgemäß stückmäßig nicht 
ausgewiesen werden. Aber schon so ist hinreichend die 
unterschiedliche Entwicklung der Gewichts- und der W ert­
zahlen zu erkennen.

Z ah len ta fe l 1. D e utsche  K ra f t fah rzeug -A uß enhande ls ­
bi lanz (Januar— Novem ber)

E i n f u h r A u s f u h r
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Personeiikraftw ag. 24 427 5 799 8 092 43 612 99 131 20 207 20 054 102 55 t
Lastkraftw agen . 4 931 680 734 6 391 31 116 6 152 7 742 36 609
K rafträder . . . 941 415 283 700 2 026 891 986 2 120
Kraftfahrzeugteile 23 704 6 007 3 637 13 553 — — — —
Summe . . . . 34 003 12 961 12 746 64 256 132273 27 250 28 782 141 280

Die Einfuhr- und Ausfuhrzahlen sind allerdings nicht 
ohne weiteres vergleichbar, weil die deutsche Ausfuhr von 
Kraftfahrzeugteilen nicht gesondert statistisch ausgewiesen 
wird. Die Personenkraftwagen-Ausfuhr ist 1934 wert­
mäßig etwas angestiegen,, während s ie ,. auf das Gewichl 
bezogen, rückläufig war. Bei den Lastkraftwagen ist ge- 
wiehts- und wertmäßig ein Rückgang zu verzeichnen, des­
gleichen bei den K rafträdern. Diese Entwicklung wirkt 
sich entsprechend in den Gesamtausfuhrzahlen aus. Den­
noch ist der Ausfuhrrückgang unbedeutend. E r wird mit 
Wahrscheinlichkeit durch den Anstieg der Teileausfuhr 
ausgeglichen, da bekanntlich Firm en wie Adler, Mercedes- 
Benz und Auto-Union Auslandslizenzverträge zu laufen 
haben, zu deren Erfüllung eine nicht unwesentliche Teile­
ausfuhr gehören dürfte.
Bei der K raftfahrzeug-E infuhr haben sich gegenüber dem 
V orjahr zum Teil recht erhebliche Veränderungen ergeben. 
So hat sich die Personenkraftwagen-Einfuhr stückzahl- 
mäßig in den ersten 11 Monaten 1934 auf 4642 Stück 
gegenüber 2370 Stück im Vergleichsabschnitt 1933, also 
um nahezu 100 %  erhöht. Gewichtsmäßig ist die Steige­
rung nicht ganz so stark und wertmäßig wesentlich gerin­
ger, nämlich von 5 799 000 RM auf 8 092 000 RM. Es 
ist richtig, daß ein beträchtlicher Teil der Personenkraft­
wagen-Einfuhr nicht in ganzen Kraftfahrzeugen, sondern 
in Kraftfahrzeugteilen erfolgt ist. Dann verbleibt aber ein 
wesentlicher Arbeitsanteil fü r die Zusammensetzung in 
Deutschland. Im  übrigen hat der Auslandsanteil der P er­
sonenkraftwagen am deutschen M arkt etwas stärker zu­
genommen, als die Gesamtabsatzsteigerung der Personen­
kraftwagen im Jahre 1934 war. Dennoch gibt diese E n t­
wicklung keinesfalls zu Besorgnis Anlaß, da zwischenzeit­
lich durch die Umgestaltung der Einfuhrbestimmungen 
und insbesondere durch die Devisenbestimmungen eine 
scharfe Drosselung eingetreten ist. Im übrigen war wäh­
rend der Krisenjahre der Auslandsanteil am deutschen 
Kraftfahrzeugm arkt wesentlich stärker abgesunken als der 
Anteil deutscher Kraftfahrzeuge. Deshalb ist die zusätz­
liche Steigerung im Jahre 1934 erklärlich. Der E infuhr­
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anteil am deutschen Personenkraftwagenmarkt bleibt aber 
auch im Jahre 1934 noch unter 5 %  des Gesamtabsatzes 
zurück.
Beobachtet man den Weg, den die deutsche Gesamtausfuhr 
an Personenkraftwagen in den ersten 11 Monaten 1934 
genommen hat, so entfällt stüekmäßig mit 2348 Einheiten 
der H auptanteil auf Spanien, danach folgt die Schweiz 
mit 1968 Fahrzeugen und dann Belgien mit 1842 P er­
sonenwagen. W ertm äßig ist der größte Ausfuhrwert nach 
der Schweiz gegangen. Die starken Steigungen, die in 
diesem Lande zu überwinden sind, konzentrieren das 
Schweizer Einfuhrinteresse auf höherwertige, mittelstarke 
und große Kraftwagen.
Bei den Lastkraftwagen bis 2 t Tragfähigkeit steht eben­
falls Spanien, gefolgt von Belgien und der Schweiz, an 
der Spitze, fü r die Fahrzeuge von 2 bis 5 t  ist wiederum 
Spanien an erster Stelle und dann Belgien zu nennen. 
An dritter Stelle steht die deutsche Schwerlastwagenaus­
fuhr nach China, an vierter Stelle Dänemark und an fü n f­
ter Brasilien.
Bei den K rafträdern  wurden in der Zeit von Januar bis 
November 1934: 1641 fertige K rafträder in einem W ert 
von 890 000 RM ausgeführt. Stückmäßig war der größte 
Abnehmer Italien mit 446 Rädern, im Abstande gefolgt 
von den Niederlanden mit 334 K rafträdern . Die übrigen 
Länder folgten m it sehr viel geringeren Stückzahlen, so 
Österreich mit 136, die Schweiz m it 128, Brasilien und 
das Saargebiet je mit 91 Stück. Bei der Gesamtausfuhr 
der K rafträder ist die Tatsache bemerkenswert, daß das 
Schwergewicht auch stückmäßig auf den Rädern m it Moto­
ren über 200 cm3 Hubraum  lag, deren Anteil 1024 Stück 
ausmachte, während die in Deutschland wesentlich stärker 
verbreiteten K leinkrafträder nur m it einer Zahl von ins­
gesamt 617 Stück ausgeführt wurden. W ertm äßig ist der 
Unterschied noch stärker. 695 000 RM Ausfuhr an Groß­
k rafträdern  stehen nur 195 000 RM Ausfuhr an Klein­
krafträdern  gegenüber. E in abschließendes Bild wird der 
Jah r es vergleich ergeben, der nach Bekanntgabe der Aus- 
fuhrzahlen fü r den Monat Dezember möglich sein wird.

Dr.-Ing. Riester, Berlin [2323]

Die japanische Automobilindustrie 
im Jahre 1934
1. A llg em e in e  Lage
Solange im Automobilbau die Erfolge des Japaners noch 
bescheiden waren, wurde der japanische M arkt nahezu 
ausschließlich von den Amerikanern beherrscht. Ford hat 
in Yokohama, die General Motors (Chevrolet) in Osaka 
eine große Montagewerkstätte, die man mehr oder weniger 
als die Erziehungssehulen fü r die japanische Handarbeit, 
über deren Anpassungsfähigkeit an die Arbeit am lau­
fenden Bande hier kein W ort verloren zu werden braucht, 
ansehen kann. Heute wenden sich diese W erkstätten immer 
mehr an die lokale Industrie der Ersatz- und Einzelteile 
wegen ihrer billigen Gestehungskosten und des Fehlens 
jeglicher Zollasten. Die Aufrechterhaltung des Gesamt­
wertes der eingeführten Einzelteile bei steigender E r­
zeugung ist der beste Beweis, daß deren E infuhr nicht 
proportional der Erzeugung verläuft, und daß damit von 
der Entwicklung einer heimischen Ersatzteilindustrie Zeug­
nis abgelegt wird. Im  Anschluß hieran sei noch fü r den 
Abschnitt 1929/33 die Verminderung der E infuhr von 
Chassis um rd. 50 %  und das völlige Aufhören jeglicher 
Autoreifeneinfuhr erwähnt.
Solche Emanzipierungsvorgänge sind bekannt. Zuerst 
peinlichst genaue Nachahmung der fremden Maschinen, 
dann Anpassung an den heimischen Arbeiterstamm und 
dann m itunter Erreichung einer Überlegenheit über den 
Lehrmeister. E rinnert sei nur an die ¡Spinn- und W eb­
stühle, an die Werkzeuge und Werkzeugmaschinen und 
dergleichen mehr.
Daß man sich auch in den USA keinen falschen H o ff­
nungen hingibt, beweisen die etwas sensationell wirkenden 
Angaben der Zeitschrift „The Observer“ . Nach ihr sollen 
1934 rd. 1500 „nationale“ W agen in Jap an  und rd. 1000 
W agen in der Mandschurei hergestellt worden sein. Die 
Erzeugungsmöglichkeit könnte in 3 bis 5 Jahren  auf rd. 
10 000 W agen erhöht w erden! Interessant ist immerhin 
die japanische Pressenotiz, daß Australien im H erbst 1934 
einen K aufvertrag auf 400 Datsunwagen (Typ 1934) ab­

geschlossen habe. Datsun ist der leichte japanische P er­
sonenwagen, der nach voreiligen Meldungen in Bälde die 
M ärkte überschwemmen sollte!
2. D er R eg ierun g sp lan  vom H erb st 1 9 3 4
Die Regierung will die nationale Automobilindustrie auf 
einer breiten und rationellen Grundlage unter Zuhilfe­
nahme der verschiedensten Mittel ausbauen. Das W irt­
schaftsministerium, dessen P lan die jährliche Erzeugung 
von 10 000 Last- bzw. Personenwagen vorsieht, hat be­
schlossen, im H aushaltplan fü r 1935 den Betrag von 
300 000 Yen fü r die Errichtung einer nationalen Versuchs­
werkstätte fü r das Automobilwesen auszuwerfen. Der 
K ern dieses Planes ist folgender:

1. die nationale Automobilindustrie, die sich in die Ei - 
zeugung der einzelnen Autoteile sowie in die Montage 
gliedert, wird unter ein Lizenzsystem gestellt, das 
diese Industrie festigen soll;

2. man will Staiidardtypeni, die billiger als die in Japan 
hergestellten amerikanischen W agen sind, fü r den 
allgemeinen Gebrauch besonders fö rd e rn ; die Fabriken 
fü r die Herstellung der Einzelteile werden hierfür 
besonders abgestellt;

3. sämtliche öffentliche Verwaltungsbehörden sollen in 
Zukunft ihre A ufträge in erster Linie bei der 
heimischen Industrie vergeben;

4. im Falle, daß eine wachsende Erzeugung und ein ver­
allgemeinerter Verbrauch von nationalen W agen inner­
halb einer gegebenen F ris t nicht erzielt werden kann, 
wird die Regierung die Zölle fü r  Montageteile von 
konkurrierenden W agen wie Ford und Chevrolet er­
höhen.

3 . S ch lu ß b e tra ch tu n g
Ob man — wie bei der neulich erlassenen Gesetzgebung 
über die Treibstof fbewirtschaftung — bis zur Übern ahme 
der fremden W erke durch unter Regierungsauf sieht eng 
zusammengesehlossene nationale Autoindustrien schreiten 
will, ist noch unklar. Jedenfalls w*ird der W eg der E r­
reichung eines solchen Zieles länger sein, als Japan  es 
glaubt. W ird die japanische Industrie sich immer mehr 
ausbauen und vervollkommnen? Dazu bedarf es zuerst 
eines völlig neuen Erzeugungsapparates. Es sei aber nicht 
unerwähnt gelassen, daß der Japaner nicht absehreibt, 
d. h. das Erneuerungskonto fehlt bis je tzt in den japa­
nischen Industriebilanzen. Dabei ist der K apitalum lauf in 
Japan  gering — man m üßte also zur Erreichung des 
Zieles, da Jap an  eigene Kapitalreserven in nennenswertem 
Umfange nicht besitzt, fremde Anleihen aufnehm en!

Dipl.-Kfm. A lfred  Betz, S tu ttgart [2317]

Ölwirtschaft

W irtschaftliche Aufarbeitung von Altöl
Nachdem von amtlicher Seite wiederholt darauf hin­
gewiesen worden ist, daß der deutschen W irtschaft 
jährlich erhebliche W erte dadurch verlorengehen, 
daß hidustriebetriebe und K raftfahrzeughalter die 
hier anfallenden Altöle wegschütten, verfeuern oder 
minderwertigen V  erwendungszwecken zuführen,
bleibt die Frage offen, warum sich die Altölaufarbei­
tung nicht schon in viel stärkerem Ausm aß durch­
gesetzt hat. Bedarf es wirklich  ierst des amtlichen 
Hinweises, daß in Deutschland jährlich mehrere 
Millionen R M  Devisen gespart werden können?

D ie tec h n isc h e  S e ite
Die technische Seite der A ltölaufarbeitung erscheint heute 
gelöst. Eine anfänglich bei den Ölverbrauchern feststell­
bare Abneigung gegen die Verwendung wiedergewonne­
nen Öls ist auf Grund der Analyse-Ergebnisse fü r auf­
gearbeitete Altöle im Schwinden. Auch der letzte tech­
nische Einwand, daß man bislang das A ltern beim Öl 
noch nicht vollständig geklärt hat, und daß man daher 
Mängel aus der Alterung von zu wiederholten Malen auf­
gearbeiteten Ölen noch nicht kennen, also auch noch nicht 
beherrschen kann, wird gerade fü r den K raftfahrzeug­
betrieb, der zum Ausgangspunkt dieser Untersuchung ge­
nommen sei, deswegen gegenstandslos, weil das aufgear­
beitete Öl selbst bei einem theoretisch denkbaren K reis­
lauf zur Erhaltung gleicher Mengen in erheblichem Um­
fang mit Frischöl verschnitten werden muß.
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S ch m ierö lverb rau ch
Wollte man etwa den Ölbedarf unseres K raftfahrzeug­
bestandes in einen solchen K reislauf einbeziehen, so er­
gäbe sich auf Grund der Zahlen des Jahres 1933 1) : 
Nach vorsichtigen Schätzungen entfallen von den rd. 
300 000 t  in Deutschland verbrauchten Schmieröls 
75 000 t auf Motorenöl, das zur Schmierung von Ver­
brennungskraftmaschinen diente. Etwa 15 000 t werden 
hiervon wiederum fü r die Schmierung stationärer Motoren 
verbraucht worden sein, so daß der deutsche K ra ftfah r­
zeugbestand im Jahre 1933 rd. 60 000 t Schmieröl ver­
brauchte. Daß diese Zahl sehr wirklichkeitsnahe ist, zeigt 
sich, wenn man sie an  dem Treibstoffverbrauch dieses 
K raftfahrzeugbestandes mißt, der im Jahre 1933 rd. 
1 400 000 t ausmacht. Von diesen in die deutschen K ra ft­
fahrzeugmotoren eingeführten 60 000 t Schmieröl dürften, 
unter Vernachlässigung des Zweitakt-Gemischverbrauclis, 
rd. Zweidrittel, also 40 000 t als Betriebsverbrauch ange­
sprochen werden können, während unter der Voraussetzung 
eines regelmäßigen gleichartigen Ölwechsels 20 000 t  A lt­
öl aus diesen Motoren wieder abgelassen werden. Würde 
es gelingen, dieses Altöl in vollem Ausmaß zu erfassen, 
pfleglich zu sammeln und der Aufarbeitung zuzuführen, 
so würde der deutschen W irtschaft eine Menge von rd. 
16 000 t  Motorenöls, in dem Beispiel des Jahres 1933, er­
halten werden können. Dabei ist mit, einem durchschnitt­
lichen mengenmäßigen Arbeitsverlust von 20 %  aus dem 
Aufbereitungsverfahren gerechnet worden. Man hätte 
also im Jahre 1933 die E infuhr von frischem Motorenöl 
um rd. 16 000 t  vermindern und in unserer Devisenbilanz 
bei einem durchschnittlichen Einfuhrpreis von 200 R M /t 
Motorenschmieröl eine E rsparnis in Höhe von rd. 
3,2 Mill. RM erzielen können. Dieser Betrag setzt aller­
dings voraus, daß alle aus dem Kraftfahrzeugbetrieb an­
fallenden Ölmengen pfleglich gesammelt wären. Auf der 
ändern Seite ist bei der Steigerung unseres K raftfahrzeug­
bestandes mit steigendem Schmierölverbrauch und ent­
sprechend steigendem Sammelergebnis zu rechnen.
Der Devisenaufwand fü r die Schmieröleinfuhr im Jahre 
1933 belief sich auf 24,5 Mill. RM. Dieser Schmierölein­
fuhr, die zum Teil dem Veredelungsverkehr zum Zwecke 
der deutschen Schmierölausfuhr diente, steht im Jahre 
1933 eine Schmierölausfuhr von 17 333 000 RM gegen­
über. Die tatsächliche Belastung unserer Devisenbilanz 
beläuft sich also auf 7,17 Mill. RM, eine Zahl, die durch 
die vollständige A ufarbeitung des K raftfahrzeugaltöl- 
anfalls hätte halbiert werden können. Diese Zahlen ver­
deutlichen das Interesse, das das Reichswirtschafts- und 
Reichsverkehrsministerium an einer solchen Altöl-Samm­
lung haben, und das diese beiden Ministerien veranlaßte, 
Behörden, öffentliche Betriebe sowie die beteiligten Partei- 
und W irtsehaftskreise auf die Bedeutung der Altölfrage 
hinzuweisen und sie zur Sammlung des Altöls und zur 
Verwendung aufgearbeiteten Öls zu veranlassen. Gleich­
zeitig wird aus diesen Zahlen eindeutig klar, daß auch 
bei einem tatsächlichen Kreislauf die Notwendigkeit be­
stehen bleibt, den deutschen K raftverkehr in erheblichem 
Ausmaß mit Frischöl zu versorgen, wodurch auch noch 
die letzten etwa vorhandenen technischen Bedenken gegen 
den vollen Einsatz der A ltölaufarbeitung ausgeräumt 
werden-.

Die b e trieb s w irts ch a ftlic h e  K ostenfrage
Anderseits wenden sich die amtlichen Verlautbarungen 
mit Recht dagegen, daß in letzter Zeit eine Fülle von Ver-
1) Öl u n d  K oh le  2 (1 9 3 3 )  S. 471.

fahren zur Aufarbeitung von Altölen angeboten wird, 
die in keiner Weise ausreichen, um aufgearbeitete Öle von 
der erforderlichen vollwertigen Beschaffenheit herzustellen. 
Denn auf diese Weise wären nicht nur die in solchen 
neuen Anlagen angelegten Mittel verloren, sondern auch 
die Verbraucher durch Angebot und Verwendung minder­
wertiger Öle aus unerprobten Verfahren und A ppara­
turen geschädigt und darüber hinaus dem Gedanken der 
Altölaufarbeitung Abbruch getan.
Die Aufarbeitung von Altöl hat aber nicht nur eine devisen­
wirtschaftliche, sondern auch eine betriebswirtschaftliche 
Seite, die von den Kraftverkehrsgesellschaften seit langem 
erkannt und genutzt worden ist. Die im K raftfahrzeug­
betrieb anfallenden Altöle erzielen im Durchschnitt einen 
Preis von 6 bis 10 Pfg., je nach den anfallenden Mengen, 
der Güte und den Transportkosten. Demgegenüber be­
läuft sich der fü r aufgearbeitete Öle erzielbare Preis auf 
70 bis 80 P fg ./kg  und bleibt damit nicht unwesentlich 
hinter dem Frischölpreis zurück. Aus der Spanne zwischen 
Altölpreis und Preis fü r aufgearbeitete Öle müssen die 
Kosten für den Aufkauf, die Verpackung, den Transport, 
die Aufarbeitung selbst, den Frischölverschnitt und die 
Verteilung gedeckt werden. Hierbei ist besonders der 
mengenmäßige Verlust bemerkenswert, der dureh den 
Wiedergewinnungsvorgang eintritt, und der bei dem heu­
tigen Verfahren, je nach der Güte des Altöls, zwischen 
40 und 15 %  der angesetzten Altölmenge schwankt. Trotz­
dem ergibt sich bei der ausschließlichen Verwendung ver­
schnittener aufgearbeiteter Altöle eine nicht unwesentliche 
Senkung der Schmierkosten im K raftfahrbetrieb. Eine 
Beeinflussung der Kraftfahrzeugschmieröl preise erscheint 
aber nur in bestimmten Grenzen möglich, da, wie das Zah- 
lenlbeispiel ergab, rd. Dreiviertel des K raftfahrzeugöl­
bedarfs nicht aus Alt-, sondern aus Frischöl gedeckt wer­
den muß, und da weiter der Altölanfall von dem Gesamt­
schmierölverbrauch abhängig ist.
Die Schwierigkeiten, die einer stärkeren Wiedergewinnung 
von Öl bislang entgegenstanden, sind im wesentlichen 
wirtschaftlicher Natur. F ür die pflegliche Sammlung 
kleinster Mengen ist bei den Garagen, Tankstellen und 
Reparaturwerkstätten Kleinarbeit zu leisten, damit Ver­
setzung mit Schmutz, Wasser, Getriebefett und Spülölen 
vermieden wird. W eiter ist eine Organisation zu schaffen, 
die das anfallende Altöl bei diesen Erstsammelstellen 
prüft, die Transportbehälter stellt, die kleinen Mengen 
zu größeren Sammeltransporten zusammenfaßt und diese 
Sammelladungen den gebietsmäßig günstig gelegenen und 
technisch leistungsfähigen Aufarbeitungswerken zuführt. 
In  umgekehrter Richtung ist dann der Ölvertrieb im Faß- 
und Kanistergeschäft aufzuziehen. Diese Organisation ist 
in einzelnen Großstädten bereits von der privaten W irt­
schaft mit Erfolg durchgeführt. Zur vollständigen E rfas­
sung aller anfallenden Ölmengen bedarf sie aber noch 
eines erheblichen Ausbaues und einer unterstützenden F ör­
derung insbesondere durch die Verbilligung der Transport­
kosten.
Zusammenfassend kann gesagt werden, daß mit der E r­
kenntnis vom technisch-wirtschaftlichen Sinn der Altöl­
aufarbeitung auch die bislang bestehenden Schwierigkeiten 
der Überwindung wert erscheinen. Die Deutsche Gesell­
schaft fü r Mineralölforsehung ist seit ihrem Bestehen mit 
großem Erfolg für die restlose Wiederverwendung von 
Altöl eingetreten und sollte in ihrem Bestreben von der 
gesamten deutschen W irtschaft unterstützt w erden2).

Dr.-Ing. Riester, Berlin [2322]
2) ö l u n d  K ohle 1 (1 9 3 3 )  S. 150 ff.

WIRTSCHAFTSRECHT
Das neue Vollstreckungsrecht
A. A llgem eines
Durch Gesetz vom 24. Oktober 1934 (RGBl. 1934, I.
S. 1070 ff.) sind bedeutsame Änderungen der Vorschriften 
über die Zwangsvollstreckung getroffen worden. Die neuen

Bestimmungen bezwecken einen Abbau der in den Ver­
ordnungen vom 26. Mai 1933 und vom 22. März 1934 er­
lassenen Maßnahmen, die vornehmlich dem Schutz des 
Schuldners dienten, und bringen eine Neuregelung des 
Vollstreckungsrechts, die in gleicher Weise die Bedürf­
nisse des Schuldners wie auch des Gläubigers berücksich­
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tigt. Außer der Neufassung des § 18 der Verordnung vom 
‘26. Mai 1933, der die Beziehungen zwischen Schuldner und 
Gläubiger nach erfolgter Pfändung beweglicher Sachen 
regelt, ist vor allem die Neuordnung der Bestimmungen 
über die Pfändung von Lohn- und Gehaltsansprüchen 
hervorzuheben. W ährend bisher die rechtliche Grundlage 
fü r die Pfändung von Lohn- und Gehaltsforderungen die 
Vorschrift des $ 850 ZPO, das Lohnbesehlagnahmegesetz 
und die Verordnung über Lohnpfändung bildeten, ist nun­
mehr eine zusammenfassende Regelung aller Bestimmungen 
dieses Gebietes in der Zivilprozeßordnung getroffen 
worden (§§ 850 bis 850 h). Die Zwangsvollstreckung in  das 
unbewegliche Vermögen hat hingegen keine nennenswerten 
Änderungen erfahren.

B. D er V o lls trecku n g ssch u tz  bei d er S ach pfänd un g
Im einzelnen sind hinsichtlich der Zwangsvollstreckung 
wegen Geldforderungen in das bewegliche Vermögen eines 
Schuldners folgende Bestimmungen zu erwähnen:
Bisher konnte nach $ 18 der Verordnung vom 26. Mai 1933 
das Vollstreckungsgericht bei einer Pfändung diese völlig 
auf heben oder sta tt dessen bestimmen, daß die Verwertung 
der gepfändeten Sachen unter Fortbestand der Pfändung, 
regelmäßig in Verbindung mit einer Auflage von Raten­
zahlungen hinausgescholben wurde. Das Gericht konnte 
diese Maßnahmen aber nur unter besonderen, im Gesetz 
bestimmten Voraussetzungen erlassen und nur dann, wenn 
es sich um zum persönlichen Gebrauch des Schuldners 
dienende Sachen, Einrichtungsgegenstände, Gerätschaften 
oder der Erwerbstätigkeit des Schuldners dienende oder 
zu seinem gewerblichen Unternehmen gehörende Vorräte 
(mit Ausnahme von Fertigwaren) handelte. Die neue Be- 
.-timmung des § 18 bringt demgegenüber eine allgemeinere 
Regelung des Vollstreckungsschutzes: Der Schutz ist nicht 
mehr auf bestimmte Arten von Gegenständen beschränkt, 
er kann vielmehr bei der Pfändung jeder beweglichen 
Sache angewendet werden; er ist auch nicht, wie bisher, 
von dem Vorliegen bestimmter Voraussetzungen abhängig, 
sondern er tr i t t  stets ein, „wenn dies nach der Persön­
lichkeit und den wirtschaftlichen Verhältnissen des Schuld­
ners und der A rt der Schuld angemessen erscheint und 
nicht überwiegende Belange des Gläubigers entgegen­
stehen“ . Hervorzuheben ist aber, daß entgegen dem bis­
herigen Recht das Gericht eine völlige Aufhebung der 
P fändung nicht mehr anordnen darf, sondern daß es nur 
die Verwertung der Pfandstücke unter Anordnung von 
Ratenzahlungen zeitweilig aussetzen kann.
Die weiteren Vollstreckungsschutzvorschriften der Ver­
ordnung vom 26. Mai 1933, die sich bisher bewährt haben, 
sind sachlich unverändert geblieben, jedoch ist ihre 
Geltungsdauer, die bisher bis zum 31. Oktober 1934 fest­
gesetzt war, „bis auf weiteres“ verlängert worden. Dem­
nach sind insbesondere gemäß 5 19 der Verordnung auch 
in Zukunft Miet- und Pachtzinsforderungen insoweit gegen 
eine Pfändung gesichert, als sie fü r die Unterhaltung des 
Grundstückes und die Zahlung der Grundsteuern und 
Hypothekenzinsen erforderlich sind. Ferner schließt die 
Beibehaltung des § 19 d der Verordnung auch weiterhin das 
Recht des Gläubigers aus, den Schuldner zu einem Offen­
barungseid mit nachfolgender Eintragung in die Schuldner­
liste zu zwingen; vielmehr wird bis a u f  weiteres dem 
Schuldner die Möglichkeit belassen, die Ableistung des 
Offenbarungeides durch Abgabe einer einfachen eides­
stattlichen Versicherung abzuwenden.

C. Die N euo rd n un g  d er P fändung  
von Lohn- und G ehaltsansprU chen
In  Übereinstimmung mit dem bisher geltenden Recht geht 
das Gesetz davon aus, daß ein bestimmter Teil des E in­
kommens aus persönlicher Arbeitsleistung einer Pfändung 
grundsätzlich völlig entzogen sein muß. Demgemäß ist 
bestimmt, daß von einem Einkommen pfändungsfrei sind 
150 RM -— bisher 165 RM — sowie bei Dienstbezügen der 
Beamten % , bei ändern Gehalts- und Lohnempfängern 
Ys bis zu %  des die Summe von 150 RM übersteigenden 
Einkommens. F ü r die Berechnung des pfändbaren Teiles 
des Einkommens wird der Bruttobetrag des Einkommens 
zugrundegelegt. Diese Pfändungsschutzvorschrift bezieht 
sich auf die Dienstbezüge der Beamten und Geistlichen, 
auf den Arbeits- und Dienstlohn, den jemand als Arbeiter

oder Angestellter aus abhängiger Lohnarbeit bezieht, sowie 
auch, wie nunmehr neu bestimmt ist, auf jede sonstige 
wiederkehrend zahlbare Vergütung fü r geleistete Arbeiten. 
Damit wird in Zukunft z. B. auch das Einkommen der 
Arzte, die auf Grund einer freien Vereinbarung fü r Kassen 
tä tig  sind, in gleicher Weise wie das Einkommen eines 
Angestellten geschützt.

Ferner ist ein Vollstreckungsschutz neu geschaffen worden 
in den Fällen, in denen das Einkommen nicht aus regel­
mäßig wiederkehrenden, sondern aus unregelmäßigen, aus 
verschiedenen Quellen stammenden Vergütungen fü r per­
sönlich geleistete Arbeiten besteht, wie insbesondere bei 
dem Einkommen der Ärzte, Rechtsanwälte, Schriftsteller 
und ändern Angehörigen der freien Berufe. Bei einer 
Pfändung derartiger Ansprüche hat das Gericht auf An­
trag  des Schuldners unter Berücksichtigung der Verhält­
nisse des einzelnen Falles einen Betrag festzusetzen, der 
dem Schuldner zu belassen i s t ; dieser Betrag ist danach 
zu bemessen, wieviel der Schuldner während eines ange­
messenen Zeitraums fü r seinen notwendigen Unterhalt 
und dem seines Ehegatten oder anderer unterhaltsberech­
tig ter Personen bedarf.

Eine weitere wesentliche Änderung haben die Vorschriften 
über die Pfändungsvorrechte, die unterhaltsberechtigten 
Personen hinsichtlich ihrer U nterhaltsansprüche zustehen, 
erfahren. Bisher bestand bei U nterhaltsansprüchen — mit 
Ausnahme des Anspruchs eines unehelichen Kindes — ein 
Pfändungsschutz nicht, so daß das Einkommen des Schuld­
ners in vollem Umfang gepfändet werden konnte. Nun­
mehr gilt im wesentlichen einheitlich fü r  alle Unterhalts- 
anspriiche die Regelung, die bisher bereits fü r den 
Anspruch eines unehelichen Kindes bestand, nämlich, daß 
dem Schuldner von seinem Einkommen soviel zu belassen 
ist, als er fü r seinen notwendigen U nterhalt und zur E r­
füllung seiner laufenden gesetzlichen Verpflichtungen der 
dem Gläubiger vorgehenden Unterhaltsberechtigten bedarf.

Schließlich sind zwei Bestimmungen zu erwähnen, die den 
sogenannten Gehaltsschiebungen begegnen sollen. Nach 
der neuen Vorschrift des § 850 c ZPO kann in den Fällen, 
in denen ein Schuldner mit seinem Dienstherrn vereinbart 
hat, daß ein Teil seines Lohnes nicht an ihn, sondern un­
mittelbar an seine F rau  oder eine andere dritte Person ge­
zahlt werden soll, ein Gläubiger den Anspruch der Frau 
oder der d ritten  Person so pfänden, als wenn der Anspruch 
dem Schuldner zustande. Ferner gilt nach § 850 d ZPO 
dann, wenn ein Schuldner in einem ständigen Arbeitsver­
hältnis unentgeltlich oder gegen eine unverhältnismäßig 
geringe Vergütung tä tig  ist, obwohl solche Dienste nach 
A rt und Umfang üblicherweise vergütet werden, für den 
Gläubiger eine angemessene V ergütung als geschuldet-, 
so daß fü r ihn die Möglichkeit zu pfänden besteht.

Die hier angeführten Vorschriften über die P fändung von 
Lohn- und Gehaltsansprüchen sind mit dem 1. Jan u ar 1935 
in K ra ft getreten, während die Bestimmungen über den 
Vollstreckungsschutz bei der Sachpfändung bereits seit dem 
1 November 1934 in Geltung sind. Dr. Zemlin  [2314]

Abnahme der Zwangsversteigerungen
Unter der W irkung der Schutzgesetze gegen die Zwangs­
versteigerung städtischer Grundstücke ist die Zahl der 
Zwangsversteigerungen in den letzten beiden Jahren 
ständig zurückgegangen. Stellt man die Zahlen auf dem 
Groß-Berliner Gebiete zusammen, dessen Entwicklung für 
die anderen Großstädte des Reichs vielfach beispielhaft ist, 
so ergeben sich folgende Einzelheiten:

Zwangsversteigerungen 1932 . . . .  1684
1933 . . . .  1169
]934 . . . . 968

Danach ist also im letzten Jahre  die Zahl der Zwangs­
versteigerungen gegenüber dem Jahre  1932 um rd. 45 %  
zurückgegangen. Angesichts der Fortdauer des Voll­
streckungsschutzes kann fü r das laufende Ja h r  m it einem 
noch weiteren Absinken der Zahl der Zwangsversteigerun­
gen städtischen Grundeigentums gerechnet werden.



SCHRIFTTUM
Industrielles Rechnungswesen

Zeitgem äße B ilanzierung. Die statische Bilanzauffas­
sung und ihre praktische Anwendung. Von Walter 
le Coutre. Sonderreihe der Betriebswirtschaftlichen 
Blätter, 4. H eft. Wien 1934, Österreichischer W irt­
schaftsverlag. 48 S. Preis 2 RM.

Le Coutre ist vielleicht von sämtlichen deutschen Professo­
ren der Betriebswirtschaftslehre derjenige, welcher mit 
seiner Bilanztheorie den tatsächlichen Bedürfnissen der 
Praxis am nächsten kommt. Zwar würde die Behauptung, 
le Coutre’s Bilanztheorie wäre bewußt fü r die Bedürfnisse 
der Praxis geschaffen, der Forschertätigkeit dieses Mannes 
nicht gerecht werden. Sicher aber ist, daß hier die Theorie 
aus dem praktischen Leben entstand und damit aus dem, 
was für ihre Bewahrheitung und Verwirklichungsmöglich­
keit maßgebend ist.
Nachdem durch Schwalenbach eine Gesamtdarstellung der 
dynamischen, durch Schmidt eine solche der organischen 
Bilanzauffassung vorliegt, unternimmt es le Coutre, einer 
Einladung der „Betriebswirtschaftlichen B lätter“ folgend, 
eine solche der statischen zu geben. Dabei erscheint es 
geboten, sich des besseren Verständnisses halber noch ein­
mal das Wesen der verschiedenen Bilanzauffassungen zu 
vergegenwärtigen.
Kurz gefaßt, sieht der D y n a m i k e r  in der Bilanz ein 
Mittel zur richtigen Bestimmung des Erfolgs. Hauptziel 
ist die E r z i e l u n g  v e r g l e i c h b a r e r  E r f o l g s ­
z i f f e r n  fü r die einzelnen W irtschaftsabschnitte und 
damit die Schaffung einer Beurteilungsgrundlage fü r den 
in ihnen erzielten Erfolg. Bewertungsunterschiede der 
Vermögensrechnung spielen daher auch nur insoweit eine 
entscheidende Rolle, als sie fü r die Aufstellung einer 
„richtigen“ Erfolgsrechnung von Wichtigkeit sind.
Der O r g a n i k e r  sieht demgegenüber in der Bilanz nicht 
nur das Mittel zu einer einwandfreien Erfolgsrechnung, 
sondern darüber hinaus auch ein solches zu einer „rich­
tigen“ K a p i t a l -  u n d  V e r m ö g e n s b e w e r t u n g .  
Ohne eine solche auf den jeweiligen „Zeitwert“ aufgebaute 
„Kapitalrechnung“ scheint ihm auch eine wahre Erfolgs- 
ermittlung nicht möglich zu sein. Gegenüber dem Dyna­
miker verlangt also der Organiker bereits den Ausweis des 
zunächst nur „rechnerisch“ , praktisch also noch nicht ver­
wirklichten Erfolgs in der K apital- und Vermögensbilanz.
Der S t a t i k e r  sieht, wenn man das Wesen dieser Rich­
tung einmal von dieser Seite aus formulieren will, in der 
Bilanz die R e c h n u n g s l e g u n g  ü b e r  S t a n d ,  
A b l a u f  u n d  E r f o l g  d e r  e i g e n t l i c h e n  W i r t ­
s c h a f t s t ä t i g k e i t ,  aber nicht einseitig abgestellt 
auf die Erm ittlung des Erfolgs, auch nicht auf irgend­
welche stets doch letzten Endes von außen her geholten 
Maßstäbe von Zeitwertbilanzen, sondern auf das, was ta t­
sächlich war und tatsächlich ist.
Während Schmalenhach daher verschiedene Bewertungs­
methoden gelten läßt, Schmidt aber nur den Tageswert 
kennt, hält le Coutre an dem Nominalwert fest, wie er ja 
auch in der P raxis üblich ist. E r tu t dieses, um eine feste, 
unveränderliche Grundlage fü r die Beurteilung der Be­
triebsverhältnisse zu besitzen. Geldwertschwankungen — 
die Schmidt ausgeschaltet haben will — seien fü r eine Ab­
rechnungsperiode in Zeiten normaler W irtschaftsverhält- 
nisse nicht so stark und ausschlaggebend, _als daß man 
ihretwegen ein anderes Schema zu wählen hätte. Geringe 
Geldwertänderungen sind als Risiko zu übernehmen.
Le Coutre bezeichnet die s t a t i s c h e  B i l a n z  a l s  
M i t t e l  e i n e r  z e i t g e m ä ß e n  B i l a n z i e r u n g ,  
weil nur sie in der Lage ist, alle Anforderungen, die die 
W irtschaftspraxis an die Bilanz stellt, zu erfüllen. Nur 
eine nach statischen Gesichtspunkten aufgebaute Bilanz 
macht diese zu dem, was sie sein soll: zu einem R e c h e n ­
s c h a f t s b e r i c h t .
Die Bilanz hat das g e s a m t e K apital zu erfassen. Nichts 
darf übersehen oder unterschlagen werden können. Nur 
so kann die Bilanz ein Rechenschaftsbericht sein und Ein­
geweihten, Aktionären und Betriebsfremden als Beur­
teilungsgrundlage dienen.

Mit Recht weist le Coutre darauf hin, daß den Leiter eines 
Betriebes niemals etwa nur der Erfolg oder die Bestands­
bewertung interessiert, sondern der Kapitalbestand (als 
Existenzgrundlage), die Kapitalbewegung (als Leistungs­
m aßstab), der K apital verzehr (als Kosten), der K apital­
ersatz (durch Verkaufserlöse), die Kapitalvernich­
tung (durch Verluste), der Kapitalzuwachs (durch Ge­
winne), die K apitalgefährdung (durch Risiken), oder mit 
ändern Worten, sämtliche Faktoren einer gesunden K api­
talwirtschaft, die wir gerade in unserer Zeitschrift seit 
einer ganzen Reihe von Jahren mit Nachdruck vertreten. 
Le Coutre kennt und fordert daher auch die in der Praxis 
allgemein verwandte Aufteilung der Gesamtbilanz in K ap i­
talbestands-, K apital Umsatz-, Kapitalertrags- und K apital­
erfolgsrechnung.
F ür die B e w e r t u n g  wird vom Standpunkt der sta ti­
schen Bilanzauffassung folgendes gefordert:

1. der Einsatz aller Vermögensteile hat zu Anschaffungs- 
werten, also dem tatsächlichen betrieblichen K apital­
aufwand und nicht nach irgendwelchen mehr oder 
weniger fiktiven W erten zu erfolgen, um das investierte 
K apital in seiner vollen Höhe aufzuweisen.

2. Abschreibungen bedeuten zusätzliches K apital (Rück­
stellungen!). Daraus und auch aus 1. ergibt sich die 
Notwendigkeit, die passive Abschreibungsmethode 
(Einsetzung der Abschreibungsbeträge in der Haben­
spalte unter voller Einsetzung der Anschaffungswerte 
auf der Sollseite) anzuwenden.

F ür die B i l a n z g l i e d e r u n g  sind folgende Gesichts­
punkte zu beachten:
1. Die Aufteilung des Vermögens ist zunächst nach 

dessen Funktionen vorzunehmen, innerhalb diesen 
nach den im Betriebe zu erfüllenden Aufgaben. E rst 
dann ist in sich wieder nach Vermögensarten und 
weiter nach Risikogruppen zu gliedern.
Als F u n k t i o n e n  werden genannt: Risikodeckung, 
Arbeitsfunktion, Repräsentation usw., als A u f ­
g a b e n :  technische Betriebsleistung, kaufmännische 
Abwicklungsleistung, allgemeine Verwaltungsleistung 
usw., als R i s i k e n  die unterschiedlichen Möglich­
keiten der Kapitalanlage, z. B. bei der Reiehsbank, 
einer Kleinbank usw.

2. Die Bilanz hat so gegliedert zu sein, daß man sich ein 
Urteil über die Gesundheit des Betriebs machen kann. 
Das ist bei Erfüllung von 1. ohne weiteres der Fall.

Diese Forderungen sind unbedingt an eine interne, bedingt 
an eine zu veröffentlichende Bilanz zu stellen.
Eine nach diesen Grundsätzen aufgestellte Musterbilanz 
wird angeführt und in ihren Einzelteilen besprochen. Die 
Reihenfolge und Aufgliederung der : einzelnen Positionen 
wird begründet. Die aus einer solchen Bilanz zu gewin­
nenden Erkenntnisse werden erläutert.
Sodann wird die G e w i n n -  u n d  V e r l u s t r e c h ­
n u n g  so dargestellt, wie sie nach statischen Grundsätzen 
sein soll. Sie wird als Kapitalertragsbilanz angesehen und 
hat K apital verzehr (Kosten), Kapitalersatz (E rtrag ), 
Kapitalvernichtung (Verlust) und Kapitalzuwachs (Ge­
winn) auszuweisen. Auch in der Gewinn- und Verlust­
rechnung ist nach Funktionen, Aufgaben, Arten und 
Risiken zu gliedern.
Die Gewinn- und Verlustrechnung hat grundsätzlich alle 
in die Reehnungsperiode fallenden Veränderungen in der 
Kapital-Neu- und Ersatzbildung darzulegen. Der Gliede­
rung nach Funktionen wird Rechnung getragen, wenn die 
entsprechenden drei Kostengruppen: 1. Kosten des Be­
triebskörpers, 2. Kosten des Betriebslebens, 3. Kosten der 
Betriebsarbeit gebracht werden. Die erste Kostengrupoe 
enthält die fixen Kosten, Stillstandskosten wie Zinsen, Ab­
schreibungen, Instandhaltungskosten, die zweite die halb­
veränderlichen Kosten wie z. B. fü r K raft, die Kosten der 
Angestelltenschaft usw., die dritte die proportionalen 
Kosten für hauptsächlich Material, Lohn. Innerhalb der 
Funktionen ist nach Aufgaben zu gliedern oder nach Or­
ganen. Diese Aufteilung hängt ganz von dem betr. Be­
trieb ab. Die organischen Kosten des Betriebskörpers sind
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z. B. die Raumkosten (Möbel, Inventar)- Die organischen 
Kosten des Betriebslebens sind z. B. Personal-, Werbe-, 
Steuerkosten. Leider wird gerade hier in der Gewinn- und 
Verlustrechnung nicht die weitere Unterteilung nach Arten 
und Risiken hehandelt, was zweifelsohne fü r viele Leser 
von Interesse wäre.
W eiterhin sind auch die Verluste aufzuteilen. Die Bilanz 
verliert ihren Charakter als Rechenschaftsbericht, wenn 
Verluste und Gewinne saldiert werden. Neben den Ver­
lusten sind auch die Gewinne zu gliedern, um eine Analyse 
der Kosten und der entsprechenden E rträge zu ermög­
lichen. E in Muster einer solchen Gewinn- und Verlust­
rechnung ist beigefügt.
Die Schrift gibt die Auffassung des Verfassers vom Sinn 
und Wesen der Bilanz in anschaulicher Weise wieder, ohne 
naturgem äß bei der K nappheit des zur Verfügung stehen­
den Raums in a l l e n  Fällen überzeugend zu sein. Zahl­
reiche Reehnungsbeispiele beleben das geschriebene W ort 
und führen den Leser tiefer in die praktischen Vorgänge 
des Betriebes wie in die theoretischen Überlegungen des 
Verfassers ein.
Ganz besonders beachtlich erscheint uns aber das Schluß­
wort le Coutres zu sein:
„Endlich ist daran zu denken, daß wir auch mit der Bilanz­
forschung noch lange nicht am Ende sind. Die Umsatz­
bilanz ist, wie schon erwähnt, noch so gut wie ganz un­
erforscht und unbeachtet und ob die zwar sehr eingebür­
gerten — weil schlagwortartigen — Bezeichnungen der 
bekannten Bilanzauffassungen, die statische eingesehlos- 
sen, ganz zweckmäßig sind und restlos befriedigen, bleibt 
auch noch zu untersuchen.
Die statische Bilanzauffassung, wie ich sie auf diesen Blät­
tern  entwickelt habe, ist nur ein Stück des Weges, auf 
dem wir fortzusehreiten haben bis zur totalen Bilanz, und 
deshalb erscheint m ir die Bezeichnung „Zeitgemäße Bilan­
zierung“ die zweckmäßigste.“ Uns auch!

Bredt [2266]

In d u strie lle  K ostenberechnung. —  Meine Vorgangs- 
Kostenberechnung. Von Jul. II. West. S tu ttgart 
1933, Verlag fü r W irtschaft und Verkehr, Forkel 
& Co. 356 S. Preis 28 RM.

W est ist ein alter Organisationspraktiker. Schon vor 
20 Jahren  hat er begonnen, industrielle Kostenberechnungen 
einzuriehten. Man muß dies beides wissen, um Verständnis 
fü r den eigenwilligen Stil zu haben, in dem das ganze Buch, 
sowohl im Inhalt als auch im Druck, abgefaßt ist. E r 
wird vor allem bei den in der Praxis stehenden und dort 
bei denen auf Anklang stoßen, die über systema­
tische betriebswissenschaftliche Schulung nicht verfügen. 
Es wird kerndeutsch über die Fehler der Prozentualkalku­
lation und die Notwendigkeit der Platzkostenrechnung ge­
sprochen. Daraus entwickelt er das, was er die sogenannte 
Vorgangs-Kostenberechnung nennt. Eine Unmenge wert­
vollster, aus dem Leben gegriffener Beispiele und Einzel­
zahlen sind dem Leittext im Kleindruck beigefügt.
Als Ziel der Kostenberechnung bezeichnet er es, die untere 
Grenze der Verkaufspreise mit bestimmtem Gewinn fest­
zusetzen, sowie die Erm ittlung und Auswertung der Kosten 
und einzelnen Vorgänge der Erzeugung und des Vertriebes 
und den Vergleich der Kosten der ausgeführten Arbeiten 
m it den Vorberechnungen. Mit berechtigtem Stolz 
erzählt er, wie er 1904 die ersten Kostenbuehführungen 
einzurichten begann. 1906 erschien eine Veröffentlichung 
darüber. Man findet schon in den damaligen Arbeiten die 
Grundzüge zum heutigen Buch. Erschöpfende Darlegun­
gen folgen in der darauf erschienenen Veröffentlichung 
„Industrielle Buchführung“ .
Es ist besonders zu begrüßen, daß der Verfasser sich zur 
ausschließlichen Verwendung deutscher Namen bekennt, 
solange als er vorhandene Namen verwendet; vor Neu­
bildungen aber muß er sieh warnen lassen. Jeder Sprach­
forscher wird ihm bestätigen, daß z. B. seine Abwandlung 
des W ortes „werken“ unrichtig ist. Dem in derartigem 
Denken Unerfahrenen sind die „verdeutschten“ W orte 
sogar eine Erschwerung. Der Praktiker, der Fachbücher 
durcharbeitet, will gerne Neues lernen. Aber W est’s Buch 
ist.nicht das einzige, das er lesen muß. Es ist falsch, daß 
jeder Verfasser dem Leser neue Namen zumutet, m it denen

er sich schulmäßig vertraut machen soll. Dieses Zuviel 
an neuen Namen und Begriffen ist fehlerhaft.
W est berichtet ausführlich über die Einzelheiten der 
Kostenberechnung. Besondere K apitel widmen sich der 
Frage des Preisdruckes, der Sortenminderung, dem E in­
fluß des Beschäftigungsgrades und den Gewinnkostenauf­
teilungen. Zur Frage der Mengenzuschläge sei ergänzend 
bemerkt, daß, wie auch der V erfasser andeutet, es unmög­
lich ist, eine allgemein gültige Form  zu finden. W enn ich 
2000 Sorten verschiedenster größerer Erzeugnisse in einem 
Unternehmen vereinige, ist es nicht möglich, Zahlen über 
Mengeneinheiten wie Stck., m, kg und cm2 in einem 
Mengenzuschlag unterzubringen.
In  dem K apitel „Verschiedene Industrien“ läß t W est die 
Fülle seiner Erfahrungen aus 120 verschiedenen Betrieben 
spielen. H ier liegt der besondere Reiz des Buches, daß 
er aus so vielen Industriezweigen Beispiele bringen kann, 
die durch Gegenüberstellung das Gesagte plastisch machen.

Dr. Brandt [2259]

Wirtschaftsprüfung

W egw eiser fü r tech n isch -w irtsch a ftlich e  Prüfungen.
Von Fr. Frölich, Band X der von P aul Gerstner her­
ausgegebenen „W egweiser fü r  W irtschaftsprüfer“ .
Berlin und Leipzig 1933, H aude und Spenersche
Buchhandlung Max Pasehke. 86 S. Preis 3,50 RM.

Aus dem reichen Schatz seiner vielseitigen Erfahrungen 
auf dem Gebiete der W irtschaftsberatung hat der Ver­
fasser, der den Lesern der Zeitschrift „Technik und W irt­
schaft“ durch seine Veröffentlichungen als technisch- 
wirtschaftlicher Sachverständiger genügend bekannt ist, 
die Gesichtspunkte, die fü r die P rüfung  eines industriellen 
Unternehmens in Betracht kommen, in einer wertvollen 
und neuartigen Darstellung zusammengefaßt.
E r geht davon aus, daß jedes Unternehmen eine Planung, 
eine Fertigung und einen Vertrieb auf weist, denen die 
Verwaltung übergeordnet ist. F ü r  diese Gliederung, die 
sich in bergbaulichen, hüttenmännischen, mechanischen und 
chemischen Unternehmungen, wenn auch in recht unter­
schiedlicher Form, feststellen läßt, sind die grundlegenden 
Gedan'kengänge herausgearbeitet, die fü r die Beurteilung 
der W irtschaftlichkeit durch den P rü fe r angestellt wer­
den müssen.
Durch die Versehiedenartigkeit der Erzeugnisse, der dabei 
in Frage kommenden A rbeitsverfahren und Einrichtungen, 
sowie durch die nicht immer scharfe Abgrenzung der kauf­
männischen von der Betriebsverwaltung hat der Verfasser 
mit wenig Ausnahmen davon abgesehen, Beispiele aus be­
stimmten Industriezweigen zu bringen oder Lösungen der 
angeschnittenen Fragen zu geben. Der P rü fer wird des­
halb aus der großen Fülle der mit Rücksicht au f Vollstän­
digkeit behandelten Einzelheiten diejenigen Punkte aus­
wählen müssen, denen er- nach Maßgabe der A rt und des 
Umfanges seines Auftrages seine besondere Aufmerksam­
keit zuzuwenden hat.
Der erste Abschnitt des Buches gibt im allgemeinen H in­
weise hierfür und zeigt ihm ferner, wie er sieh einen 
Überblick über das von ihm zu bearbeitende Gebiet ver­
schaffen muß, und wie er es nicht nur fü r die Durchfüh­
rung seines Auftrages, sondern auch seinem Auftraggeber 
gegenüber abzugrenzen hat, um Meinungsverschiedenheiten, 
die bei Änderungen und Erweiterungen des ursprünglichen 
Planes nie ausbleiben, möglichst zu vermeiden.
Der zweite Abschnitt behandelt die Fertigung. Der P rüfer 
wird auf die Punkte aufmerksam gemacht, die er bei Be­
urteilung der Gesamtorganisation der Fertigung, die bei 
Einzel-, Reihen- oder Massenherstellung grundsätzliche 
Unterschiede aufweist, zu beachten hat. F ü r die Beurtei­
lung der Planung, Gestaltung sowie der Arbeitsvorberei­
tung, -Verteilung und -Überwachung in ihren Einzelheiten 
und in ihrem Zusammenwirken, das den W irkungsgrad der 
Fertigung ergibt, werden Hinweise gegeben, wie und mit 
welchen H ilfsm itteln die Prüfungen durchzuführen sind.
F ü r die Beurteilung des Gesamt Unternehmens aus der 
wirtschaftlichen Ausnutzung der Fertigung und der Be­
triebseinrichtungen werden die verschiedenen Möglichkeiten 
ihrer Durchführung angegeben. Auf die Aufgabe des P rü ­
fers, die Verlustquellen aufzudeeken und Vorschläge für 
ihre Beseitigung zu machen, wird besonders hingewiesen.
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F ü r die Lagerhaltung, die der nächste Abschnitt behandelt, 
werden die Gründe ihrer Notwendigkeit erwogen, damit 
die Zahl der Lager und ihre Bestände nur den Bedürf­
nissen des Unternehmens entsprechen, um das darin fest­
gelegte Vermögen auf das Mindestmaß zu beschränken. 
W ährend der Verfasser in den ersten Abschnitten be­
stimmte Richtlinien und gewisse Soll- bzw. Kann-Vor­
schriften gegeben hat, gibt er in diesem und den folgen­
den Abschnitten dem P rüfer die Anregungen nur in 
Frageform, m it denen es dem noch nicht m it allen Wassern 
gewaschenen P rü fer nicht immer möglich sein wird, die 
oft bewußt recht unübersichtlich gehaltenen Verrechnungs­
und Bewertungsverfahren fü r die eingelagerten Bestände 
zu durchschauen und so die von ihm verlangten Rück­
schlüsse in der Erfolgskontrolle, der ein besonderer Ab­
schnitt gewidmet ist, zu ziehen.
Als H auptabschnitt hat die Energiewirtschaft eine ein­
gehende Behandlung erfahren, da die Frage nach der 
W irtschaftlichkeit der Energieversorgung von wesentlicher 
Bedeutung fü r  die Überprüfung der W irtschaftlichkeit 
des Unternehmens ist.
In den Abschnitten: Fördermittel, Betriebsmittel, W erk­
zeuge und Vorrichtungen sowie Abfallverwertung werden 
dem P rüfer Hinweise gegeben über Anwendung, Aus­
nutzung und Fehler, auf die er besonders Obacht zu geben 
hat, was vorteilhaft bei der Durcharbeit des Betriebes 
erfolgt.
Den besondern Abschnitt: Der Mensch im Betriebe sollte 
jeder P rü fer beachten. H ängt doch der wirtschaftliche 
Erfolg nicht nur von dem guten Zustande der maschinel­
len Einrichtungen und der richtig arbeitenden Organi­
sation ab, sondern auch von einem guten persönlichen Ver­
hältnis der Hand- und K opfarbeiter zu der Leitung des 
Betriebes bzw. des Unternehmens.
In den Abschnitten: Verpackung, Vertrieb, Versicherung 
und Verwaltung werden nur die Fragen behandelt, die 
für die technisch-wirtschaftliche P rüfung  in Frage kom­
men; für die weitergehende P rüfung  wird auf die ent­
sprechenden Abschnitte in den weiteren „Wegweisern“ 
verwiesen, soweit diese bereits fertig  vorliegen.
Winke zur praktischen Durchführung der Prüfung bilden 
den Schluß des außerordentlich inhaltreichen Buches, in 
dem der in der Ausbildung begriffene als auch der schon 
fertige W irtschaftsprüfer eine so große Menge und ins 
einzelne gehende Hinweise findet, wie sie sich wohl kaum 
aus der gesamten technisch-wirtschaftlic-hen Literatur zu­
sammenstellen lassen. Daneben ist das Buch auch jedem 
Fabrikanten, Betriebsleiter oder sonst auf verantwort­
lichem Posten im technischen Betrieb Stehenden zu emp­
fehlen, weil er hierdurch Anregungen erhält, die nicht nur 
zur Erhöhung der W irtschaftlichkeit der ihm gehörigen 
oder unterstellten Betriebe von Vorteil sind, sondern ihn 
auch vor dem A uftreten der schleichenden Krankheit 
„Betriebsblindheit“ schützen.

Prof. Otto Rambuscheck V D I [2254]

Betriebswi rtschaf t

E inführung in  die b etrieb sw irtsch aftlich e O rgani­
sation sleh re. Von K . W. Hennig. Berlin 1934, 
Verlag Jul. Springer. 173 S. 97 Abb. Preis 10,80 RM; 
gebunden 12 RM.

Dieses W erk des Betriebswirtschaftlers Professor Hennig  
zeigt, daß die H altung eines Praktikers sich mit der 
eines Theoretikers zugleich in einem Menschen verbinden 
kann. Sehr wohl kann der P raktiker systematisch denken 
und der Theoretiker auch P raktiker sein. Kurz, das Buch 
ist ein Labsal im Meer der Buchschöpfungen von Jahren. 
Es wird viele Freunde in der Praxis finden und nicht 
minder von den Männern und Jüngern der Wissenschaft 
geschätzt werden, da es so bündig, wohl geformt und ge­
gliedert dieses heikle Gebiet angeht.
Die betriebswirtschaftliche Organisationslehre ist nicht als 
Selbstzweck aufgefaßt. Hennig  sagt, daß sie „die A uf­
gabe, Grundsätze und Verfahren fü r die wirtschaftliche 
Organisation von Betrieben jeder A rt und ihres Verkehrs 
zu entwickeln“ hat. Betrieb wird von Hennig im weitesten 
Sinne des W ortes verstanden, um faßt also nicht nur Unter­
nehmungen, sondern auch Haushalte. Die Erhaltung des

wirtschaftlich besten Arbeitszustandes ist nur durch eine 
zeitgemäße Form der Organisation möglich.
Eingangs worden die w i r t s c h a f t l i c h e n  B e d i n g t ­
h e i t e n  der Betriebe gezeigt. Die Möglichkeiten der Ge­
winnsteigerung werden skizziert, zunächst allgemein und 
dann an Hand einiger typischer Beispiele. E rtrag  und 
Aufwand der Unternehmungen werden bei acht verschiede­
nen Betriebsarten kurz geschildert, So manche selbst­
verständlich erscheinende, wohl bewährte Tatsache ist ein­
gestreut. Als solche allein könnte sie dann Gegenstand 
eines Buches werden. Genau erörtert sind ferner die Grund­
sätze der Gestaltung des Verhältnisses von Einnahmen und 
Ausgaben bei öffentlichen Haushalten. Die Beispiele, die 
dem kameralistischen Allgemeinteil beigegeben sind, be­
fassen sich mit Arbeitsgebieten aus der preußischen P ro ­
vinz sowie mit Bemerkungen zum Haushaltsplan des 
preußischen Staates. Nicht vergessen wurden die E in­
nahmen und Ausgaben größerer privater Haushalte. Die 
S e n k u n g  u n d  P r o p o r t i o n a l i s i e r u n g  d e s  
A u f w a n d e s  wird als das umfangreichste Zielgebiet 
organisatorischer Tätigkeit am Material-, Lohn-Aufwand, 
an Abschreibungen, Zinsen und sonstigem Aufwand be­
sonders herausgearbeitet. Es wäre von den Praktikern 
bedauert worden, wenn er hier nicht gründliche 
Untersuchungen angestellt hätte. Besonders interessant 
sind die Betrachtungen über die buchhalterische Kontrolle 
des mengenmäßigen Materialverbrauchs, das Wesen des 
Leistungslohnes, die Betriebsverbundenheit, die günstigsten 
Abschreibungen durch wirtschaftliche Investitionen, die 
Senkung und Proportionierung der Zinsen usw.
Das eigentlich organisatorische Arbeiten zeigt der Absatz 
über die A r b e i t s g l i e d e r u n g .  Das Gesicht der Be­
triebsorganisation formt sich nach seinen Hauptaufgaben. 
Um planmäßig Vorgehen zu können, müssen die einzelnen 
Aufgaben des Unternehmens sinnvoll gegliedert werden. 
Hierbei muß man u. a. darauf achten, daß dem Wesen 
des Menschen im Betrieb die fü r ihn ausgewählte Aufgabe 
in A rt und Größe möglichst gut zugeschnitten ist.
Es ist ein besonderes Verdienst des Verfassers, daß er 
nicht bei der Betrachtung der Instanzenzüge und -gliede- 
rungen stehengeblieben ist, sondern daß er geradezu die 
G r u n d z ü g e  e i n e r  M e n s c h e n f ü h r u n g s l e h r e  
dabei herausgearbeitet hat. Die Betriebsführer sollten aus 
diesem Abschnitt viele Gedanken entnehmen, da ihre An­
wendung fü r das Gedeihen der Betriebe sich ebenso 
wichtig erweisen wird wie noch so wertvolle neue Geschäfts­
zweige. Wenn man — zu Unrecht — über Mangel an 
geeignetem Nachwuchs klagen hört, hier wird gezeigt, daß 
tatsächlich nur das Verfahren der Menschenverwertung so 
oft falsch gehandhabt worden ist. Gerade bei den jetzt 
kommenden Aufgaben muß die Industrie die Heranziehung 
geeigneter Persönlichkeiten zur Leitung so lebendig und 
systematisch wie möglich betreiben.
Das zeitliche Hintereinander ist Gegenstand des Kapitels 
über den A r b e i t s a b l a u f .  Die Besetzungspläne sollen 
die „Besetzung“ wirtschaftlich gestalten helfen. In  den 
Arbeitsablaufplänen wird die bestehende Regelung schema­
tisch eingesetzt. Der Unterschied zwischen dem „Ist“ - 
und dem „Soll“ zustand führt zu Neu vor schlagen durch 
den Organisator. Was der Organisator beachten muß, 
und wie sich die Organisationsmaßnahmen endlich ab­
wickeln sollen, ist ebenfalls beachtet und geschildert.
Wenn das Buch auch nur eine E inführung sein will und 
man immer wieder dem Verfasser zurufen möchte, tiefer 
jeder Frage nachzugehen, kann dies doch nur ein 
Lob sein fü r die selbstbeherrschende stoffliche Zurückhal­
tung, da er in diesem Buch nur den Rahmen um das 
Gebiet der Organisationslehre als solche spannen wollte.

Dr. Brandt [2260]

Organisation

Kurzwort-Lexikon. Wörterbuch der Abkürzungen und 
Kurzwortbezeichnungen aller A rt in Sprache und Lite­
ratur, Politik, Amt und Schule, Verkehr und Sport, 
Kunst, Musik und Presse, Industrie und Handel, 
Bank- und Börsenwesen, Landwirtschaft und Technik. 
Verbands- und Genossenschaftsorganisationen, Ver- 
einswesen, Propaganda usw. Von E. Pfohl. S tu tt­
gart 1934, Muth’sehe Verlagsbuchhandlung. 394 S. 
Preis in Ganzleinen 5,70 RM.



20 000 Abkürzungen und Kurzworte aus den im Titel ge­
nannten Fachgebieten hat der Verfasser zusammengestellt 
und in ABC-Folge mit Erläuterungen wiedergegeben, 
Kurzzeichen fü r Maße und Gewichte, fü r Länder, Städte, 
Behörden, Verbände, Firm en usw. Das Buch zeigt, zu 
welchem Umfange das Abkürzungswesen bzw. Abkürzungs­
unwesen angewachsen ist. Allein für den Buchstaben B, 
groß oder klein geschrieben, mit Punkt oder ohne Punkt, 
sind 46 verschiedene Bedeutungen angegeben; VDE kann 
heißen: Verband Deutscher Elektrotechniker, Verein Deut­
scher Essenzenfabrikanten, Verein Deutscher Eisenbahn­
verwaltungen, außerdem, was im Kurzwort-Lexikon fehlt, 
Verein Deutscher Eisengießereien, Verband Deutscher 
Eisenwarenhändler, Vergleichstabelle Deutscher Edelstahle. 
Ähnlich ist es mit vielen ändern Abkürzungen. Tn diese 
Vielfältigkeit Ordnung zu bringen, scheint dem Verfasser 
eine lohnende Aufgabe. In  diesem Sinne ist das Buch 
ein erster Schritt auf dem Wege zur Normung der Ab­
kürzungen. Ob sieh eine solche Normung auf das A uf­
stellen allgemeiner Richtlinien beschränkt oder Abkürzun­
gen im einzelnen festlegt, wäre noch zu prüfen. F ü r die 
Abkürzung von Zeitschriftentiteln liegen internationale 
Normen bereits vor, die auf Grund deutscher Vorschläge 
geschaffen worden sind (vgl. Normblatt DIN 1502 und 
Beiblatt, Berlin, Beuth-Verlag). Das Beiblatt zu D IN  1502 
enthält bereits eine Reihe von e i n z e l n e n  Abkürzungen. 
F ü r zahlreiche Fachgebiete sind besondere Abkürzungs­
listen von Zeitschriftentiteln auf Grund der internationalen 
Normen herausgegeben worden, z. B. vom Deutschen V er­
band Technisch-wissenschaftlicher Vereine ein „Kurztitel­
verzeichnis technisch-wissenschaftlicher Zeitschriften“ .
Ich schlage vor, zunächst einmal in den Begriffen selbst 
Ordnung zu schaffen, vielleicht in folgender Form:
A b k ü r z u n g e n  i m  w e i t e s t e n  S i n n e  können 
aus Zeichen, Einzelbuchstaben, Buchstabengruppen, K urz­
wörtern, K urzw örtergruppen bestehen, z. B. &, % , V, A, 
kWh, AEG, Akku, Phot. Inn.
Zum Unterschied von Abkürzungen durch reine Bueh- 
stabengruppen sollen K u r z w o r t e  solche Abkürzungen 
sein, bei denen der K lang mit dem Schriftbild überein­
stimmt, also etwa „Behala“ im Gegensatz zu „BVG“ . Auf 
demjenigen Gebiet, wo das Abkürzungswesen am üppig­
sten ins K rau t geschossen ist, nämlich bei den Namen von 
Firm en, Verbänden, K örperschaften usw., wären die F or­
derungen aufzustellen, daß erstens Kurzworte verwandt 
werden und keine reinen Buehstabenabkürzungen, und daß 
zweitens diese Kurzworte einen Anhalt fü r den vollen 
Namen oder das Tätigkeitsgebiet geben. Gute Beispiele 
sind „Textilnorm“ (Faehnormenausschuß der Textilindu­
strie), „Rheinmetall“ (Rheinische M etallwarenfabrik).
Noch besser ist es, Namen gleich von vornherein klar und 
kurz zu wählen, wie etwa Lufthansa, Reichswehr, Reichs­
nährstand. Bei derartigen Namen ist die V erführung zur 
K ürzung nicht so groß.
Als goldene Regel sollte aber stets gelten, daß wenigstens 
in Veröffentlichungen, die über ein engeres Fachgebiet 
hinaus Geltung haben sollen, also z. B. in Tageszeitungen, 
Abkürzungen überhaupt nicht, oder wenn es gar nicht 
anders geht, mit E rklärung ihrer Bedeutung benutzt 
werden.
Da die allgemeine Befolgung dieser Regel jedoch in ab­
sehbarer Zeit nicht zu erwarten ist, wird das Kurzwort- 
Lexikon vielfach Zeitaufwand beim Suchen ersparen und 
schnelle Auskunft geben können.
F ü r die nächste Auflage sei angeregt, die im einzelnen 
verarbeiteten Abkürzungsverzeichnisse (es gibt solche für 
juristische Faehausdrüoke, Zeitschriftentitel, Firm en) im 
Vorwort zu nennen, damit der Benutzer weiß, daß er in 
diesen nicht mehr zu suchen braucht.
____________________  Dr. O. Frank [2261]

Siedlungswesen

N e b en erw erb s ied lu n g en  fü r  K urz- und V o lla rb e ite r
Vor drei Jah ren  wurde auf Anregung des Reichskurato­
riums fü r Technik in der Landwirtschaft in Zusammen­
arbeit mit dem Verein deutscher Ingenieure eine kleine 
Denkschrift über die Kurzarbeitersiedlung veröffentlicht1). 
' )  V g l. „ T e c h n ik  in  d e r  L a n d w ir ts c h a f t“ 1931 H e f t  11.

Diese Denkschrift bestätigte das, was namentlich im Lande 
W ürttemberg in der Zeit der großen Krise am augen­
fälligsten in Erscheinung t r a t : der mit dem Boden ver­
wurzelte Arbeitnehmer ist krisensicher. Diese Kenntnisse 
erstrecken sich auch auf die allenthalben durch die großen 
und kleineren Werke begangenen Wege, die Arbeitsm arkt­
politik mit dem alten Siedlungsgedanken zu verbinden. 
Jedoch zeigt die A rbeitsm arktpolitik ein ganz anderes Ge­
sicht. W ährend früher das Schwergewicht auf der Woh­
nung lag, liegt heute das Schwergewicht auf dem wirt­
schaftlichen Teil der Siedlung. F rüher herrschte die 
Wohnheimstätte, die Werkwohnung vor. Je tz t geht man 
zur eigentlichen Siedlung ü b e r: Der Arbeiter ist nicht 
wie früher Mieter, sondern wird Eigentüm er eines von 
ihm bestellten Grundstückes. Somit werden die allge­
meinen, nationalen Ziele erreicht: Gesundung der Volks­
gemeinschaft, Pflege der Familie, Entproletarisierung 
durch Bodenständigkeit und Eigentum.
Zwei große Firmen, der Siemens-Konzern und das Krupp- 
Gruson-Werk, Magdeburg, haben in weitgehendem Umfange 
im Sinne der Seßhaftm achung der wertvollen Stammarbeiter 
eine ausgedehnte Siedlungspolitik seit Jahren betrieben. 
Die Erfahrungen sind in einer kleinen Schrift nieder­
gelegt, der entnommen werden kann, daß die Form der 
Nebenerwerbsiedlung in erster Linie dazu beiträgt, dem 
Arbeiter die Verbindung mit dem Grund und Boden 
wieder zurückzugeben 2) . Da fü r die Nebenerwerbsiedlung 
die Industriebeschäftigung grundlegend ist, so kann und 
wird sie nur in Verbindung mit der Industrie bzw. mit 
ändern W irtschaftsunternehm ungen eine Daseinsberechti­
gung haben.
Die F irm a Siemens hat bisher insgesamt 310 Siedlungs­
stellen fertig  erstellt, 342 sind im Bau oder in Vorberei­
tung. Gesiedelt wird nach den Reichsrichtlinien. Das 
Reich stellt einen Betrag von 2500 RM je Stelle darlehens­
weise zur V erfügung (im zweiten Bauabschnitt war das 
Reichsdarlehen um ein geringes höher). Der Betrag ist 
in dem der ersten E rnte folgenden Ja h r  mit 3 %  zu ver- 
sinsen, später mit 4 %  und 1 %  Tilgung. Die Tilgungs­
dauer erstreckt sich auf rd. 45 Jahre. Von seiten der 
Firm a wurde ein freiwilliger Zuschuß von 500 RM je 
Stelle gegeben. Das Gelände wurde von der öffentlichen 
Hand zur V erfügung gestellt. Der Pacht- bzw. Erbbau­
zins beträgt jährlich 0,04 RM /m 2. F ü r kinderreiche Fa­
milien wurde das Reichsdarlehen erhöht bzw. von den 
Siemens-Firmen ein zinsloses Darlehen von 250 RM ge­
geben. Insgesamt hat der Siemens-Konzern fü r die Sied­
lungsvorhaben einen Zuschuß von 400 000 RM gegeben.
Die laufenden Zinsen fü r die Siedlerstelle betragen bei 
der Siedlung Staaken im 2. bis 4. Ja h r  11,75 RM und im
5. Jah r 17,25 RM. Demgegenüber betrug der bisherige 
Mietsdurchschnitt der Siedler monatlich 37,50 RM. Die 
Siedler mußten sieh verpflichten, beim Beginn des Sied­
lungsbaues nicht mehr als drei Tage im W erk zu arbeiten. 
57 %  der Siedler waren gelernte Facharbeiter, 26 %  un­
gelernte Arbeiter, die restlichen entfallen auf angelernte 
Arbeiter. Die Größe der Siedlerstelle beträgt etwa 900 m2, 
außerdem kann billiges Zusatzland am Rande der Siedlung 
erworben werden.
Die angesetzten K urzarbeiter müssen als Gegenleistung 
fü r die. billige Siedlung und die Erwerbsmöglichkeit — 
wie erwähnt — auf einen Teil ihrer Arbeit im W erk ver­
zichten. Die Reichsrichtlinien fordern den Verzicht von 
zwei Tagen Arbeit je Woche, so daß au f drei Siedler, die 
angesetzt werden, ein Vollarbeiter im Betrieb angestellt 
werden kann. Der Siedler bleibt während des Aufbaues 
Arbeitnehmer der Siemens-Firmen. W ährend der Bau­
tätigkeit ist er der Bauleitung der Siemens-Werke unter­
stellt. Neben dieser M itarbeit der Siedler w aren jedoch 
bis jetzt in gewissen Gruppen bezahlte Fachkräfte fü r den 
Aufbau erforderlich.
Die Finanzierung der Siedlung in der bisherigen Form, 
d. h. vorwiegend mit H ilfe von billigen Reichsdarlehen, 
bringt auf die Dauer eine zu große Belastung des Etats. 
Nach einer Veröffentlichung der Deutschen Bau- und 
Boden-bank hat das Reich fü r die vorstädtische Kleinsied­
lung seit November 1931 insgesamt 193 Mill. RM bereit-
2) K ru p p -S ie m e n s , N e b e n e rw e rb s s ie d lu n g e n  f ü r  K u rz -  u n d  V o lla rb e ite r . 
Im  A u f trä g e  d e r  F irm e n  K ru p p  u n d  S ie m e n s  h e ra u s g e g e b e n  von  W a lte r  
Bolz. B e r l in  1934, J u l iu s  S p r in g e r .
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gestellt, von denen bis 1. März 1934 bereits 34 Mill. RM 
als Darlehen ausgegeben worden sind. Derart große Sum­
men können nicht auf Staatskosten laufend aufgebracht 
werden. Es ist daher dringend erforderlich, daß in Zukunft 
die Werksiedlungen nicht mehr mit H ilfe des Staates, 
sondern v o r w i e g e n d  mit Privatkapital finanziert wer­
den. Voraussetzungen hierfür müssen sein: normale Ver­
zinsung des angelegten K apitals und kurze Tilgung bei 
entsprechenden Sicherheiten. Die Unterstützung des 
Staates, der Gemeinden usw. würde sich in erster Linie 
darauf erstrecken, geeignete Grundstücke zu günstigem 
Kaufpreis oder mäßigem Erbbauzins zur Verfügung zu 
stellen. Von diesem Standpunkt gesehen, gewinnt das 
Siedlungsvorhaben des Ivrupp-Gruson-Werkes in Magde­
burg-Buckau Beachtung, da bei diesem Siedlungsvorhaben 
der Beweis erbracht wurde, daß eine Finanzierung aus­
schließlich mit P rivatkapital wohl möglich ist. Bei diesem 
Siedlungsvorhaben handelt es sich nicht um eine Wohl­
fahrtseinrichtung im üblichen Sinne, sondern um eine Ein­
richtung, den tüchtigen M itarbeiter auszuzeichnen und in 
ihm das Vertrauen auf die eigene K ra ft zu stärken.

Das Ivrupp-Gruson-W erk hatte keine Kurzarbeit, und es 
war nicht gut angängig, fü r 30 Siedler die Organisation 
des Werkes auf Kurzarbeit umzustellen. Da unter diesen 
Voraussetzungen an einen Reichszuschuß nicht mehr zu 
denken war, wurde der Weg der privaten Finanzierung 
beschriften. Es gelang, ein großes Versicherungsunter­
nehmen für die Finanzierung der Siedlung zu gewinnen. 
Der Kredit, der fü r die einzelnen Siedlungstellen gegeben 
wurde, betrug 2500 KM und wurde erststellig hypotheka­
risch eingetragen, dazu hat das lvrupp-Gruson-W erk die 
Bürgschaft übernommen. Es ist zu hoffen, daß bei ändern 
Vorhaben diese zusätzliche Bürgschaft nicht mehr ver­
langt wird, wenn bereits eine erststellige hypothekarische 
Sicherstellung gegeben ist. Die besondere Eigenart der 
Finanzierung liegt darin, daß in gleicher Höhe wie das 
Darlehen eine Lebensversicherung für den Siedler abge­
schlossen wurde. Die Versicherung ist auf den Fall des 
Todes des Siedlers oder auf 25 -Jahre abgeschlossen.

Die tatsächliche finanzielle Belastung des Siedlers beläuft 
sieh einschließlich Erbbauzins, Hypothekenzinsen, Lebens- 
versieherungsprämie und sonstigen Aufwendungen auf 
280 bis 300 R M /Jahr, je nach dem Alter beim E in tritt 
in die Lebensversicherung. Stirbt der Siedler, so wird der 
ausgestellte Lebensversicherungsbetrag gegen das Darlehen 
aufgereehnet, die als Sicherheit eingetragene Hypothek 
gelöscht, somit ist das Grundstück schuldenfrei.

Im Gesamtplan sind etwa 500 Siedlerstellen vorgesehen 
mit einer Grundfläche von 1000 m2. Auch hier besteht die 
Möglichkeit, Zusatzpachtland zu erwerben.

Da es sieh bei diesem Siedlungsvorhaben nicht um K urz­
arbeiter, sondern um Vollarbeiter handelte, konnten die 
Siedler selbst nur an den Sonnabenden und Sonntagen 
am Aufbau mithelfen. So mußten die Hauptarbeiten von 
Facharbeitern durchgeführt werden. Gleichzeitig wurde 
der Freiwillige Arbeitsdienst mit eingeschaltet; auf jeden 
Siedler kam ein Helfer des Freiwilligen Arbeitsdienstes.

Diese Form der Vollarbeitersiedlung mit Privatfinanzie- 
rung dürfte sicherlich die Siedlungsform der Zukunft dar­
stellen. Es wird sieh auf die Dauer sowohl im Interesse 
der Werke wie der schaffenden Menschen nicht durch­
führen lassen, die zum Teil doch wertvollsten Arbeits­
kräfte, die in der Siedlung angesetzt sind, auf Kurzarbeit 
zu setzen. Auch geht das Bestreben des Arbeiters dahin, 
möglichst seine vollen Arbeitskräfte dem W erk zur Ver­
fügung zu stellen und nur die verbleibende Freizeit der 
Siedlung zu widmen. Da nach den Richtlinien bei der bis­
herigen Kurzarbeitersiedlung der Siedler bestimmungs­
gemäß verpflichtet ist, höchstens vier Tage im W erk zu 
arbeiten, so ergeben sich heute schon bei einzelnen Sied­
lungsvorhaben Schwierigkeiten, weil dank der Belebung 
der W irtschaft die Arbeitzeit allgemein gestiegen ist. Die 
Siedler versuchen daher, fü r die Bauarbeit V ertreter zu 
stellen, um selbst im W erk voll arbeiten zu können. Zur 
Zeit besteht fü r bestimmte Berufsgruppen auch ein Fach­
arbeitermangel. F ü r hochwertige Facharbeiter ist daher 
nur die Vollarbeitersiedlung durchführbar.

Wiedemann VD I [2177]

Aus ändern Zeitschriften

D ie k ün ftige K reditversorgung des E rbhofes.
G. Feige. Deutscher Volkswirt, Jg. 9 Nr. 7 
(16.11.1934) S. 284/86.

Zu der grundlegend wichtigen Frage der K reditfähigkeit und 
Kreditversorgungsmöglichkeit des Erbhofes nimmt ein Fach­
mann des landwirtschaftlichen Kreditwesens Stellung; er be­
jaht diese Frage grundsätzlich und weist darauf hin, daß 
praktisch die Versorgung des bäuerlichen Erbhofes mit Fremd­
mitteln nicht gestockt hat, von einer „Schrecksekunde“ abge­
sehen. Das Eealkreditgeschäft mit Zustimmung der Anerben­
gerichte und die Personalkreditgewährung wurden fortgesetzt 
unter notwendigen und beabsichtigten Einschränkungen. —  
Künftige Grundlage der Kreditversorgung wird vor allem 
die persönliche Vertrauenswürdigkeit und die Standesehre 
des Erbhofbauern sein. Nur kurzfristige Kredite zu geben, 
wäre mit den Betriebsbedingungen und Lebensnotwendig­
keiten des Bauern ebensowenig zu vereinbaren, wie eine solche 
Einschränkung im Sinne des Erbhofgesetzes (§ 15) und der 
Wirksamkeit der Erbhofgerichte liegen würde.

W irtschaftlichk eit in  der Reklame. K. Schäfer. Die 
Deutsche Fertigware. Jg. 6 H. 9 (Septbr. 1934)
S. 121/130.

Grundlegende Gedanken über die Werbung als Erscheinung 
der neuzeitlichen W irtsehaftsverfassung, für die schätzungs­
weise allein 2 % des Volkseinkommens auf gewendet werden. 
Die Fragestellung ist hier wirklich rein wirtschaftlich, kein 
Gemenge von werbepsychologischen, werbetechnischen und be- 
triebs- oder volkswirtschaftlichen Teilfragen. Ist die Werbung 
wirtschaftlich notwendig? In welcher Form und welchem 
Ausmaß? Welche sind ihre betriebs- und volkswirtschaftlichen 
Aufgaben im besondern? Wie steht es um die W irtschaftlich­
keit der Werbung, gemessen nach Aufwand und Erfolg? Wie 
ist die Frage nach der Rationalisierung der Reklame zu 
stellen? Diese grundsätzlichen Fragestellungen werden in  
diesem Beitrag herausgearbeitet, der eine kürzere Zusammen­
fassung der Abhandlung von Dr. E ric h  S ch ä fe r „Grundfragen 
einer Wirtschaftslehre der Reklame“ , erschienen in der F est­
schrift für E ugen S chm alenbach, darstellt. — Besonders her­
vorzuheben ist die bündige Erledigung des Geredes von der 
„bedarfsweckenden“ Wirkung der Reklame im Sinne einer 
Umsatzerhöhung. Werbung kann keine K aufkraft schaffen; 
aber umgekehrt solche verschwenden durch Überhöhung des 
Werbekostenanteil® am Endpreis. Was erreicht werden kann, 
ist höchstens Bedarfslenkung und Beeinflussung der Verteilung 
vorhandener K aufkraft. Diese Verschiebungen in der K auf­
kraftverwendung mit immer wachsendem Werbeaufwand zu­
gunsten bestimmter Erzeugnisse zu erreichen, führt schließlich 
zu einem unwirtschaftlichen Kampf der Werbung unter sich, 
so daß ein großer Teil der Werbekosten nur für die Zunichte- 
machung der Werbemaßnahmen der 'Wettbewerber draufgeht.

D ie A bsatzw ege für die Papier-, Schreibw aren- und 
Bürobedarfs-Industrien. H. Fischer. D ie Deutsche 
F ertigw are. Jg. 6 H. 9 (Septbr. 1934) S. 130/136. 

Dem Schreibbedarf im weiteren Sinne dient eine vielseitige 
Industrie, die als Verbrauchs-Fertigwarenlieferer einen sehr 
zersplitterten Absatzmarkt mit äußerst vielgestaltigen und 
kleinen Bedarfseinheiten zu versorgen hat. Von der Unter­
suchung der Verbrauchergruppen und ihrer unmittelbaren 
Bezugsquellen ausgehend, werden in diesem Aufsatz (an­
scheinend Teilabschnitt oder Auszug aus einer Prüfungsarbeit) 
die Absatzwege für Schreibbedarf sauber herausgeschält und 
ihre absatzwirtschaftliche Bedeutung umrissen. Dabei wird 
klargestellt, daß unmittelbarer Vertrieb von Industrie zum 
Verbraucher nur angebracht und üblich ist im Falle des Büro­
bedarfs für Großverbraucher mit besondern Ansprüchen und 
bei Vorliegen fachlicher Schwierigkeiten, die Beratung und 
Anleitung der Verbraucher bedingen (Büromaschinen, Buchungs­
und Karteiverfahren). Der übrige Absatz geht über den Groß- 
und Einzelhandel, und zwar sowohl über den fachlich speziali­
sierten wie über den Nichtfachhandel, wobei dem ersten ver­
triebswirtschaftlich die Vorzugsstellung und umsatzmäßig der 
Hauptanteil gehört, der letzte aber nicht entbehrt werden 
kann. Gerade diese V ielfältigkeit des Marktes gibt der 
Untersuchung der Absatzwege und -Verfahren, der Eigenart 
der einzelnen Organe der Verteilung und ihrer Wechselbe­
ziehungen zur Industrie des Schreibbedarfs ihre besondere 
praktische Bedeutung. BE.
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INDUSTRIELLER VERTRIEB
UNTER MITWIRKUNG DER FACHGRUPPE VERTRIEBSINGENIEURE BEIM VDI

Die Britische Industriemesse von London 
und Birmingham
Von D iplomkaufmann ALFRED BETZ, S tu ttg a rt

1. E n tw ick lu n g s g e sc h ich te
Der hervorragende Anteil der Leipziger Weltpresse am 
Ausbau der deutschen Vorkriegsausfuhr nach nahezu 
sämtlichen europäischen und außereuropäischen Gebieten 
erweckte in England den Wunsch, eine der Leipziger 
Messe gleichwertige Organisation zu schaffen. Bereits im 
September 1908 gab ein Birminghamer Bürger, Matthias 
W atts, die erste Anregung, in Birmingham eine Messe zu 
veranstalten, denn diese S tadt entspreche doch am ehesten 
der wirtschaftlichen S truk tur Leipzigs: liege sie doch im 
mittleren England und sei nach Manchester die größte 
Fabrikstadt des Landes. Birmingham ist der Hauptsit/z 
der Herstellung von Metallwaren aller A rt; seine weit­
verzweigte Metallindustrie beschäftigt heute über 100 000 
Arbeiter. Aber erst 1915 faß te W atts  Gedanke F uß  in 
London, sah man doch nun dort hierin eine ergänzende 
W affe im großen Völkerringen gegen den M itteleuropa­
block! Doch der Krieg war einer weiteren Entwicklung 
nicht günstig, und so gelang es erst im Februar 1920 
den vereinten Bemühungen der Handelskammern von 
London und Birmingham, eine Britische Industrie­
messe m it je einer Abteilung in London und Bir­
mingham ins Leben zu rufen. Staatliche und private 
Stellen arbeiten hierbei zusammen. Das kommt schon da­
durch zum Ausdruck, daß die freien Organisationen der 
Industrie und des Handels, die Handelskammern, das 
Department of Overseas Trade, die wirtschaftspolitischen 
Regierungsstellen der Dominien, der Kronkolonien, Banken 
und Ausfuhrförderungsinstitute m it eigenen Ausstellungs­
ständen auf der Messe vertreten sind.

2. Das äu ß ere  Bild d er B ritischen  In d u striem esse
Der Londoner Teil der „British Industries F a ir“ (B IF ) 
ist in der „W hite City“ und der „Olym pia“ untergebraeht. 
Beide Teile liegen im Stadtinnern, deshalb ist auch kein 
Freigelände vorhanden. Die „W hite City“ m it ihren alten, 
massiven Hallen stellt einen langgestreckten, schmalen 
Gebäudekomplex dar und erscheint somit auf den ersten 
Blick fü r  Messezwecke als nicht gerade günstig. In  ihm 
ist die Textilmesse untergebracht, deren ausgedehnte große 
und geschmackvoll aufgemachte Ausstellungsstände die 
langen Hallenreihen aber weder lang noch kalt erscheinen 
lassen. Die „Olym pia“ , der H auptteil der B IF  in London, 
besteht aus vier aneinander gereihten Hallen, die im Laufe 
des Jahres fü r  die verschiedensten Ausstellungs- und Vor­
führungszwecke benutzt werden. Die „Em pire und Natio­
nal H all“ haben zwei obere volle Stockwerlre, während die 
„Grand H all“ , die in der Mitte bis zum Dache offen ist, 
über mehrere Stockwerke gehende Galerien besitzt.
Der in Birmingham vorhandene Ausstellungsraum von 
150 000 Q uadratfuß (davon sind 85 000 Q uadratfuß ver­
mietbare Fläche) reichte bald nicht mehr aus; man behalf 
sich mit allen möglichen M itteln; 1921 wurde das Messe­
gebäude durch Anbau um 30 000 Q uadratfuß verg rößert; 
doch die Entwicklung ging weiter, wie die folgende Zahlen­
tafel anzeigt:

Jahr G ebäudefläche Ausstellungsfläche G esam tfläche

1924 180 000 Q.-Fuß 47 000 Q.-Fuß 9 Acres
1933 566 000 „ 264 000 „ 50 „

3. D ie B ilanz d er BIF von 1 9 3 4
Die Birminghamer Messe besteht aus sechs Abteilungen: 
H ardw are—Building—H eating—Gaz—Electrieity und E n­
gineering. In  Zukunft sollen die G ruppen Building und 
H eating zu einer großen Abteilung vereinigt werden. 
Bei den Gruppen Hardware, Gaz und H eating scheint die 
Firmenbeteiligung so zu sein, daß sich der Besucher ein 
geschlossenes Bikl von der Leistungsfähigkeit dieser beiden 
Geschäftszweige machen kann, während fü r  die ändern 
Abteilungen die Zahl der Aussteller meistens zu gering ist, 
um dem Einkäufer einen wirklichen Überblick über den 
betreffenden Industriezweig zu geben. E r findet hier nur 
einige bedeutende Firm en vertreten, während er die ändern

außerhalb der Messe in ihrem G e s c h ä f t s m i t t e lp u n k t  auf­
suchen muß.
Auf der Londoner Abteilung sind einmal die Dominien und 
die Kolonien mit ihren Erzeugnissen und anderseits die 
Textil-, Möbel-, 'Spielwaren-, Nahrungsm ittelindustrien usw. 
vertreten.
Das Verhältnis von Aussteller zu Besucher zeigt, wie vor­
sichtig man in der Beurteilung der Zahlen sein muß. 
Leipzigs statistische Angaben über Aussteller und Be­
sucher lassen sich nicht ohne weiteres vergleichen mit denen 
von Paris, London oder Birmingham, denn jede euro­
päische Messeveranstaltung ist wieder anders aufgezogen.

A ussteller Besucher
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In  Birmingham war die Zahl der ausländischen Besucher 
um rd. 2 0 %  höher als die des V orjahres; besonders stark 
war der Besuch aus Holland, Skandinavien, Belgien, 
Frankreich und Deutschland. W as das geschäftliche E r­
gebnis anbetrifft, so kann man allgemein sagen, daß es 
das von 1933 bei weitem übertrifft, insbesondere wird das 
starke Anwachsen der Auslandskäufe gemeldet. Die Pfund­
entwertung hat der englischen Industrie eine nennenswerte 
Geschäftsbelebung gebracht.

4. N eueru ng en  fü r d ie  B IF 1 9 3 5
Der Termin fü r  die Londoner Messe bleibt unverändert; 
sie w ird also vom 18. 2. bis 1. 3. 1935 dauern, die technische 
Messe in Birmingham dagegen hat sieh fü r eine Verlegung 
ausgesprochen, da der F ebruar zu früh  und außerdem zu 
dieser Zeit das Freigelände kaum benutzbar sei. Sie dauert 
nun vom 20. bis 31. 5. 1935. Auch in der Londoner Ab­
teilung hatte sich ein Teil der Textilindustriellen fü r die 
Anberaumung einer späteren E röffnung  eingesetzt. Für 
London w ar jedoch ausschlaggebend, daß einmal die große 
Mehrheit seiner Aussteller die Beibehaltung des alten 
Termins v o r  der Leipziger Messe wünschte, und daß 
anderseits die Olympia- und W hite-Hallen zu einem ändern 
Zeitpunkt nicht zu haben waren.
Wie sich dies auf den ausländischen und insbesondere den 
überseeischen Besuch auswirken wird, kann noch nicht ge­
sagt werden. Man kann aber wohl annehmen, daß ein Teil 
der ausländischen Besucher, die anläßlich ihres Besuches 
der Leipziger Frühjahrsm esse der von Birmingham eben­
falls einen Besuch abstatten, nicht zweimal die weite Reise
machen werden. [2320]
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